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Protokoll
46. Sitzung

vom Donnerstag, 08. Februar 2018, 09:00-12:00 und 13:30-16:30 Uhr

Abwesend Vormittag: Beeler Marie-Theres, Biedert Anita, Meschberger Regula, Steine-
mann Regula

Abwesend Nachmittag: Biedert Anita, Buser Christoph, Maag-Streit Bianca, Mller Marie-
Therese, Steinemann Regula

Kanzlei: Vetter Peter

Traktanden
1. Begrussung, Mitteilungen 2017
2. Zur Traktandenliste 2020

3. Wahl eines Stellvertreters bzw. einer Stellvertreterin des Ombudsman fur die Amtsperiode
vom 1. April 2018 bis 31. Marz 2022 2021

4. Ersatzwahl eines Ersatzmitglieds der Kantonalen Taxations- und Erlasskommission ftr
die Amtsperiode vom 1. April 2018 bis 31. Méarz 2022 2022

5. Anderung des Denkmal- und Heimatschutzgesetzes 2022

Anderung des Bildungsgesetzes vom 6. Juni 2002 (SGS 640) zur Umsetzung der Motion
2016/017 «Verfassungskonforme Entscheidungen — Abschaffung Bildungsrat» 2023

7. Nicht formulierte Volksinitiative «Stopp dem Verheizen von Schuler/-innen: Ausstieg aus
dem gescheiterten Passepartout-Fremdsprachenprojekt» 2027

8. Projekt Passepartout; Verantwortliche machen Zugestandnisse und geloben Besserung 2032

Schullager in der Romandie 2034
10. Beteiligungsbericht 2017 2037
11. Sammelvorlage betreffend 16 Schlussabrechnungen von Verpflichtungskrediten;

Abrechnungsperiode Januar 2017 — Oktober 2017 2038
12. Abrechnung der grenziiberschreitenden OV-Linien fir das Jahr 2015 2043
13. H2 Pratteln, Liestal (HPL), Teil-Schlussabrechnung, Restkredit fir die Fertigstellung der

Rheinstrasse 2044
14. Mensch mobil — Fahrten flir Behinderte und Betagte in den OEV integrieren 2047
15. Uberpriifung von Fahrzeugverkaufen der Garage BUD 2050
16. Sekundarschulkreis Ergolz 1, SEK | Liestal Frenke, Gesamtsanierung,

Ausgabenbewilligung (Projektierung) 2055
17. Gymnasium Minchenstein, Chance nicht verpassen 2056
18. Strengere Kostenvorgaben bei Bauvorhaben 2057

19. Einfuhrung in Staatskunde und Politik an den Schulen der Sekundarstufe II 2059
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20. Betrieb eines Schulheims fir weibliche Jugendliche fiir eine ausgewiesene Nachfrage auf

deutschschweizerischer Ebene 2065
21. Fragestunde der Landratssitzung vom 8. Februar 2018 2066
22. Registrierung der Bienenstande 2068
23. Kantonale Erlasse, die eine «Altersguillotine» enthalten 2068
24. SIP Nordwestschweiz 2069
25. Motorfahrzeugkontrolle beider Basel: Anzahl Nachkontrollen reduzieren 2069
26. Keine Luxusguter fur Sozialhilfebezuger 2069
69. Fairnessinitiative 2074

Protokoll der 46. Sitzung vom 08. Februar 2018 2016



BASEL #%

LANDSCHAFT AR

Nr. 1875

1. Begrissung, Mitteilungen
2017/639; Protokoll: mb, mko

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) begriisst alle Anwesenden zur heutigen Sit-
zung, der zweiten im Jahr 2018.

— Nordwestschweizerisches Parlamentarier/innen-Skirennen

Der Anmeldeschluss riickt ndher und es hat noch nicht sehr viele Anmeldungen. Es ist zu hoffen,
dass sich noch einige motivieren kdnnen, an diesem Anlass teilzunehmen. Fur das heutige Eisho-
ckeyspiel sind noch wenige Platze im Stadion frei.

— Rucktrittsschreiben

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) verliest ein Ricktrittschreiben, datiert vom 17.
Januar 2018:

«Sehr geehrte Frau Landratsprasidentin, liebe Elisabeth

Im Hinblick auf die kommende Aufgabe, ab 1.7.2018 den Landrat zu prasidieren, habe ich mich
entschieden, per 31.3.2018 als Prasident der Bau- und Planungskommission zu demissionieren
und zugleich aus der BPK auszutreten.

Mit freundlichen Griissen
Hannes Schweizer»

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) verliest ein weiteres Ricktrittschreiben, das
von heute, dem 8. Februar 2018, datiert:

«Sehr geehrte Frau Landratsprasidentin, liebe Elisabeth
Geschatzte Landratinnen, geschétzte Landréate
Geschatzte Mitglieder des Regierungsrates

Seit bald 15 Jahren gehore ich dem Landrat an. Es war eine sehr tolle, lehrreiche Zeit. Die vie-
len Personlichkeiten kennenzulernen, war eine grosse Bereicherung. Anstehende Probleme
nicht nur zu diskutieren, sondern sie vor allem zu l6sen, war und ist oft eine grosse Herausfor-
derung. Das Volk hat uns allen hier diesen Dauerauftrag erteilt. Und meistens — so finde ich -
haben wir diesen Auftrag erfllt.

Der Hohepunkt meiner politischen Karriere war zweifelsohne das Landratsprasidium im Jahre
2016/2017. Sie haben mich in dieses ehrenvolle Amt gewahlt. Fir lhr Vertrauen mdchte ich
mich nochmals herzlich bedanken. Es war mir eine sehr grosse Ehre, das Baselbiet und unser
Parlament in dieser Zeit zu vertreten.

Nun ist es an der Zeit, mich zu verabschieden. Per Ende Marz 2018 werde ich aus dem Land-
rat ausscheiden.

Erlauben Sie mir, verehrte Landréatinnen und Landrate, noch zwei kurze Anmerkungen:

Wir leben hier in einer stark vernetzten Region. Eine Region am Oberrhein, die durch viele
Grenzen durchschnitten ist. Das macht eine grenziiberschreitende Zusammenarbeit nicht nur
notwendig sondern gleichzeitig auch kompliziert und manchmal auch teuer. Dem muss sich die
Politik und das Parlament offen und proaktiv stellen — «Baselbiet first» ist kein zielfihrendes
Programm.

Und noch mein ganz personliches Anliegen: die Biodiversitat. Die Lebensraume fiir viele Tiere
und Pflanzen sind auch im Baselbiet stark bedroht, starker als man auf den ersten Blick wahr-
nehmen mag. Bitte kimmern Sie sich auch weiter darum!
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Schliesslich mochte ich mich ganz herzlich bei Ihnen allen bedanken: fir die tollen Begegnun-
gen und Gesprache, fir den ein oder anderen Fight, den wir — und das habe ich immer sehr ge-
schatzt - meist anstandig und konstruktiv gefochten haben, vor allem aber auch fir die gemein-
samen Lacher in diesem Saal.

Ihnen allen wiinsche ich alles Gute und viel Erfolg und freue mich auf ein Wiedersehen.

Philipp Schoch, Landrat Pratteln»

—  Entschuldigungen

Ganzer Tag: Anita Biedert, Regierungsrat Thomas Weber
Vormittag: Regula Meschberger, Marie-Theres Beeler
Nachmittag: Bianca Maag-Streit, Marie-Therese Mller

Regierungsrat Thomas Weber befindet sich heute an der Versammlung der Eidg. Kommission fur
allgemeine Leistungen und Grundsatzfragen (ELGK) in Bern.

- Verabschiedung von Marie-Theres Beeler

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) verabschiedet Marie-Theres Beeler mit fol-
genden Worten:

«Marie-Theres Beeler wurde am 15. Januar 2009 als Nachfolgerin von Esther Maag angelobt und
gehorte somit dem Landrat etwas mehr als 9 Jahre lang an. Wahrend ihrer ganzen Amtszeit war
sie Mitglied der Volkswirtschafts- und Gesundheitskommission. Seit 2011 sitzt sie auch in der In-
terparlamentarischen Kommission FHNW, zudem wirkte sie in der Spezialkommission Parlament
und Verwaltung mit und war in der Legislaturperiode 2011-2015 Biromitglied; seither amtet sie als
Stimmenzahlerin.

Marie-Theres reichte 31 Vorstisse ein, die meisten in den Bereichen Gesundheits- und Sozialpoli-
tik. Sie legte besonders Wert darauf, dass man in parteitibergreifender Zusammenarbeit zu guten
Resultaten und somit ans Ziel kommt. Mit ihrem Hintergrund als Theologin und Mediatorin trug sie
immer wieder dazu bei, Blockaden zu Uberwinden und weiterflihrende Losungen mitzugestalten.
Der Ricktritt aus dem Landrat fallt ihr nicht leicht; aber er steht nattrlich im Zusammenhang mit
ihrer neuen Aufgabe als Stadtratin von Liestal, auf die sie sich sehr freut und der sie sich mit gan-
zer Energie widmen méchte.

Wir danken Marie-Theres Beeler ganz herzlich fir ihr grosses Engagement im Landrat und flir den
Kanton Basel-Landschaft und winschen ihr fur ihr neues Amt sowie fr ihren weiteren Lebensweg
alles Gute!» [stehender Applaus]

- Verabschiedung von Landschreiber Peter Vetter

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) verabschiedet Landschreiber Peter Vetter mit
folgenden Worten:

«Peter Vetter wurde vom Landrat am 28. November 2013 in stiller Wahl zum Landschreiber fir die
Amtsperiode 2014-2018 gewabhlt, in einem Einervorschlag der Findungskommission; in ihrem Be-
richt hiess es, Peter Vetter liberzeuge durch einen ,abgerundeten Mix aus den hoch gewichteten
Anforderungen Fiihrungs- und Sozialkompetenz, Besonnenheit, Uberzeugungskraft und Glaub-
wirdigkeit®. Als Jurist, mit grosser Fuhrungserfahrung und dank seines Hintergrunds als Gemein-
derat, Richter oder Schulratsprasident, sei er der richtige Kandidat; davon zeigten sich in den Hea-
rings auch alle Fraktionen tberzeugt.

Nach einer turbulenten Phase mit Wechseln an der Spitze der Landeskanzlei und entsprechender
Unruhe bei den Mitarbeitenden Gbernahm Peter Vetter zusammen mit dem ebenfalls neuen 2.
Landschreiber Nic Kaufmann keine leichte Aufgabe; und auch die Einarbeitung in die Verfahren-
sablaufe, Prozesse und die vielen Dossiers nahm Zeit in Anspruch — kein Wunder bei einem
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Quereinsteiger. Aber wer Peter Vetter bei dieser Aufgabe begleitete und beobachtete, konnte fest-
stellen, wie rasch es ihm gelang, sich in der Materie zurechtzufinden; das geht von Wahlen und
Abstimmungen Uber Stimmrechtsbeschwerden, die Verfahrensabléufe an Landratssitzungen und
zur Bewaéltigung der vielen Geschéfte in der Regierungssitzung bis hin zu einer Menge Reprasen-
tationsaufgaben.

Peter Vetter pflegte als Vorgesetzter einen partizipativen Stil und war fur die Mitarbeitenden der
Landeskanzlei immer greifbar und an ihrer Arbeit interessiert; besonders mit den Abteilungsleitern
und -leiterinnen der Landeskanzlei stand er in einem engen Austausch, und neue, geeignete Ge-
fasse wie regelmassige Teamsitzungen und ein Newsletter sorgten fiir eine offene und transparen-
te Information, eine hohe Effizienz und ein angenehmes Arbeitsklima innerhalb unserer Stabsstel-
le.

Allerdings war es herausfordernd, Defizite und Schwierigkeiten aus der Zeit vor seinem Amtsantritt
zu beheben oder zu beseitigen. Das waren schwierige und anspruchsvolle Prozesse, vor allem
aufgrund der Vorgeschichte und wenn man unter Dauerbeobachtung seitens der Politik und der
Medien steht. So geschah es bedauerlicherweise, dass Kritik an Zustdnden, die inzwischen schon
fast zwei Jahre zurtickliegen und durch geeignete Massnahmen und Umstrukturierungen langst
tberwunden sind, anhaltend und 6ffentlich gedussert wurden. Angesichts der Heftigkeit dieser
Vorwurfe, die auch an seinen Kraften zehrten, gab er im September bekannt, auf eine Wiederwahl
zu verzichten und einen beruflichen Neuanfang zu wagen. Dieser Schritt Gberraschte alle, und
viele, darunter auch ich, bedauerten das. Die deutlichen Ausserungen im Landrat und in den Me-
dien hoben die Leistungen und Verdienste von Peter Vetter eindriicklich hervor. Ich zweifle auch
nicht daran, dass er vom Landrat gut wiedergewahlt worden wére.

Diejenigen, die mit Peter Vetter zusammenarbeiten durften — wie beispielsweise die Geschéftslei-
tung des Landrates, aber auch der Regierungsrat — erlebten ihn als gewissenhatft, dienstleis-
tungsbewusst, zuganglich und sehr loyal. Ich durfte fast drei Jahre mit Peter Vetter zusammenar-
beiten. In dieser Zeit schatzte ich seine Zuverlassigkeit, seine Sorgfalt und seine Kompetenz als
Landschreiber sehr. Gerade auch heute unterstitzte er mich grossartig, weil Alex Klee wegen
Krankheit abwesend ist. Den schwierigen Spagat, den die Position als Stabschef von zwei Staats-
gewalten erfordert, meisterte er gut. Konstruktive Kritik nahm er immer offen entgegen und zog die
notigen Schlisse daraus. Unter seiner Amtszeit nahm die Landeskanzlei einige grdssere und
wichtige Projekte in Angriff und schloss sie ab; nicht zuletzt im IT-Bereich. Auch viele Abstim-
mungssonntage sowie die Landrats- und Regierungsrats-Wahlen und die Wahl der Eidgendéssi-
schen Rate hatte er mit seinem Team umsichtig vorbereitet und durchgefihrt.

Wir bedauern ausserordentlich, dass wir Peter Vetter nun verabschieden muiissen; aber wir verste-
hen und respektieren seinen Entscheid. Im Namen des ganzen Landrates bedanke ich mich bei
unserem scheidenden Landschreiber sehr herzlich fir sein grosses Engagement zugunsten des
Kantons Basel-Landschaft; und fiir den weiteren beruflichen und privaten Lebensweg wiinschen
wir Dir, Peter, von ganzem Herzen viel Gliick, viel Erfolg, viel Zufriedenheit!» [langer, stehender
Applaus]

Peter Vetter verfolgte in letzten vier Jahren Jahren fast 500 Stunden lang die Debatten in diesem
Saal. Am Stlck gerechnet waren das 20 Tage a 24 Stunden. Und immer hérte er nur zu, was ge-
redet wird. Wahrend der ganzen Zeit hatte er nicht ein einziges Mal das Wort. Und jetzt, plétzlich,
hat er es. Es fragt sich nun, was man damit macht? Stellung nehmen — aber zu was? Lob und Ta-
del verteilen, Landratinnen und Landrate zensieren — das ware vermutlich ausgesprochen unklug.
In dieser Situation ist es angebracht, Dank auszusprechen. Zuallererst der Landratsprasidentin fir
ihre sehr freundlichen Worte eben, die ihn sehr gefreut haben. Es ist bewegend, so viel Lob zu
erhalten; ob verdient oder nicht miissen andere beurteilen. Dank geht auch ans aktuelle Landrats-
prasidium insgesamt. Die Zusammenarbeit mit allen drei Kolleginnen und Kollegen ist ausgezeich-
net und toll. Bedanken mdchte er sich auch bei den friiheren Landratsprasidien, mit denen er in
den letzten vier Jahren zusammenarbeiten durfte. Drei davon sind noch im Saal: Marianne Hollin-
ger, Franz Meyer und Philipp Schoch. Auch mit ihnen war die Zusammenarbeit hervorragend.
Nicht zuletzt schuldet er allen Landratinnen und Landréten grossen Dank dafur, dass sie ihn vor
vier Jahren einstimmig in ein sehr interessantes Amt gewéhlt hatten. Er genoss — in der grossen
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Mehrheit zumindest — wahrend dieser Zeit viel Vertrauen und grossen Respekt. Vielen Dank dafr.
Ganz besonders sei naturlich dem Team auf der Landeskanzlei gedankt, ohne das er schon am
ersten Tag wieder hatte die Segel streichen und die Koffer packen kénnen. Ein Dank gilt auch den
Kolleginnen und Kollegen in der gesamten Verwaltung, als deren Mitglied er sich immer sehr wohl
gefuihlt hatte. Er hatte stets das Gefiihl, dass die Zusammenarbeit untereinander gut und intensiv
ist und dass man sich in der Verwaltung viel Mihe gibt, um den Kanton vorwérts zu bringen.
Schliesslich sei dem Regierungsrat herzlich gedankt. Mit ihnen hat der Kanton eine tolle Fih-
rungscrew. Dieses Urteil kann sich der Votant anmassen, weil so nahe wie er wohl niemand sonst
die Regierungsmitglieder in den letzten vier Jahren begleitet hat. Entsprechend darf man fur bare
Minze nehmen, wenn er sagt, dass es ein wirklich ausgezeichnetes Team ist.

Alle wissen, dass er sein Amt nicht auf die leichte Schulter nahm und auch hin und wieder schwer
daran trug. Am kommenden Donnerstag wird er die Landeskanzlei aber ohne Groll verlassen,
sondern dankbar fir das Erlebnis, Landschreiber gewesen zu sein. Dennoch ist er auch froh, wenn
er sich schon bald vollstandig auf die Juristerei konzentrieren kann, die doch seine grésste Her-
zensangelegenheit ist.

Alles Gute — und tragt Sorge zum Kanton. Auf Wiedersehen. [Applaus]

Nr. 1876

2. Zur Traktandenliste
2017/640; Protokoll: mb, ble

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) erklart, es gebe einen Antrag auf Absetzung
von Traktandum 4: «Wabhl eines Ersatzmitglieds der Kantonalen Taxations- und Erlasskommission
fur die Amtsperiode vom 1. April 2018 bis 31. Marz 2022. Grund fir den Antrag auf Absetzung des
Traktandums ist, dass die SP die Nomination noch nicht vornehmen konnte.

:/I: Die Traktandenliste wird nach Absetzung von Traktandum 4 wie vorgeschlagen beschlossen.

- Zur Frage der Dringlichkeit: Interpellation von Adil Koller: Weitet sich die Zak-Affare aus?
(2018/208)

Landratspréasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) erklart, der Regierungsrat sei nicht bereit, die
Interpellation als dringlich entgegenzunehmen.

Regierungsprasidentin Sabine Pegoraro (FDP) signalisiert Verstandnis fiir das Anliegen, Auskunft
zu erhalten. Zurzeit ist aber VGD-Direktor Thomas Weber nicht anwesend, und nach Auskunft der
VGD liegen auch noch keine Informationen zu dem Entscheid vor, der heute offenbar Uberra-
schend eintraf. Da zum heutigen Zeitpunkt zu wenig detailliert informiert werden kann, wird vorge-
schlagen, die Interpellation nicht dringlich zu beantworten, sondern sie flir die ndchste Landratssit-
zung zu traktandieren. Bis dann werden voraussichtlich die nétigen Informationen vorliegen und
von Thomas Weber vertreten werden kénnen.

Fur Adil Koller (SP) ist dies ein gangbarer Weg. Die Fragen sind tagesaktuell und sollen mog-
lichst rasch beantwortet werden. Die Information muss jedenfalls vor der Kenntnisnahme des Be-
richts zum Beitragsjahr 2016 erfolgen, ansonsten sind die Fragen Uberfllissig. Fir eine zeitnahe
Beantwortung ware er dankbar. — Der Interpellant zieht seinen Antrag auf Dringlichkeitserklarung
zuriick.
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- Zur Frage der Dringlichkeit: Interpellation von Jacqueline Wunderer: Fairnessinitiative
(2018/209)

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) erklart, der Regierungsrat sei bereit, die Inter-
pellation als dringlich entgegenzunehmen. Fir die Dringlichkeitserklarung ist eine Zweidrittelmehr-
heit notwendig.

A Mit 62:17 Stimmen bei 4 Enthaltungen erklart der Landrat die Interpellation von Jacqueline
Wunderer als dringlich. Damit ist die Dringlichkeit gewéhrt (Zweidrittelmehr: 56 Stimmen).

Landratspréasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) erklart, die Interpellation werde am Nachmittag
nach der Fragestunde behandelt.

Nr. 1878

3. Wahl eines Stellvertreters bzw. einer Stellvertreterin des Ombudsman fur die Amts-

periode vom 1. April 2018 bis 31. Marz 2022
2017/322; Protokoll: mb

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) informiert, dass Gemass § 3 Absatz 1 des
Ombudsmangesetzes wird die Stellvertretung des Ombudsman, wie auch der Ombudsman selbst,
vom Landrat auf Antrag einer 13-kopfigen Spezialkommission gewahlt. Fir die Vorbereitung der
heutigen Wahl wurde die Justiz- und Sicherheitskommissionen (JSK) mit der Aufgabe betraut, als
Spezialkommission zu amten.

Kommissionsprasident Andreas Durr (FDP) erklart, dass die JSK die Kandidaturen geprift habe.
Einstimmig kam die Kommission zum Schluss, Franziska Vogel Mansour als geeignete Kandidatin
vorzuschlagen. Im Zusammenhang mit diesem Geschaft ist wichtig zu sehen, dass die jetzige Si-
tuation des Ombudsman stv. unglicklich ist, da es sich um eine Feuerwehrposition handelt. Das
bedeutet, es handelt sich um eine Position ohne festes Pensum und Einsatzplan aber mit standi-
ger Bereitschaft. Dies méchte die JSK andern und hat Anderungen mit einer Kommissionsmotion
eingeleitet.

:/I: Der Landrat beschliesst mit der Stillen Wahl das Folgende:

- Detailberatung Landratsbeschluss
Kein Wortbegehren.

- Rickkommen
Es wird kein Riickkommen verlangt.

:/I: Der Landrat beschliesst mit der Stillen Wahl das Folgende:

1. Franziska Vogel Mansour, geboren 1951, wohnhaft in Binningen, wird zur Stellvertreterin
des Ombudsman fur die Amtsperiode vom 1. April 2018 bis und mit 31. Marz 2022 ge-
wahlt.

2. Die Stellvertretung des Ombudsman wird in die Maximum-Stufe der Gruppe D2 gemaéass
Personaldekret § 32a, Abs. 1 lit. ¢ eingewiesen. Es erfolgt eine Anstellung im Stunden-
lohn.

3. Der Stundenlohn betragt im Jahr 2018 CHF 97,12 zuzuglich Ferien- und Feiertagsent-
schéadigung.
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Nr. 1877

4. Ersatzwahl eines Ersatzmitglieds der Kantonalen Taxations- und Erlasskommission
fur die Amtsperiode vom 1. April 2018 bis 31. Marz 2022
2017/635; Protokoll: mb

:/I. Das Traktandum ist mangels Vorliegen einer Nomination abgesetzt.

Nr. 1879

5. Anderung des Denkmal- und Heimatschutzgesetzes
2015/70; Protokoll: mb

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) erinnert an die letzte Landratssitzung, in der
die 1. Lesung ohne Anderungen abgeschlossen wurde.

- 2. Lesung
Titel und Ingress

Kein Wortbegehren.

.

882 Abs. 3-5 - §20 Abs. 2-4
Kein Wortbegehren.

. —1Vv.

Kein Wortbegehren.

Martin Ruegg (SP) fasst die Haltung eines Teils der SP-Fraktion zusammenfassen. Der Teil, den
der Redner vertritt, ist der Meinung, dass die vorliegenden Fragen dem Volk vorgelegt werden
sollen. Diese haben eine 6ffentliche Diskussion verdient. Aus diesem Grund ist es richtig, das 4/5
Mehr nicht zu gewédhren. Der Redner bittet den Landrat, dies in seiner Beschlussfassung zu be-
ricksichtigen und mit seiner Abstimmung eine Volksabstimmung zu ermdglichen.

- Schlussabstimmung

;- Der Landrat beschliesst die Anderung des Denkmal- und Heimatschutzgesetzes mit 67:16
Stimmen. Das 4/5-Mehr ist erreicht; somit unterliegt das Gesetz dem fakultativen Referen-
dum.

:/I: Die Motion 2009/259 wird mit 82:0 Stimmen abgeschrieben.

Landratsbeschluss
Gesetz Uber den Denkmal- und Heimatschutz (DHG)

vom 8. Februar 2018

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:
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1. Die Anderung des Denkmal- und Heimatschutzgesetzes (DHG) wird beschlossen.
2. Die Motion 2009/259 betreffend «Uberpriifung des Denkmal- und Heimatschutzgesetzes» wird

abgeschrieben.
Nr. 1880
6. Anderung des Bildungsgesetzes vom 6. Juni 2002 (SGS 640) zur Umsetzung der
Motion 2016/017 «Verfassungskonforme Entscheidungen — Abschaffung Bildungs-
rat»

2017/273; Protokoll: bw

- 2. Lesung Bildungsgesetz

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) erinnert daran, dass der Landrat an der letzten
Sitzung die 1. Lesung mit Anderungen abgeschlossen habe.

l.

§ 39 Abs. 2 - § 83 Abs. 2 und 2
Keine Wortbegehren.

§ 84 Abs. 1, 2, 2", 3 und 4

Pascal Ryf (CVP) stellt einen redaktionellen Anderungsantrag zu § 84 Abs. 1 Buchstabe g. Zur
Vereinheitlichung schlagt der Redner vor, «1 Vertreterin oder 1 Vertreter» zu «1 Mitglied» zu &n-
dern.

Al Der Landrat stimmt dem Antrag mit 81:0 Stimmen zu.
§ 85 Abs. 1 - § 112 Abs. 2 und Uberschrift

Keine Wortbegehren.

. —1V.

Kein Wortbegehren.

- Schlussabstimmung

Al Die Anderung des Bildungsgesetzes wird mit 43:40 Stimmen beschlossen. Das 4/5-Mehr

wird nicht erreicht; somit kommt es zu einer obligatorischen Volksabstimmung.

- Detailberatung Landratsbeschluss
Titel und Ingress

Paul R. Hofer (FDP) stellt im Namen der FDP-Fraktion den Antrag, den Titel zu &ndern. Urspriing-
lich wollte die FDP den Bildungsrat ganz abschaffen. Was die Regierung produziert resp. vorgelegt
hat und fir lange Diskussionen im Landrat sorgte, kommt eigentlich fast einem Gegenvorschlag
gleich. Die Regierung schlagt die Griindung eines Beirates Bildung vor. Um es flr eine allfallige
Volksabstimmung einfacher und simpler zu machen, hat der Redner folgenden Vorschlag fir eine
Anderung des Titels:

Mitwirkung im Bildungswesen — Schaffung des Beirates Bildung

Dabei handelt es sich um eine klare Aussage dazu, wortiber das Volk eventuell abstimmen muss.
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Miriam Locher (SP) erklart, dass sich die SP dezidiert gegen eine solche Anderung wehren wer-
de. Es geht um die Abschaffung des Bildungsrates und um nichts anderes. Den Namen der Vorla-
ge zu andern, um mdoglichst gut durch die Volksabstimmung zu kommen, ist ein unwirdiges Vor-
gehen. Es handelt sich um einen Etikettenschwindel und eine Verschleierung von Tatsachen. In
der Vorlage geht es um die Abschaffung des Bildungsrates, den es in dieser Form nicht mehr ge-
ben soll. Die Rednerin hat Verstandnis fir das Vorgehen der Beflirworter. Immerhin ist es das x-te
Mal, dass man dem Volk vorschlagt, den Bildungsrat abzuschaffen. Das lasst sich schlecht ver-
kaufen. Die SP-Fraktion wird diesem Antrag sicher nicht zustimmen.

Simone Abt (SP) redet in eigener Sache. Dieser Antrag kommt einem riesigen Haufen Sand
gleich, der dem Volk in die Augen gestreut wird. Das Volk hat dem Bildungsrat mehrfach sein Ver-
trauen ausgesprochen. Den Titel umandern zu wollen ist infam. Es handelt sich um einen schlim-
men Versuch der Schénung. Die Rednerin wendet sich an die Antragsteller und bittet sie, ehrlich
zu bleiben und zu sagen, dass sie den Bildungsrat abschaffen wollen. Dies ist gegeniiber dem
Bildungsrat eine feindselige Vorgehensweise. Die Votantin bittet, den verlogenen Antrag abzu-
lehnen.

Kommissionsprasident Christoph Hanggi (SP) richtet die Frage an den Landschreiber, ob es sich
dabei um einen erlaubten Antrag handle. Der Titel, auf den man sich nun bei dieser Gesetzesan-
derung bezieht, ist nicht der Titel der Vorlage, sondern der Titel der urspriinglichen Motion von
Paul Hofer «Verfassungskonforme Entscheidungen — Abschaffung Bildungsrat». Der Redner
glaubt nicht, dass riickwirkend der Titel der Motion von Paul Hofer geandert werden kann.

Pascal Ryf (CVP) kann juristisch keine Antwort geben, ist aber der Ansicht, dass der beantragte
Titel sehr euphemistisch sei. Dem Volk ist nicht klar, was wirklich kommt. Es ist ein Etiketten-
schwindel. Vom Volk muss entweder ein klares Ja oder Nein zum Bildungsrat kommen. Diesbe-
zuglich kann man unterschiedlicher Meinung sein. Ein euphemistischer Titel ist keine Lésung,
weshalb die CVP/BDP-Fraktion den Antrag einstimmig ablehnt.

Florence Brenzikofer (Griine) sagt, dass auch die Grine/EVP-Fraktion den Antrag einstimmig
ablehne. Es handelt sich dabei um ein faules «Buebetrickli» der FDP. Der Titel ist gesetzt und so
soll die Gesetzesdnderung dem Volk vorgelegt werden. In den letzten zehn Jahren wurde bereits
dreimal dartber abgestimmt. Es ist eine Zwéngerei.

Paul R. Hofer (FDP) stellt die Frage: Wird bei der Annahme des Gesetzes ein Beirat Bildung ge-
schaffen? Ja oder nein? Der Redner beantwortet sie gleich selbst: Ja, es ist nichts anderes als
gerecht, sinnvoll und normal, das Volk zu fragen, ob es einen Beirat Bildung will oder nicht. Aus
diesem Grund schlagt die FDP-Fraktion vor, den alten Titel, der nicht ganz korrekt ist, anzupassen.

Paul Wenger (SVP) stellt fest, dass die Meinungen des Landrates zu diesem Thema gemacht
seien. Die einen wollen, die anderen nicht. Die SVP-Fraktion unterstitzt den Antrag von Paul Hof-
er. Was den Vorwurf des «Buebetrickli» anbelangt: Der Redner erlebte wahrend seiner Zeit im
Landrat manches «Buebetrickli». In der Politik ist dies ein Instrument, das hin und wieder ange-
wendet wird, wie im Eishockey. Der Votant bittet die Landratsprasidentin, abstimmen zu lassen.

Jan Kirchmayr (SP) sagt, dass der Antrag einer bewussten Irrefihrung der Bevoélkerung gleich-
komme. Die Konsequenz des Gesetzes ist ganz klar die Abschaffung des Bildungsrates, was dem
Willen von Paul Hofer entspricht. Alles andere sind alternative Fakten. «Mitwirkung im Bildungs-
wesen» — was soll eine Mitwirkung ohne Kompetenzen? Auch dabei handelt es sich um eine Irre-
fuhrung und Verschleierung.

Florence Brenzikofer (Griine) erinnert an ihre Ausfiihrungen anlasslich der ersten Lesung und
dem Wunsch ihrer Fraktion nach einem Gremium mit Kompetenzen. Aus diesem Grund wird das
Konstrukt mit dem Beirat abgelehnt. Die Fraktion erreichte ein Schreiben aus dem Kanton Solo-
thurn, wo der Erziehungsrat abgeschafft wurde. Diese Gefahr besteht auch hier. Dem Volk muss
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das vorgelegt werden, was in der Motion steht und da steht, dass der Bildungsrat abgeschafft wer-
den soll. Das gebieten Fairness und Transparenz.

Andrea Heger (EVP) richtet sich an Paul Hofer: Die Vorlage soll dem Volk erméglichen, zu wis-
sen, worlber es abstimmt. Die Umwandlung des Bildungsrates in einen Beirat macht ihn zu einer
regierungsratlichen Kommission. Der Regierungsrat hat das Recht, sich beraten zu lassen. Dazu
muss nicht das Volk befragt werden. Es muss aber wissen und entscheiden, ob es den Bildungsrat
geben soll oder nicht. Fir das Volk muss Klarheit herrschen.

Felix Keller (CVP) stellt die Frage, ob der Antrag rechtens sei. Kann man wirklich nachtréaglich den
Titel einer Motion &ndern, obwohl diese mit dem urspriinglichen Wortlaut tberwiesen wurde? Be-
zuglich der Volksabstimmung besteht das Problem, dass man meinen kdnnte, es werde zusatzlich
zum Bildungsrat noch ein Beirat gebildet.

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) antwortet, dass der Titel Bestandteil des Land-
ratsbeschlusses sei, weshalb er geandert werden kann.

Adil Koller (SP) gesteht ein, dass der Antrag von Paul Hofer rechtens sein mag. Es handelt sich
jedoch um eine grassliche Stinkbombe, die auf das Parlament geworfen wird. Der Antrag fuhrt
dazu, dass man nicht mehr weiss, worum es genau geht. Alles ist nur noch Schall und Rauch. Na-
turlich hat Paul Hofer Recht, es geht um die Schaffung eines Beirates Bildung. Aber man muss
ehrlich sein und den Antrag uméndern. Der Votant stellt folgenden Gegenantrag:

Abschaffung des Bildungsrates — Schaffung des Beirates Bildung

Dies ware ehrlich und wirde die Vorlage in ihrer Gesamtheit reprasentieren. Es geht auf der einen
Seite um die Abschaffung des Bildungsrates und auf der anderen Seite um die Schaffung des Bei-
rates Bildung.

Stefan Zemp (SP) betont, dass es sich bei dem Antrag um eine typische Verneblungsbombe
handle, die einmal mehr losgelassen werde. Das Volk hat viermal gesagt, dass es den Bildungsrat
wolle. Wenn die Gegenseite den Bildungsrat abschaffen will, dann soll sie dies laut und deutlich
sagen.

Oskar Kampfer (SVP) fande es angenehm, die Flughdhe der noch friihen Sitzung wieder zu er-
hohen. Einige Aussagen gehen in Richtung Ehrverletzung. Das Niveau soll dem Parlament wieder
angepasst werden. Die Gegenseite hat das Geflihl zu wissen, was das Volk will. Der Redner weiss
auch, was das Volk will. Das Volk verlangt von der Politik, dass sie aufzeigt, wohin es gehen soll.
Ob das, was dahinter passiert, auch rechtens ist, kann das Volk selbst entscheiden. Der aktuelle
Titel kommt einer Verneblung gleich, da die Schaffung des Beirats nicht klar daraus hervorgeht.
Der Votant stellt den Antrag auf Schliessung der Rednerliste. Es wird weder verschleiert noch ver-
nebelt. Diese Unterstellungen gehéren nicht in den Landrat.

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) erklart, dass die Rednerliste nur geschlossen
werden kénne, wenn keine weiteren begrindeten Antrage zu Titel und Ingress gestellt werden
mdchten. [Es werden keine weiteren Antrage gestellt.]

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) lasst Uber den Antrag auf Schliessen der Red-
nerliste abstimmen.

:/I: Der Landrat stimmt dem Antrag von Oskar Kampfer mit 59:24 Stimmen zu. Die Rednerliste
wird geschlossen.

Jurg Wiedemann (Grine-Unabhangige) stimmt mit der SP-Fraktion tiberein, dass die SVP- und
FDP-Fraktion eine vollstandige Abschaffung des Bildungsrates erreichen méchten. So lautete
auch der Titel der Motion. Es ist bekannt, dass der Redner und Regina Werthmdller dieser Motion
zugestimmt haben, weil genau diese Diskussion gewinscht war. Sowohl gegentiber Paul Hofer
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wie auch Regierungsratin Monica Gschwind wurde betont, dass eine ersatzlose Abschaffung des
Bildungsrats nicht in Frage kommt. Es wurde nach Losungen gesucht. Die Vorlage zeigt einen
Weg auf, der wesentlich weniger weit geht als das, was die FDP-Fraktion in der urspriinglichen
Motion wollte. Es handelt sich um eine Kompromissvariante. Ein fundiertes, professionelles Gre-
mium wird belassen, mit dem neuen Namen Beirat Bildung, welches das Amt fiir Volksschulen und
die Regierungsréatin beraten wird. Aus dieser Perspektive ist der Titel «Abschaffung des Bildungs-
rates» falsch. Auch die Erwahnung der Schaffung des Beirates Bildung ist richtig. Der Redner
mochte «Abschaffung des Bildungsrates» nicht im Titel haben. Dies impliziert, dass der Bildungs-
rat ersatzlos abgeschafft wird. Der Vorschlag von Paul Hofer ist addquat und korrekt. Es wurde
bereits einmal beim Lehrplan 21 der Fehler eines irrefiihrenden Titels gemacht. Dieser lautete da-
mals «Einfiihrung Lehrplan 21». Gewisse Leute meinten, mit einem Ja, den Lehrplan 21 einzufiih-
ren und mit einem Nein dies abzulehnen. Es war jedoch genau umgekehrt. Solche Fehler gilt es zu
vermeiden. Die Titel missen dem Inhalt gerecht werden. Eine ersatzlose Abschaffung des Bil-
dungsrates wird der Vorlage nicht gerecht. Deshalb wird der Antrag von Paul Hofer untersttitzt.

Miriam Locher (SP) verweist auf den Antrag von Adil Koller, ndmlich «Abschaffung des Bildungs-
rates — Schaffung des Beirates Bildung». Dies ist ein Titel, welcher der Vorlage gerecht wirde.
«Schaffung des Beirates Bildung» allein kommt einer Verschleierung der Tatsachen gleich. Es
scheint, dass der Vorstoss damals unsorgfaltig vorbereitet wurde, auch weil die Grundlagen gar
nicht stimmen. Jetzt, mit der Volksabstimmung vor Augen, soll nachgebessert werden, um die Ab-
schaffung des Bildungsrates zu erreichen. Ohne eine Anpassung wirde man vor dem Volk verlie-
ren, wie einige Male zuvor. Die Rednerin tiberlasst es der Gegenseite, noch funf oder zehn Vor-
stosse zur Abschaffung des Bildungsrates einzureichen, solange ehrlich gesagt wird, worum es
wirklich geht. Eine Zustimmung zum Antrag von Adil Koller ist folgerichtig, da dieser die wahren
Tatsachen auf den Tisch legt. An Oskar Kampfer: Einfach nach vorne schauen reicht nicht, man
muss auch in die Vergangenheit schauen. Eine Zustimmung zum Antrag von Paul Hofer ist eine
Zustimmung zu einer populistischen Anderung. Seid ehrlich zum Volk!

Andreas Bammatter (SP) dussert sich zum Prozess: Oskar Kampfer hat Recht, wenn er die Red-
nerliste schliessen mochte. Er soll jedoch so fair sein, nicht nach einem eigenen Votum die
Schliessung zu beantragen.

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) stellt die Anderungsantrage Hofer und Koller
einander gegenlber. Die Landratsprasidentin wiederholt die beiden Antrage. Antrag von Paul Hof-
er: «Mitwirkung im Bildungswesen — Schaffung des Beirates Bildung». Antrag Adil Koller: «Ab-
schaffung des Bildungsrates — Schaffung des Beirates Bildung».

Al Der Landrat zieht den Antrag von Paul Hofer mit 44:40 Stimmen vor.

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) stellt den Antrag von Paul Hofer dem Kommis-
sionsantrag gegeniber.

Al Der Landrat stimmt dem Antrag von Paul Hofer mit 45:40 Stimmen zu.
Ziffer 1

Keine Wortbegehren.

Ziffer 2

Al Die Motion 2016/017 wird mit 83:0 Stimmen bei 1 Enthaltung abgeschrieben.
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Landratsbeschluss
Anderung des Bildungsgesetzes vom 6. Juni 2002 (SGS 640): Mitwirkung im Bildungswesen
— Schaffung des Beirates Bildung

vom 8. Februar 2018
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:
1. Die Anderung des Bildungsgesetzes wird beschlossen.

2. Die Motion 2016/017 «Verfassungskonforme Entscheidungen — Abschaffung des Bildungs-
rats» wird als erfullt abgeschrieben.

Nr. 1881

7. Nicht formulierte Volksinitiative «Stopp dem Verheizen von Schiler/-innen: Aus-

stieg aus dem gescheiterten Passepartout-Fremdsprachenprojekt»
2017/353; Protokoll: bw

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) erinnert an die unterbrochene Eintretensdebat-
te an der letzten Landratssitzung. Diese wird nun wieder aufgenommen.

- Fortsetzung der Eintretensdebatte

Kommissionsprasident Christoph Hanggi (SP) rekapituliert, dass sowohl der Regierungsrat wie
auch die Kommission die Initiative zur Ablehnung empfehlen.

Regierungsrétin Monica Gschwind (FDP) sagt, dass an der letzten Landratssitzung viel von den
Beflirwortern der Initiative gehért worden sei. Es fielen Aussagen wie «Passepartout sei geschei-
tert, ein Mist, dass die Schulerinnen und Schuler Gberfordert seien», usw. Eines haben alle Anwe-
senden gemeinsam: Den Willen, dass Schilerinnen und Schiler Fremdsprachen auf einem guten
Level erlernen und ihre Ziele erreichen. Erfillen die Schiilerinnen und Schiiler die Ziele, die ihnen
im Lehrplan gesetzt werden, und werden sie gentigend gut auf ihre berufliche Zukunft vorbereitet?
Diese Fragen kdonnen heute noch nicht beantwortet werden.

Wie ging die Einfiihrung von Passepartout vonstatten? Im Jahr 2010 hat das Volk dem HarmoS-
Beitritt zugestimmt. Im gleichen Jahr bewilligte der Landrat einen Verpflichtungskredit von CHF
12.5 Mio., um das Fremdsprachenkonzept einzufiihren. Die Regierungsratin stimmte als damalige
Landrétin dagegen. Jirg Wiedemann beflrwortete den Kredit jedoch. Vermeintlich befindet man
sich heute in einer verkehrten Welt.

2012/13 haben die ersten Schuilerinnen und Schiler in der dritten Klasse mit Franzdsisch begon-
nen. 2016 hat das Komitee «Starke Schule» die Initiative lanciert. Zu diesem Zeitpunkt befanden
sich die erwahnten Schilerinnen und Schiler in der 6. Klasse, heute sind sie in der 2. Klasse der
Sekundarschule.

Die Regierungsratin steht dem Passepartoutprojekt auch heute noch kritisch gegentiber. Deshalb
hinterfragt sie, hort genau zu, beschaftigt sich intensiv mit der Thematik und handelt. Der Lehrerin-
nen- und Lehrerverein (LVB) kritisierte, dass sie nicht angehért werden, weshalb die Rednerin un-
mittelbar nach ihrem Amtsantritt eine Austauschrunde Passepartout mit Vertreterinnen und Vertre-
tern aller Schulstufen ins Leben rief. Es wurden verschiedene Massnahmen ergriffen. Beispiels-
weise wurde eine Umsetzungshilfe geschaffen, weil festgestellt wurde, dass der Stufentbertritt von
der Primar- in die Sekundarschule nicht klar definiert war und Handlungsbedarf festgestellt wurde.
Die geschaffene Broschire zeigt den Primarlehrerinnen und -lehrern, was sie mit inren Schilerin-
nen und Schiilern erreichen missen. Das ist wichtig. Die Schilerinnen und Schiler missen in der
Sekundarschule da abgeholt werden, wo sie sich Ende Primarschule befinden.

Es wurde auch auf Ebene Erziehungsdirektorinnen und Erziehungsdirektoren intensiv diskutiert.
Gegenuber dem Lehrmittelverlag wurde Druck aufgesetzt, weil das Franzésischlehrmittel heftig
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kritisiert wird. Der Verlag reagierte und kundigte an, die Ausgaben fiinf und sechs des Lehrmittels
zu Uberarbeiten. Nattrlich dauert eine umfassende Uberarbeitung eine gewisse Zeit. Das Lehrmit-
tel soll jedoch nicht noch mehr aufgeblaht werden. Es soll differenzierter sein, mehr Ubungen be-
inhalten, und der Alltagswortschatz soll starker zum Zug kommen. Uber das Lehrmittel wurde viel
gesagt, unter anderem, es wirde 11 Mal mehr kosten, als die bisherigen Lehrmittel. Auch das bis-
herige, mehrfach nutzbare Lehrmittel musste ab und an ersetzt werden. Geht man davon aus,
dass jedes Lehrmittel durchschnittlich alle finf Jahre erneuert werden muss, sind die Kosten des
neuen Lehrmittels in etwa dreimal so hoch wie die fur das Bisherige. Dies als Entgegnung auf die
Aussage, dass das neue Lehrmittel 11 Mal mehr koste.

Aufgrund ihrer kritischen Grundhaltung hat die Regierungsrétin Hearings initiiert, die vor den
Weihnachtsferien stattgefunden haben. Alle Franzésischlehrpersonen wurden eingeladen. Die
Rednerin war selbst immer anwesend und kann bestéatigen, dass das Lehrmittel sehr stark kritisiert
wurde. In der Austauschgruppe wird diskutiert, welche Massnahmen getroffen werden und zur
Verbesserung der Situation beitragen kdnnen. Aber: Bevor es keine breitangelegte Wirkungskon-
trolle gibt, weiss niemand, wo die Schilerinnen und Schuler wirklich stehen. Deshalb wird die Kon-
trolle in allen sechs Kantonen stattfinden. 1°000 Sechstklasslerinnen und Sechstklassler wurden im
letzten Jahr gepruft. Sobald sie in der dritten Klasse der Sekundarschule sind, wird noch einmal
ein Test durchgefihrt, um zu schauen, ob die Lehrplanziele erreicht worden sind. Die Durchfih-
rung und Auswertung der Tests wird in Zusammenarbeit mit der EDK erfolgen, da auch sie Ziele
fur den ganzen Lehrplan setzt.

Die Regierungsratin appelliert an die Landratinnen und Landréate, heute keinen Entscheid aus dem
hohlen Bauch heraus zu fallen. Es wurde viel Zeit und Geld investiert. Die Lehrerpersonen bildeten
sich weiter. Der Unterricht wird standig weiterentwickelt und angepasst.

Die Regierungsratin bittet, dem Projekt Passepartout, das sich mitten in der Einfihrung befindet,
eine Chance zu geben und die Wirkungskontrolle abzuwarten. Aus diesem Grund lehnt der Regie-
rungsrat die Initiative ab.

Jurg Wiedemann (Grine-Unabhéngige) unterschreibt praktisch alles, was die Regierungsratin
gesagt hat. Es gibt jedoch einige Punkte, die beachtet werden missen. Ein Punkt ist, dass die
Lehrmittel massiv kritisiert werden. Die Konsequenz daraus ist, dass eine Uiberwiegende Mehrheit
der Sekundarlehrpersonen die neuen Lehrmittel nicht als roten Faden benutzt und damit arbeitet.
Faktisch kommt dies dem Ignorieren des Lehrmittels gleich, das nur punktuell eingesetzt wird. Aus
diesem Grund ist eine Evaluation nicht zielfihrend, da das Lehrmittel gar nicht verwendet wird.
Zwei Beispiele aus der Praxis: Anfangs Januar hat der Redner bei einer Franzdsischsekundarleh-
rerin und Passepartoutbeflrworterin den Unterricht spontan besucht. Es war eine ausgezeichnete
Lektion, das neue Lehrmittel wurde allerdings nie verwendet. Dies trotz der Tatsache, dass es sich
bei der Lehrperson um jemanden handelt, der von der Einfihrung von Mille feuilles profitiert, weil
sie andere Lehrpersonen in dem Umgang damit schult. Schilerinnen und Schiiler bestéatigten,
dass sie das Buch haben. Einer hatte es nicht dabei, weil es nicht sehr oft gebraucht werde.

Die Ideologie hinter dem Lehrmittel wird kritisiert. Die Ideologie der Fachtexte wird jedoch mit der
von der Regierungsratin angesprochenen Uberarbeitung nicht geéndert. Es ist richtig, dass der
Alltagswortschatz und mehr Ubungen eingebaut werden sollen. Die Didaktik wird jedoch nicht ge-
andert. Ein weiteres Beispiel einer Promotorin von Passepartout: Die Vermittlung der Vergangen-
heitsformen in Franzosisch ist im Lehrmittel Clin d’oeil nicht brauchbar, weshalb sie die Didaktik-
form aus dem Vorganger, Bonne Chance, ibernommen und ein Titelblatt mit dem Titel Clin d’oeil
hinzugefigt hat. Es wurde die Ideologie von Bonne Chance genommen und als Clin d’oeil ver-
kauft. An den Sekundarschulen entfernt man sich momentan ganz weit weg von Clin d’oeil. Aus
diesem Grund ist eine Evaluation auf dieser Stufe unmdglich.

Ein weiterer Punkt: Alle anstehenden Reformen bzgl. der Lehrmittel kosten sehr viel Geld. Es ist
ein Unterschied, ob das Parlament ein Zeichen setzt und nein zur Ideologie und den Lehrmitteln
sagt. Dies ist ein ganz wichtiger Entscheid. Wird dieser Entscheid nicht gefallt, muss das Volk ab-
stimmen. Dies dauert jedoch, da die Regierungsratin Zeit hat, eine Gesetzesvorlage auszuarbei-
ten, welche zuerst in den Landrat muss und schlussendlich dem Volk vorgelegt wird. Der Ausstieg
aus dem Passepartoutprojekt ist per Ende dieses Semesters moglich. Balz Stiickelberger hat es
wahrend der letzten Landratssitzung treffend formuliert: Der Nothahn muss gezogen und zu einer
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Unterrichtsform mit rotem Faden zurtickgekehrt werden. Der Redner bittet, der Initiative zuzustim-
men.

Pascale Uccella (SVP) macht beliebt, keine Bildungsdiskussionen im Landrat zu fiihren. Vor zwei
Wochen wurden die Meinungen und Gedanken gemacht. Diese haben sich wéhrend der letzten
zwei Wochen nicht geandert. Die Diskussion muss nicht aufgebauscht werden. Eine Antwort auf
ein Votum von Roman Brunner aus der letzten Sitzung, in dem er zu mehr Gelassenheit aufgeru-
fen hatte: Ja, Gelassenheit ist gut, aber nicht, wenn sie auf dem Riicken der Kinder ausgetragen
wird. Deshalb ist der Initiative zuzustimmen.

Paul R. Hofer (FDP) kennt niemanden, der das neue Lehrmittel als gut bezeichnet habe. Der
Redner vergleicht das Lehrmittel mit einem rostigen Karren, der einen steilen Hang hinunterfahrt.
Krampfhaft wird zu bremsen versucht, was jedoch nicht funktioniert. Der Karren ist zwar so rostig,
dass mit den Fussen gebremst werden kann, der Aufprall am Ende des Hangs lasst sich jedoch
nicht verhindern. Das Problem ist der rostige Karren. Die FDP-Fraktion unterstiutzt die Initiative
grossmehrheitlich.

Thomas Eugster (FDP) hat zwei Tochter. Die Altere wurde mit dem alten Lehrmittel unterrichtet,
die jungere Tochter mit dem neuen. Beide haben etwa die gleiche Note. Der Redner kann dank
seiner personlichen Erfahrung jedoch bestatigen, dass mit dem neuen Lehrmittel tatsachlich ein-
fach nichts gelernt werde. Die Frau des Votanten ist Sekundarlehrerin und unterrichtet Franzdsisch
und Englisch. Fast taglich gibt es am familiaren Esstisch Diskussionen ber die Unzulanglichkeiten
der Lehrmittel und wie viel zuséatzliche Vorbereitungszeit fir die Kompensation aufgewendet wer-
den muss. Die Bemihungen der Regierungsréatin bestatigt der Redner. Alles Mdgliche wird unter-
nommen. Das Lehrmittel lasst sich jedoch nicht verbessern. Auf Englisch wiirde man dies wohl
«Riding a dead horse» nennen. Ein Ausstieg ist gescheiter.

Florence Brenzikofer (Griine) hat viel gehort und stellt fest, dass vieles vermischt worden sei. Die
letzten beiden Voten bekraftigen den Eindruck, dass heute tber ein Lehrmittel abgestimmt werden
soll. Passepartout ist jedoch kein Lehrmittel, sondern eine Vereinbarung, die sechs Kantone unter-
einander getroffen haben. Die Rednerin ist sehr froh, dass die zustédndige Regierungsratin gewisse
Aspekte klargestellt hat. Regierungsratin Monica Gschwind geht die Schwierigkeiten schrittweise
und differenziert an. Deshalb soll die Initiative abgelehnt werden. Die fehlende Struktur und
Grammatik in Mille feuilles und Clin d’oeil wurden erkannt und werden angegangen. Es ist auch
bekannt, dass sowohl das Englisch- wie auch das Franzdsischlehrmittel nur fur starke Schulerin-
nen und Schiler geeignet ist, weniger fur die Schwachen. Auch das Thema der Einweglehrmittel
wurde erkannt.

Es ist jedoch problematisch, wenn immer wieder behauptet wird, dass die Schlerinnen und Schi-
ler nichts kdnnen. Das stimmt nicht. Die Rednerin ist als Mutter betroffen, unterrichtet aber auch
als Sekundarlehrerin Franzgdsisch in einer 7. Klasse mit dem Lehrmittel Clin d’oeil. Dass es Schu-
len gibt, die gar nicht mit dem Lehrmittel arbeiten, stimmt schlichtweg nicht. Alle Anwesenden sind
eingeladen, den Unterricht zu besuchen und selbst festzustellen, dass das Frihfranzdsisch positi-
ve Spuren hinterlassen hat und Schilerinnen und Schiiler sehr wohl etwas kénnen. Wieso kénnen
sie etwas? Die Primarlehrpersonen sind heute besser ausgebildet als noch vor zehn Jahren. Eine
Evaluation mitten im Projekt macht keinen Sinn. Es muss gemessen werden, was die Schiilerin-
nen und Schiiler nach neun obligatorischen Schuljahren kénnen. Die Begriindung von Regierungs-
réatin Monica Gschwind ist richtig und es gilt abzuwarten und dann zu messen. Die Rednerin ist
davon Uberzeugt, dass die Schilerinnen und Schiler nach neun Jahren auch in Franzésisch und
Englisch etwas kénnen.

Béatrix von Sury d'Aspremont (CVP) mdchte die Diskussion nicht verlangern. Aber immerhin
gibt es wichtige Punkte, die erklart und verdeutlicht werden mussen. Florence Brenzikofer hat be-
reits darauf hingewiesen, dass es um das Projekt Passepartout geht und nicht um die Lehrmittel.
Wichtig ist, die Evaluation abzuwarten, bevor reagiert wird. Man geht nicht mitten im Sturm von
Bord des Schiffs, sondern wartet ab, bis sich der Sturm gelegt hat und der richtige Kurs gesetzt
wurde. Bonne Chance sei so toll gewesen, wurde gesagt. Friher wollten es alle auf den Mond,
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weil damit nichts angefangen werden konnte. Jetzt ist es plotzlich toll. Das ist erstaunlich. Die
CVP/BDP-Fraktion lehnt die Initiative weiterhin grossmehrheitlich ab.

Balz Stiickelberger (FDP) sagt, dass es natirlich um Passepartout gehe. Dies beinhaltet aber
auch das Lehrmittel. Wenn man bemerkt, dass das Produkt falsch ist, dann ist vielleicht auch das
Konzept nicht so gut. Deshalb muss tber beides geredet werden. Fakt ist: Lehrpersonen kritisieren
das ganze Konzept und insbesondere das Lehrmittel scharf. Die Kinder leiden darunter, bemerken
dies jedoch wohl erst in der Oberstufe. Eltern sind sprachlos und ausser sich. Der Redner wehrt
sich gegen das Argument, dass die Eltern als Laien nicht mitreden dirfen. Diese erleben jedoch
taglich, was fur ein Mist das Projekt ist. «Mist» ist stark beschénigend und wurde vom Votanten
bewusst gewahlt, um keine disziplinarischen Massnahmen der Landratsprasidentin in Kauf neh-
men zu mussen. Zusammenfassend: Das Lehrmittel funktioniert genau in dem Fall, in dem die
10% der Schulerinnen und Schiuler, die darauf ansprechen, auf die 10% der Lehrpersonen, welche
das unterrichten kdnnen, treffen. Dies ist eine sehr kleine Schnittmenge. So funktioniert Schule
nicht. In der Bevolkerung herrscht eine grosse Ungeduld auch bezuglich der angekiindigten mehr-
jahrigen und sechskantonalen Evaluation. Jetzt muss der Stecker gezogen und gehandelt werden.
Der Landrat hat es heute in der Hand.

Regierungsratin Monica Gschwind (FDP) antwortet Balz Stiickelberger, dass sie als Mutter auch
schon Muhe mit Lehrmitteln gehabt habe. Dies ist wohl immer schwierig. An Jirg Wiedemann: Er
sagte, die Initiative sei nichtformuliert und besage nur, dass der Kanton aus dem Passepartoutpro-
jekt aussteige. Dies muss ins richtige Licht geriickt werden. Es handelt sich um eine nichtformulier-
te Volksinitiative und die kann interpretiert werden. Aber der Passepartoutvertrag lauft ohnehin am
31. Juli 2018 aus. Eine Verlangerung ist nicht notwendig. Die Annahme der Initiative bedeutet,
dass das Konzept nicht mehr erwiinscht und ein neues Lehrmittel gewollt sind. Viele Méglichkei-
ten, die Initiative zu interpretieren gibt es dann nicht. Es gibt keinen anderen Kanton, der in der 3.
Klasse mit Franzdsisch beginnt. Es muss ein neues Lehrmittel evaluiert werden. Dies ist sicherlich
nicht unmdglich. Die Annahme der Initiative hat allerdings sehr grosse Auswirkungen auf den Kan-
ton.

Marc Schinzel (FDP) verweist auf die personlichen Erfahrungen. Der Redner hat ebenfalls Kinder
in der Primarschule. Das Feedback aus der Lehrerschaft besagt, dass Mille feuilles nur fir starke
Schulerinnen und Schiiler sei. Die schwachen werden abgehangt und haben keine Chance. Diese
haben sie nur, wenn Lehrpersonen die Lehrmittel durch eigene Leistungen und mit eigenen Texten
erganzen. Die Diskussion muss gefuhrt werden. Soll eine Generation von Schulerinnen und Schi-
lern fir das Experiment mit dem Lehrmittel verwendet werden? Oft wird Uber Nebenaspekte wie
die Mobilitat geredet, um das Festhalten am Lehrmittel zu rechtfertigen. Die Solidaritat unter den
Kantonen ist gut, aber tUber der Solidaritat steht, was das Kind lernt. Lehrkréafte und Schulleitungen
aller politischen Lager bekraftigen die Aussagen des Redners Uber das Lehrmittel, auch solche der
SP.

Roman Brunner (SP) sagt, dass jemand, der die Debatte verfolgt, den Eindruck erhalten kénne,
im Landrat seien nur Experten aus dem Bildungsbereich und zum Fremdsprachenkonzept vertre-
ten. Das sind die meisten jedoch nicht. Trotzdem wird wieder eine endlose Debatte Uiber Details im
Bildungsbereich geflihrt. Mittlerweile ist der Landrat auf der Ebene von Lehrmitteln angelangt. Die
Aufgabe des Parlaments ist es, Leitplanken im Bildungsbereich zu setzen. Die Weiterentwicklung
soll den Fachleuten Uberlassen und evaluiert werden. Einmal mehr appelliert der Redner an die
Gelassenheit, die keinesfalls auf dem Ricken der Schilerinnen und Schiler ausgetragen werden
soll. Die Probleme werden ernst genommen und Anderungen vorgesehen. Die Initiative muss je-
doch trotzdem abgelehnt werden, da sie fir die Bildungsharmonisierung und Weiterentwicklung im
Bildungswesen schéadlich ist. Die SP-Fraktion wird sie deshalb ablehnen.

Linard Candreia (SP) gibt zu bedenken, dass neue Lehrmittel immer umstritten seien. Sie als
«Seich» und «Mist» abzustempeln geht nicht. Daran arbeiten viele Leute nach bestem Wissen und
Gewissen. Weiter ist Paul Hofer heute sehr kreativ bezlglich Titel und Vergleiche. Ein neues
Lehrmittel mit einem rostigen Karren zu vergleichen ist sehr weit hergeholt. Die These des Redner
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ist folgende: Es gibt keine guten oder schlechten Lehrmittel. Es steht und fallt mit der Lehrperson.
Die Motivation der Lehrperson ist das Ein und Alles. Die Lehrmitteldiskussion soll losgekopppelt
werden. Es geht um Passepartout. Das ist ein gutes Projekt, dessen Resultate nicht morgen schon
ersichtlich sind. Gebt Passepartout eine Chance.

Thomas Bihler (SP) meint, dass selbstverstandlich Gber Lehrmittel diskutiert werden kénne. Er-
staunlich ist, dass dies die créeme de la creme der Baselbieter Politik im Landrat tut. Als Primar-
lehrperson und Verwender der Passepartoutlehrmittel bemerkt der Redner, dass er viel Kritik hort,
was Franzosisch anbelangt. Die Initiative verlangt allerdings auch die Abschaffung des Englisch-
lehrmittels. Der Votant erlebt jedoch den Unterricht mit dem Englischlehrmittel als sehr gewinn-
bringend und nimmt auch entsprechend viel positives Feedback wahr. Es handelt sich dabei um
ein brauchbares Lehrmittel. Selbstverstandlich beinhaltet es, wie alle Lehrmittel, Fehler, die aber
nicht im Landrat diskutiert werden missen. Die Kritik an einem Lehrmittel darf nicht dazu fihren,
dass das ganze Passepartoutprojekt verworfen wird.

Thomas Eugster (FDP) richtet sich an Béatrix von Sury d'Aspremont und Roman Brunner: Ja,
Ruckmeldungen miissen angeschaut werden. Die Frage ist aber, wie sehr gehen die Riickmel-
dungen darauf ein, was man eigentlich wissen will. Wenn man weiss, dass die Mehrheit der Se-
kundarlehrpersonen hauptséchlich mit Zusatzmaterial arbeitet, dann stellt sich die Frage, wie rele-
vant die Ruckmeldung ist. Warum man dartber im Landrat diskutieren muss? Weil es im Volk bro-
delt und die Sache nicht gut ist. Es ist Aufgabe des Landrates, Missstande zu thematisieren.

Regina Werthmiller (parteilos) wendet sich an Roman Brunner: Ja, die Lehrkrafte missen abge-
holt werden. Monica Gschwind hat gesagt, dass es brodelt und sie an jedem Hearing anwesend
gewesen ist. An Regierungsratin Monica Gschwind: Ja, das Konkordat zum Projekt Passepartout
lauft aus. Das System dahinter und das Lehrmittel will man auch nicht mehr. Deshalb: Stecker
ziehen!

Klaus Kirchmayr (Griine) weist darauf hin, dass bereits zum 2. Mal eine extensive Debatte zu
dieser Thematik gefiihrt werde. Der Redner geht mit Thomas Buhler einig, dass zu viel Zeit in die-
se Diskussion investiert wird, da sie nicht stufengerecht ist. Aus diesem Grund stellt der Votant
den Antrag auf Schliessung der Rednerliste. Zweitens wendet er sich an alle Verantwortungstrager
in diesem Bereich: Wie kann die flachendeckende Einflihrung eines Lehrmittels zu einem solchen
Supergau fuhren? Wird so etwas nicht pilotiert? Kénnen nicht Erfahrungen in einem abgeschlos-
senen Bereich gemacht werden? Sind die Prozesse zur Einfihrung von Lehrmitteln korrekt? Das
ware diskussionswiirdig. Aber ob Lehrmittel x oder y besser ist, gehort nicht in den Landrat.

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) informiert, dass Rolf Richterich eine Sekunde
nach dem Antrag auf Schliessung der Rednerliste gedriickt habe. Er ist jedoch die einzige Person,
die sich noch zu Wort gemeldet hat.

Klaus Kirchmayr (Griine) zieht den Antrag auf Schliessung der Rednerliste zurlck.

Rolf Richterich (FDP) stellt fest, dass die Diskussion einige Bluten hervorgebracht habe. Die Kol-
legen Bihler und Brunner geben sich als Etatisten und verlassen sich ganz auf die Fachleute. Was
ist das fUr eine Haltung? Naturlich ist es nicht toll, darliber im Landrat diskutieren zu miissen. Die-
se Diskussionen finden Ubrigens statt, obwohl es einen Bildungsrat gibt. Ja, es ist nicht stufenge-
recht — aber so sind die politischen Prozesse. Wie krude auch immer die Forderung sein mag — es
muss daruber diskutiert und in diesem Fall tiber die Empfehlung fir das Volk bezuglich der Initiati-
ve abgestimmt werden. Das ist die Pflicht des Landrates. Wieso wird die Moglichkeit einer Initiative
in diesem Fall genutzt? Weil es den Leuten den «Deckel lupft». Es wird weder auf die Leute ge-
hort, die umsetzen missen, noch auf die Schiler oder Eltern. Die Volksinitiative ist ein Ventil und
sie wurde ergriffen. Wenn Linard Candreia sagt, es sei egal, ob ein Lehrmittel gut oder schlecht ist,
dann braucht es doch gar keine Lehrmittel. Der Redner stellt etwas anderes fest: Wenn er mit sei-
nem Sohn eine Aufgabe I6st, kommt es sehr stark darauf an, wie etwas daherkommt, ob er moti-
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viert ist und Erfolg hat, oder ob es sich um einen Mist handelt. Das Lehrmittel ist nicht so unerheb-
lich fir den Lernerfolg. Lehrmittel und Lehrperson sind wichtig.

J/l: Eintreten ist unbestritten.

- Detailberatung Landratsbeschluss
Titel und Ingress

Kein Wortbegehren.
Ziffer 1

Regina Werthmiuller (parteilos) stellt einen Anderungsantrag zu Ziffer 1:

Der nicht formulierten Volksinitiative «Stopp dem Verheizen von Schiiler/-innen: Ausstieg aus dem gescheiterten Passepar-
tout-Fremdsprachenprojekt» wird zugestimmt.

Jirg Wiedemann (Grine-Unabhé&ngige) erganzt, dass eine Annahme dieses Antrags Ziffer 2 des
Landratsbeschlusses obsolet machen werde.

Al Der Landrat stimmt dem Anderungsantrag mit 44:38 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu.
Ziffer 2

Jurg Wiedemann (Griine-Unabhéngige) ist der Meinung, dass es nach der Anderung zu Ziffer 1
zu keiner Volksabstimmung kommen werde. Die Regierungsréatin muss nun eine Gesetzesvorlage
ausarbeiten, in welcher der Beschluss des Landrates umgesetzt wird. Somit ist Ziffer 2 obsolet. Ist
dies korrekt?

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) bejaht dies.

- Schlussabstimmung
/I Dem Landratsbeschluss wird mit 47:36 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt.

Landratsbeschluss

Nichtformulierte Volksinitiative «Stopp dem Verheizen von Schiler/-innen: Ausstieg aus
dem gescheiterten Passepartout-Fremdsprachenprojekt»

vom 8. Februar 2018

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Der nicht formulierten Volksinitiative «Stopp dem Verheizen von Schiler/-innen: Ausstieg
aus dem gescheiterten Passepartout-Fremdsprachenprojekt» wird zugestimmt.

Nr. 1882
8. Projekt Passepartout; Verantwortliche machen Zugestandnisse und geloben Besse-
rung

2017/355; Protokoll: ble

Kommissionspréasident Christoph Hanggi (SP) fuhrt aus: Nochmals die gleiche Thematik wie vor-
hin, diesmal jedoch in Form eines Berichts zu einer Motion (2016-139) «Projekt Passepartout;
Verantwortliche machen Zugestandnisse und geloben Besserung» von Jurg Wiedemann vom 19.
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Mai 2016, die vom Landrat am 3. November 2016 als Postulat Gberwiesen wurde. In seinem Vor-
stoss kritisiert der Postulant diverse Punkte des Passepartout-Projekts. Er bittet den Regierungs-
rat, mittels eines geeigneten Instruments dafiir zu sorgen, dass die Lehrpersonen uberall dort, wo
die Mehrsprachendidaktik nicht funktioniert, davon Abstand nehmen durfen. Dies gilt nach Mei-
nung des Postulanten insbesondere fiir die Lehrmittel sowie die durch Passepartout vorgeschrie-
bene Methodik und Didaktik.

Die Bildungs-, Kultur- und Sportkommission hat die Vorlage anlasslich ihrer Sitzung vom 9. No-
vember 2017 beraten und dabei von der Regierung zeigen lassen, dass es diese Austauschrunde
«Passepartout» gibt und dort evaluiert wird, was schon jetzt verbessert werden kann, und dass
schon jetzt Gber Erfolg und Nichterfolg des Passepartout-Projektes diskutiert wird. Es wird auch
versucht, wo nétig, Gegensteuer zu geben. Von einem Nichtfunktionieren der Mehrsprachendidak-
tik kdnne aber nicht gesprochen werden. Auf Primarschulebene wirden die Ergebnisse als Zwi-
schenbericht 2018 und auf Sekundarschulebene 2021 erwartet.

Von der Verwaltung wird auch mitgeteilt, dass es bei der Lehrmittelwahl eine gewisse Lockerung
geben sollte, aber eine freie Lehrmittelwahl funktioniere nicht. Es soll gepruft werden, was fur
Lehrmittel oder Ergénzungen sinnvollerweise zusatzlich zum Einsatz kommen kénnten. Eine Ver-
grosserung des Spielraums der Lehrpersonen wird angestrebt.

Die Kommission zeigt sich von den von der Verwaltung aufgezeigten Massnahmen Uberzeugt.
Eine Kommissionsminderheit weist aber darauf hin, dass noch nicht alle Massnahmen vollzogen
seien. Das Postulat soll aus diesem Grund stehengelassen werden, bis alle Massnahmen in Kraft
sind.

Die Bildungs-, Kultur- und Sportkommission beantragt entsprechend dem Landrat mit einem
Stimmenverhaltnis von 8:4 Stimmen, das Postulat als erfillt abzuschreiben.

- Eintretensdebatte
Jurg Wiedemann (Grine-Unabhangige) unterstitzt die Abschreibung.

Miriam Locher (SP) und die SP-Fraktion sind flr Abschreiben des Postulats. Zur gefuhrten Dis-
kussion zitiert sie: «Die Kiritik ist angekommen und wird ernst genommen.» Dieser wichtige Satz
floss ein bei dem Entscheid tiber dieses Postulat. Die Verantwortlichen sind daran, die Situation
der Mehrsprachendidaktik laufend zu verbessern und die Sorgen und Schwierigkeiten in der Arbeit
mit Passepartout anzugehen. Die Lehrpersonen sollten mit einer flexibleren Einsetzung anderer
Lehrmittel mehr Freiheiten gewinnen und einen grésseren Spielraum erhalten.

Allerdings ist eine vollig freie Lehrmittelwahl an der Volksschule schlicht nicht mdglich ist. Lehrmit-
tel und Lehrplane sind voneinander abhangig. Es kann nicht sein, dass alle Lehrpersonen im Kan-
ton unterschiedlich weit sind und an voéllig unterschiedlichen Themen arbeiten. Die Vorlage zeigt,
dass die Direktion den Handlungsbedarf erkannt hat. Sie nimmt die Probleme ernst und es sind
Massnahmen aufgegleist. Nun ist es wichtig, den Anpassungen und Veranderungen nachzugehen,
sie auszuwerten und dann zu einem hoffentlich positiven Ergebnis zu kommen.

Heinz Lerf (FDP) fasst sich kurz, auch die FDP sei flir Abschreibung, was auch letztes Mal der
Fall gewesen sei, mit einer Gegenstimme.

Caroline Mall (CVP) und ihre Fraktion schliessen sich Jirg Wiedemanns Votum an und sind fur
Abschreibung. Zwar héatte sie das Postulat lieber stehen lassen — war aber an der vorhergehenden
Debatte nicht anwesend —, denn eigentlich sei das Postulat zwar beantwortet worden, aber die
Mehrsprachdidaktik funktioniere so nicht, wie sie jetzt aufgegleist sei. Balz Stlickelberger hat es
aus Sicht der Sprecherin in seinem Votum an der letzten Landratsdebatte relativ «aggressiv», aber
gut riibergebracht. Es ist sehr anzuzweifeln, dass das Lehrmittel so Giberarbeitet wird, wie man es
sich vorstellt. Die heutige Mehrsprachendidaktik ist grundsatzlich fur die starkeren Schiler/innen
aufgegleist und nicht fir die mittelmassigen und schwachen. Die Regierung sollte nicht nur das
Lehrmittel anpassen, sondern sich grundsatzliche Gedanken Uber die im Franz6sischunterricht
angewendete Didaktik machen.
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Florence Brenzikofer (Griine) ist mit den Griinen fir Abschreibung des Postulates. Man hat an
der letzten Landratsdebatte wie auch heute Vormittag wieder viel iber das Thema gehort. Die ent-
sprechenden Massnahmen sind eingeleitet.

Béatrix von Sury d'Aspremont (CVP) will auch keine Verlangerung, die CVP/BDP-Fraktion wird
das Postulat abschreiben. Auf Caroline Malls Votum eingehend ist zu bemerken, dass eine Veran-
derung nur stattfinden kann, wenn man sich Uberlegungen zur Lektionenzahl macht — ob es drei
oder finf Stunden Mehrspracheunterricht sind.

Al Eintreten ist unbestritten.

- Beschlussfassung
:/l:  Das Postulat 2016/139 wird mit 76:0 Stimmen abgeschrieben.

Nr. 1883

9. Schullager in der Romandie
2017/271; Protokoll: ble

Christoph Hanggi (SP) fuhrt aus: Am 29. September 2016 reichte Rolf Blatter die Motion
2016/297 «Schullager in der Romandie» ein, welche vom Landrat am 3. November 2016 als Pos-
tulat Uberwiesen wurde. Der Vorstoss fordert, dass mindestens eines der Schullager im Zyklus
einer Klasse in der Romandie durchgefiihrt werden soll. Der dadurch hergestellte «eins zu eins»
Kontakt mit franzésischsprechenden Personen wéahrend einer kompletten Lagerwoche sensibili-
siert sowohl Schilerinnen als auch Lehr- und Begleitpersonen fiir die zweitwichtigste Landesspra-
che der Schweiz einerseits und die frankophone Kultur in der Romandie andererseits.

Der Regierungsrat betont in seiner Stellungnahme, dass der Schulrat respektive die Schulleitung
im Rahmen der teilautonomen Schulen Uber die Eckwerte entscheidet. Auf eine obligatorische
ortliche Bindung eines Lagers wird bewusst verzichtet. Den Schulen wird jedoch empfohlen, wah-
rend der Sekundarschule ein Lager pro Klasse in der Romandie durchzufiihren und mit einem
Treffen mit franzdsischsprachigen Jugendlichen zu verknipfen.

Die Bildungs-, Kultur- und Sportkommission hat die Vorlage an ihrer Sitzung vom 26. Oktober
2017 beraten. Am 7. Dezember wurde der Kommission zudem eine Kostenschétzung fir den
Ausbau der Austauschpadagogik, sowie eine Ubersicht tiber die Nutzung der bestehenden Aus-
tauschangebote prasentiert. Die Kommission ist sich einig, dass es sinnvoll ist, die Austauschpa-
dagogik ernst zu nehmen und zu férdern. Die bestehenden Austauschprojekte werden jedoch be-
scheiden genutzt. Im Schuljahr 2016/17 beispielsweise haben lediglich drei Sekundarschulklassen
ein Austauschprojekt durchgefihrt. Die geringe Anzahl Teilnehmende an den verschiedenen Aus-
tauschprojekten ist auch fur das Amt fiir Volksschulen (AVS) nicht zufriedenstellend. Es soll eine
Initiative mit den bestehenden Projekten gestartet und flr diese an den Schulen und bei den Lehr-
personen geworben werden mit dem Ziel, langerfristige Partnerschaften zwischen den Schulen zu
etablieren.

Das AVS ist der Ansicht, dass ein Obligatorium des physischen Austausches der Motivation von
Schiler/innen und Lehrpersonen nicht zutraglich sei. Zentral fiir das Gelingen eines Austausch-
projektes ist, dass die organisierende Person mit Herzblut dabei ist. Und die Person muss gefun-
den werden.

Die Bildungs-, Kultur- und Sportkommission beantragt dem Landrat mit 8:4 Stimmen, das Postulat
2017/271 abzuschreiben.

- Eintretensdebatte

Rolf Blatter (FDP) ist nicht sehr erfreut Gber die Antwort auf das Postulat, welches fordert, min-
destens eines der obligatorischen Schullager der Sekundarschulstufe in der Westschweiz durchzu-
fuhren. Im Postulat stehe nichts von einem Projekt der Austauschpédagogik, bei dem die Lehrper-
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sonen es organisieren, dass alle 24 Schuler/innen in einer privaten Familie logieren oder den eins
zu eins-Kontakt zu verstarken haben. Der Votant war als Schiiler selbst eine Woche in Anzére im
Schullager und erinnert sich gut, dass man dabei immer wieder im Rahmen von Auftrdgen der
franzésischen Sprache ausgesetzt war. Nun wurde eine Stunde tUber die Wichtigkeit der franzosi-
schen Sprache diskutiert. Bildungsdirektorin Monica Gschwind sagte viel dariiber, dass man sich
im Schulzimmer mehr mit der franzésischen Umgangssprache vertraut machen, mehr tiben sollte.
Ein Schullager in der Westschweiz wére ein hervorragendes Mittel dazu. Seiner Ansicht nach hat
die BKSK seinen Vorschlag Uberinterpretiert und gar ausgebaut, um dann zum Schluss zu kom-
men, das sei nicht machbar. Die Postulatsidee wurde nicht eins zu eins umgesetzt, namlich, dass
eine Lehrperson anstatt nach Wildhaus eben nach Lausanne oder Yverdon anruft, und dort ein
Gruppenlager durchzufuhren, und nicht in der Deutschschweiz. Leider ist der Postulant in der Min-
derheit in der Kommission. Das ist zwar schade, aber es handelt sich um einen demokratischen
Mehrheitsbeschluss, den es zu akzeptieren gilt. Wohl wird Rolf Blatter nochmals in der einen oder
andern Form diese Idee aufnehmen. Auch der Kommissionsprasident hat erwahnt, dass im letzten
Jahr lediglich drei Schulklassen in der Romandie im Lager waren; das beweist, dass die Freiwillig-
keit nicht funktioniert.

Es stehen noch acht Wortmeldungen an, verkindet Vize-Landratsprasident Hannes Schweizer
(SP).

Roman Brunner (SP) findet eine Starkung der Schullager in der Romandie sicher wiinschenswert
und sinnvoll. Das hat auch die Kommission erkannt — angesichts des mangelnden Austausches
und der wenigen Lager, die aktuell in der Westschweiz durchgefuhrt wurden. Das Postulat ist aber
der falsche Ansatz, weil es zu kurz greift, zu sehr einschrankt und den Lehrpersonen neue Vorga-
ben machen will. Daher lehnt es die Kommission gemass Antrag des Regierungsrates ab. Es gibt
verschiedene Angebote und Méglichkeiten von Seiten Direktion, die aber kaum genutzt werden.
Die Frage ist, warum? Ist die Motivation zu klein, oder die finanzielle Unterstiitzung? Ist der Auf-
wand fur die Lehrpersonen zu hoch, haben sie die Ressourcen nicht, oder fehlen ihnen umgekehrt
die Kompetenzen, solches zu organisieren? Diese Fragen hat die Kommission auch dem AVS-
Leiter Beat Luthi unterbreitet und einen Bericht eingefordert. Mit Spannung werden auch die vom
AVS vorgeschlagenen Massnahmen zur Férderung und Starkung der Austauschpadagogik erwar-
tet, welche der Kommission versprochen wurden. Handlungsbedarf wurde erkannt, aber das Pos-
tulat kann aus SP-Sicht ohne schlechtes Gewissen abgeschrieben werden.

Das Postulat in allen Ehren, betont Pascal Ryf (CVP), aber die CVP/BDP ist fiir ein Abschreiben
des Postulates. Der Vorstoss hat zu einer Sensibilisierung geftihrt. Tatsachlich gehen wenige
Schulklassen in die Romandie, und dies wéare eine gute Unterstiitzung, um die Franzdsischdefizite
ein wenig aufzuholen. Jedoch sind es heute nur noch drei und nicht vier Jahre Sekundarstufe. Es
machen langst nicht mehr alle Klaassen jedes Jahr ein Lager, was aber u.a. damit zu tun hat, dass
das Geld nicht mehr vorhanden ist und zu wenige Leiterinnen und Leiter zur Verfligung stehen.
Das hat mit dem Bologna-Prozess ganz massiv zugenommen, weil damit die Studierenden nicht
mehr einfach an der Universitat fehlen kbnnen. Es wurde schwieriger, Personen zu finden, die in
Lager mitgehen. Wenn es schon weniger Lager gibt, so soll es freiwillig bleiben, ob eines davon in
der Romandie stattfindet. Und gerade das Birseck pflegt eine sehr enge Verbindung mit dem El-
sass, warum also nicht ein Lager dort durchfiihren als zwingend in der Westschweiz? Die Idee ist
gut, aber nicht umsetzbar, es sei denn, es wirde viel mehr Geld gesprochen, damit drei Lager auf
der Sekundarstufe durchgefiihrt werden kénnen.

Pascale Uccella (SVP) und die SVP-Fraktion sind klar dafiir, das Postulat abzuschreiben. lhr Vor-
redner habe ihr praktisch die Worte aus dem Mund genommen. Ein Obligatorium ist einfach sehr
heikel. Und die Landratin mdchte auch keine Bildungsdiskussion mehr haben.

Aus Sicht der Grinen/EVP ist das Postulat abzuschreiben, so Florence Brenzikofer (Grine). Ei-
ne verpflichtende drtliche Bindung macht wenig Sinn. Schon in der Kommission hat sie ausgefiihrt,
dass — wenn tberhaupt — nicht nur die Romandie, sondern auch das naheliegende Elsass einge-
bunden werden misste. Das Postulat I6ste eine eingehende Diskussion tiber die Austauschpéada-
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gogik aus, was positiv zu werten ist. Der AVS-Leiter hat ausfiihrlich berichtet, leider war das Resul-
tat sehr erniichternd; die Austauschplattform des Kantons wird kaum genutzt. Zuerst wollte man
einen entsprechenden Kommissionsvorstoss einreichen, erkannte dann aber, dass das AVS sehr
gewillt ist, die Austauschpadagogik zu starken. Man entschloss sich daraufhin, einen Bericht von
der zustéandigen Fachstelle zu verlangen. Dieser wurde der Kommission bis September 2018 ver-
sprochen. Das ist eine Moglichkeit, um den Austausch zu starken, respektive die Situation zu ver-
bessern. Denn grundsatzlich hatte das Postulat das Ziel, ein Sprachbad im Welschland oder im
grenznahen Ausland zu ermdglichen.

Linard Candreia (SP) findet Rolf Blatters Vorschlag sehr gut. Man kann in der kleinrAumigen,
viersprachigen Schweiz nie genug tun, um Sprachen zu erwerben. Mancherorts muss man nur
wenige Schritte tun, und schon ist man beim Nachbarn angelangt, der eine andere Sprache
spricht. In erster Linie geht es um eine Sensibilisierung. Der geografische Kreis sollte ein wenig
ausgeweitet werden, denn es gibt auch die Tessiner und die Ratoromanen — die neolateinische
Schweiz. Die Frage muss ein wenig vertieft betrachtet werden. Aus dem Laufental ist man in kir-
zester Zeit im franzdsischen Jura, das ist ein riesige Chance — verglichen mit dem Pariser, der —
um Deutsch zu lernen — bis Uber das Elsass hinaus reisen muss, um dies tun zu kdnnen. Der Aus-
tausch ist auch ein Auftrag der Bundesverfassung. Er ist sehr wichtig fir den Zusammenhalt des
Landes.

Jirg Wiedemann (Grine-Unabhangige) weist darauf hin, dass das Bundesgericht Ende Dezem-
ber 2017 einen ganz wesentlichen Entscheid gefallt habe: Die Schulen kdnnen von den Eltern nur
noch das Essensgeld in den Lagern einkassieren, dieses wurde auf 10 bis 16 Franken festgesetzt.
Das bedeutet flr die Schulen faktisch, dass sie weiterhin Lager abbauen mussen, weil das Geld
fehlt. Wenn nicht mehr Gelder gesprochen werden, wenn die BKSD, das AVS und die Schulleitun-
gen gemeinsam keine Losung respektive einen Ersatz fur die fehlenden Elternbeitrage finden, da-
mit weitere Lager durchgeflihrt werden kdnnen, so droht ein weiterer drastischer Abbau an Lagern.
Eine Vorschrift, ein spezielles Lager zu machen, ware daher sehr einschneidend. Nun kdnnte man
zwar ein Skilager im Jura machen — was er selbst gemacht hat — aber ein effektiver Kontakt der
Schuler/innen mit der Bevélkerung ist dabei minimal. Und das ist wohl nicht das Anliegen des Pos-
tulanten. Man musste grundséatzlich eine Woche durchfiihren, bei welcher der Kontakt mit einer
franzosisch sprechenden Schulklasse aus dem Ort gefordert wird sowie der Kontakt mit der Beval-
kerung. Dies ware ein ganz spezielles, kostenintensives Lager, das aber auch dazu fiihren wirde,
dass kein Winterlager mehr durchgefiihrt werden kénnte oder kein Einfihrungslager. Solange we-
niger Geld fur Lager zur Verfligung steht, solange kénnen keine Forderungen beziiglich spezieller
Lager gestellt werden.

Paul R. Hofer (FDP) erklart, die FDP-Fraktion habe sich mehrheitlich auf Abschreibung geeinigt.
Man mdéchte nicht noch einen weiteren Befehl geben und hat eingesehen, dass das AVS sensibili-
siert wurde.

Marianne Hollinger (FDP) unterstiitzt Rolf Blatter. Noch am Vormittag wurde stundenlang tber
ein allzu kompliziertes Lehrmittel diskutiert, eigentlich unverstandlich, denn jetzt hat man die Mog-
lichkeit, einen ganz einfachen und pragmatischen Weg zu gehen, um die Lust auf eine Sprache zu
wecken, der erst noch kostenlos ware ... Denn das Franzdsischlager ware anstelle eines anderen
Lagers gedacht und nicht als zusatzliches. Was sollen die langen Diskussionen? Nicht umsonst
wehren sich die Lehrpersonen dagegen, denn sie méchten entscheiden, wohin sie ins Lager fah-
ren. Weil die Frage aber auch eine gesamtgesellschaftliche Bedeutung hat, darf die Politik etwas
dazu sagen. Und, so entgegnet sie Pascal Ryf, flr eine gute Idee muss man auch den nétigen
Magen haben, sonst bleibt es bei der Idee und sie versandet einfach. Sie pladiert fiir eine Zustim-
mung.

Rolf Blatter (FDP) bedankt sich bei seiner Vorrednerin fur ihr beherztes Votum. Es geht tatséch-
lich darum, dass eines der durchgefiihrten Lager in der Westschweiz stattfinden soll. Es entstehen
also keine Zusatzkosten.
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- Beschlussfassung
:J/I. Das Postulat 2016/297 wird mit 62:9 Stimmen und 2 Enthaltungen abgeschrieben.

Nr. 1884

10. Beteiligungsbericht 2017
2017/252; Protokoll: ble

FIK-Kommissionsprasident Roman Klauser (SVP) berichtet: Der Kanton fuhrt 36 Beteiligungen im
Verwaltungsvermdgen. Die Geldfliisse der Beteiligungen an den Kanton schlagen mit Einnahmen
von ca. CHF 127 Mio. zu Buche. Die Geldflisse vom Kanton an die Beteiligungen betragen hinge-
gen ca. CHF 527 Mio. Der Grossteil der Beteiligungseinnahmen stammt von der Basellandschaftli-
chen Kantonalbank (BLKB) und von der Schweizerischen Nationalbank. Auf der anderen Seite
gehen Beteiligungsausgaben auf das Konto der Bildung (ein Teil: Universitat Basel),der Spitalbe-
triebe sowie des offentlichen Verkehrs. Bekanntlich ist per 01.01.2018 das neue Public Corporate
Governance Gesetz (PCGG) in Kraft getreten, welches unter anderem verlangt, die Verwaltungs-
ratsmandate zu Uberprifen.

Die FIK trat auf das Geschaft ein und wertete es als positive Entwicklung, dass die Berichte jahr-
lich erstellt und angepasst werden. Bei der Revision des Hochschulférderungsgesetzes ergibt sich
eine leichte Erhdhung des finanziellen Risikos aufgrund der steigenden Studierendenzahlen. Die
Erhohung des Dotationskapitals der Psychiatrie ist ein nachstes zu prifendes Thema. Mit 12:0
Stimmen hat die Kommission den vom Regierungsrat vorgelegten Beteiligungsbericht zur Kenntnis
genommen.

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) weist darauf hin, dass der Kommissionsantrag
ohne Gegenstimme erfolgt ist. Gemass § 64 Absatz 1bis der Geschéaftsordnung des Landrates
findet nur eine Eintretensdebatte statt, falls Eintreten bestritten ist.

Al Eintreten ist stillschweigend beschlossen.

- Detailberatung Landratsbeschluss

Keine Wortbegehren

- Rickkommen
Al Es wird kein Rickkommen verlangt.

- Schlussabstimmung
Jd; Mit 65:0 Stimmen stimmt der Landrat dem Beschluss zu.

Landratsbeschluss
Beteiligungsbericht 2017

vom 8. Februar 2018

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst, den vom Regierungsrat vorgelegten Betei-
ligungsbericht 2017 zur Kenntnis zu nehmen.
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11. Sammelvorlage betreffend 16 Schlussabrechnungen von Verpflichtungskrediten;

Abrechnungsperiode Januar 2017 — Oktober 2017
2017/534; Protokoll: ble

FIK-Kommissionsprasident Roman Klauser (SVP) erklart, die Schlussabrechnungen haben sich
grundsétzlich bezlglich Darstellung klar verbessert. Es ist gut ersichtlich, wo die Minder- und wo
die Mehrkosten sind und in welchem Erflllungsgrad sich ein Projekt befindet. Die Kommission hat
sich mit zwei Fallen naher auseinandergesetzt, bei denen eine gewisse Uberschreitung festzustel-
len ist. Im Fall der Schlussabrechnung tber die Linie 6 in Allschwil (Kreisel) wurden, bei noch nicht
ganz erreichtem Erfullungsgrad, Mehrkosten festgestellt. Auch die bei der Weiterbildung der Assis-
tenzarzte festgestellte Abweichung verlangte nach einer Vertiefung. Grundsatzlich wurden die
Schlussabrechnungen der Verpflichtungskredite geprift und von der FIK mit 13:0 Stimmen ge-
nehmigt.

Al Eintreten ist stillschweigend beschlossen

- Detailberatung Landratsbeschluss
Keine Wortbegehren

- Ruckkommen
Al Es wird kein Rickkommen verlangt.

- Schlussabstimmung
;. Der Landrat stimmt dem Landratsbeschluss mit 67:0 Stimmen zu.

Landratsbeschluss

Uber die Sammelvorlage betreffend 16 Schlussabrechnungen von Verpflichtungskrediten;

Abrechnungsperiode Januar 2017-Oktober 2017

vom 8. Februar 2018

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Es werden folgende Schlussabrechnungen von Verpflichtungskrediten genehmigt:
BUD

1.1 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 700752, 700642 betreffend Energetische Effizienz-

steigerung der Abwasserreinigung durch Solarstrom — das Projekt SolARA (LRV 2011-330 v.
29.11.2011, LRB 2012-354 v. 09.02.2012)

Kredit inkl. Indexveranderung + Teuerung CHF 1942°500.00
Gesamtkosten CHF 1°900°514.00
Beitrage Dritter CHF 44'106.00
Minderkosten CHF 41‘986.00

Der materielle Erfulllungsgrad des Projekts betragt 150 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat werden die dazugehdri-
gen Innenauftrage 700752 und 700642 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017
zum letzten Mal in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefiihrt bzw. publi-
ziert.
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1.2 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 700192 betreffend Allschwil, BVB-Linie 6: Instand-
setzung Gleise Baslerstrasse (LRV 2009-348 v. 01.12.2009, LRB 2010-1721 v. 11.03.2010)

Kredit inkl. Indexveréanderung + Teuerung CHF 3632369.00
Gesamtkosten CHF 3471558.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Minderkosten CHF 160'811.00

Der materielle Erflllungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat wird der dazugehérige
Innenauftrag 700192 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal
in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefiihrt bzw. publiziert.

1.3 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 700075, 700106, 2312.501.20-136, 2317.501.40-
014 betreffend Allschwil, BVB Linie 6: Kreisel Grabenring und Baslerstrasse; Erneuerung
und Umgestaltung von Knoten, Strasse und Schiene; Kreditvorlage Realisierung Bauprojekt
(Beschlusspunkte 1, 2, 4, 5, 6) (LRV 2009-211 v. 18.08.2009, LRB 2009-1527 v. 26.11.2009)

Kredit inkl. Indexveréanderung + Teuerung CHF 6°625710.00
Gesamtkosten CHF 4949'125.00
Beitrage Dritter CHF 199°071.00
Minderkosten CHF 1°576°585.00

Der materielle Erfillungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat werden die dazugehori-
gen Innenauftrage 700075 und 700106 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017
zum letzten Mal in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefihrt bzw. publi-
ziert.

1.4 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 700056, 2317.364.00-014 betreffend Allschwil, BVB
Linie 6: Kreisel Grabenring und Baslerstrasse; Erneuerung und Umgestaltung von Knoten,
Strasse und Schiene; Kreditvorlage Projektierung Vor- und Bauprojekt (Beschlusspunkt 3)
(LRV 2009-211 v. 18.08.2009, LRB 2009-1527 v. 26.11.2009

Kredit inkl. Indexveranderung + Teuerung CHF 1°027°063.00
Gesamtkosten CHF 1‘042°078.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Mehrkosten CHF 15‘015.00

Der materielle Erfullungsgrad des Projekts betragt 85 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat wird der dazugehérige
Innenauftrag 700056 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal
in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgeftihrt bzw. publiziert.

1.5 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 700821, 700945, 701068, 500426, 2317.364.00-
016 betreffend Genehmigung Spezialrichtplan Salina-Raurica und der Projektierung fiir die
Schlusselprojekte im Gebiet Salina-Raurica und Realisierung von ersten Projekten: Projek-
tierung Tramkorridor und neuer Haltestellen, Erstellung Bahnhofsvorplatz (LRV 2007-005A v.
19.08.2008, LRB 2009-982 v. 15.01.2009)

Kredit inkl. Indexverdnderung + Teuerung CHF 1959°358.00
Gesamtkosten CHF 1919'049.00
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Beitrage Dritter CHF 0.00
Minderkosten CHF 40°309.00

Der materielle Erflllungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat werden die dazugehdri-
gen Innenauftrage 700821, 700945, 701068 und 500426 in SAP geschlossen und in der
Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung
aufgefuhrt bzw. publiziert.

1.6 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 700049 betreffend Umfahrung von Laufen und
Zwingen, Planungskredit (LRV 2000-150 v. 04.07.2000, LRB 2000-672 v. 02.11.2000)

Kredit inkl. Indexveréanderung + Teuerung CHF 3421°330.00
Gesamtkosten CHF 3418280.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Minderkosten CHF 3°051.00

Der materielle Erfullungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat wird der dazugehérige In-
nenauftrag 700049 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal in
der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefihrt bzw. publiziert.

1.7 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 700645 betreffend Ubergangsmassnahmen Gym-
nasium Minchenstein Erweiterung Schulraumprovisorium (LRV 2013-023 v. 21.01.2013,
LRB 2013-1238 v. 16.05.2013)

Kredit inkl. Indexverénderung + Teuerung CHF 2432'590.00
Gesamtkosten CHF 2‘374°961.00
Beitrage Dritter CHF 447.00
Minderkosten CHF 57629.00

Der materielle Erfillungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat wird der dazugehérige
Innenauftrag 700645 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal
in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefiihrt bzw. publiziert.

1.8 Schlussabrechnung Vorprojektkredit und Verpflichtungskredit 700005, 2320.503.30-242,
2320.660.00-242 betreffend Investitionsbeitrdge Baselland, Neubau Universitatskinderspital
beider Basel (UKBB) Partnerschaftliches Geschéaft BS/BL (LRV 2002-136 v. 28.05.2002,
LRB 2002-1837 v. 28.11.2002 und LRV 2005-125 v. 10.05.2005, LRB 2005-1393 v.

20.10.2005)

Kredit inkl. Indexveranderung + Teuerung CHF 86797150.00
Gesamtkosten CHF 83459237.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Minderkosten CHF 3‘337913.00

Der materielle Erfillungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat wird der dazugehérige
Innenauftrag 700005 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal
in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefiihrt bzw. publiziert.
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1.9 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 501065 betreffend Arbeitstrainingsprogramm
«check-in aprentas»: Berichterstattung und Verpflichtungskredit zur Weiterfihrung des Pro-
gramms 2011 bis 2016 (LRV 2011-048 v. 22.02.2011, LRB 2011-2644 v. 05.05.2011)

Kredit inkl. Indexveréanderung + Teuerung CHF 1113°000.00
Gesamtkosten CHF 1113°000.00
Beitrage Dritter CHF 767000.00
Minder-/ Mehrkosten CHF 0.00

Der materielle Erfillungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat wird der dazugehérige
Innenauftrag 501065 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal
in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefiihrt bzw. publiziert.

1.10 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 700831 betreffend Neubauprojekt eines Ausbil-
dungszentrums fur Zimmerleute des Verbands Holzbau Schweiz Region Basel (hsrb) in
Liestal (LRV 2013-350 v. 24.09.2013, LRB 2014-1785 v. 13.02.2014)

Kredit inkl. Indexveréanderung + Teuerung CHF 1°065243.00
Gesamtkosten CHF 1°065243.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Minder-/ Mehrkosten CHF 0.00

Der materielle Erfillungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat wird der dazugehérige
Innenauftrag 700831 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal
in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefiihrt bzw. publiziert.

1.11 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 501244 betreffend Erneuerung der Leistungsver-
einbarung (2013-2016) und Erhéhung des Beitrags fur die Stiftung Volkshochschule und Se-
niorenuniversitat beider Basel (VHS BB) (LRV 2012-318 v. 30.10.2012, LRB 2013-1129 v.

21.03.2013)

Kredit inkl. Indexveranderung + Teuerung CHF 2'994'476.00
Gesamtkosten CHF 2994‘000.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Minderkosten CHF 476.00

Der materielle Erfillungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat wird der dazugehérige
Innenauftrag 501244 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal
in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgeftihrt bzw. publiziert.

1.12 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 501011 betreffend Projektplanung und Verpflich-
tungskredit fur die Umsetzung des Konzepts der Behindertenhilfe in den Kantonen Basel-
Stadt und Basel-Landschaft (LRV 2010-270 v. 06.07.2010, LRB 2010-2305 v. 08.12.2010)

Kredit inkl. Indexveranderung + Teuerung CHF 350°650.00
Gesamtkosten CHF 315762.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
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Der materielle Erfullungsgrad des Projekts betragt 67 %.
Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat wird der dazugehdrige
Innenauftrag 501011 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017 zum letzten Mal
in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefiihrt bzw. publiziert.
VGD
1.13 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 501294, 501440, Profitcenter 22140, betreffend

Finanzierung der gemeinwirtschaftlichen und besonderen Leistungen des Kantonsspitals
Baselland fur die Jahre 2014 bis 2016 (LRV 2013-355 v. 15.10.2013, LRB 2013-1647 v.

11.12.2013)

Kredit inkl. Indexveréanderung + Teuerung CHF 41900000.00
Gesamtkosten CHF 41900000.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Minder-/ Mehrkosten CHF 0.00

Der materielle Erflllungsgrad des Projekts betragt 103 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat werden die dazugehdri-
gen Innenauftrage 501294 und 501440 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017
zum letzten Mal in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefihrt bzw. publi-
ziert.

1.14 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 501295, 501441, Profitcenter 22140, betreffend
Finanzierung der gemeinwirtschaftlichen und besonderen Leistungen der Psychiatrie Basel-
land flr die Jahre 2014 bis 2016 (LRV 2013-356 v. 15.10.2013, LRB 2013-1648 v.

11.12.2013)

Kredit inkl. Indexveranderung + Teuerung CHF 24000'000.00
Gesamtkosten CHF 24‘000°000.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Minder-/ Mehrkosten CHF 0.00

Der materielle Erfillungsgrad des Projekts betragt 103 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat werden die dazugehdri-
gen Innenauftrage 501295 und 501441 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017
zum letzten Mal in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefihrt bzw. publi-
ziert.

1.15 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 501297, 501443, Profitcenter 22140, betreffend
Finanzierung der Weiterbildung von Assistenzarztinnen und —arzten bis zum ersten Fach-
arzttitel in den Privatspitalern des Kantons Basel-Landschaft fir die Jahre 2014 bis 2016
(LRV 2013-413v. 26.11.2013, LRB 2014-1839 v. 27.03.2014)

Kredit inkl. Indexverénderung + Teuerung CHF 1035°000.00
Gesamtkosten CHF 1214°396.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Mehrkosten CHF 179°396.00

Der materielle Erfullungsgrad des Projekts betragt 117 %.

Protokoll der 46. Sitzung vom 08. Februar 2018 2042



BASEL #%
LANDSCHAFT A

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat werden die dazugehori-
gen Innenauftrage 501297 und 501443 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017
zum letzten Mal in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgeftihrt bzw. publi-
Ziert.

1.16 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit 501237, 501467, Profitcenter 2200 und 2214, be-
treffend Fortflihrung der Gesetzlichen Schwangerschaftsberatung 2013-2016 (LRV 2012-311
v. 23.10.2012, LRB 2013-995 v. 15.03.2013)

Kredit inkl. Indexverénderung + Teuerung CHF 898°000.00
Gesamtkosten CHF 898°000.00
Beitrage Dritter CHF 0.00
Minder-/ Mehrkosten CHF 0.00

Der materielle Erflillungsgrad des Projekts betragt 100 %.

Nach Genehmigung dieser Schlussabrechnung durch den Landrat werden die dazugehdri-
gen Innenauftrage 501237 und 501467 in SAP geschlossen und in der Staatsrechnung 2017
zum letzten Mal in der Verpflichtungskreditliste Investitionsrechnung aufgefuhrt bzw. publi-
Ziert.

2. Eswird nachtraglich der fehlende Kredit zu folgenden zwei Abrechnungen bewilligt:

2.1 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit IA 700056
Allschwil, BVB Linie 6: Kreisel Grabenring und Baslerstrasse; Erneuerung und Umgestaltung
von Knoten, Strasse und Schiene; Kreditvorlage Projektierung Vor- und Bauprojekt (Be-
schlusspunkt 3).
Gesamtkosten CHF 1°042078.00, mit Mehrkosten + CHF 15°015.00 (+1.46 %)
(Abrechnung 4)

2.2 Schlussabrechnung Verpflichtungskredit IA 501297 und 501443
Finanzierung der Weiterbildung von Assistenzarztinnen und —arzten bis zum ersten Facharztti-
tel in den Privatspitéalern des Kantons Basel-Landschatft fir die Jahre 2014 bis 2016
Gesamtkosten CHF 1°214‘396.00, mit Mehrkosten + CHF 179‘396.00 (+17.33 %)
(Abrechnung 15)

Nr. 1886

12. Abrechnung der grenziiberschreitenden OV-Linien fiir das Jahr 2015
2017/357; Protokoll: ble

FIK-Kommissionsprasident Roman Klauser (SVP) halt angesichts der Tatsache, dass es sich um
die Abrechnung fiir das Jahr 2015 handelt, vorweg fest, dass hier ein sehr kompliziertes Verfahren
zur Anwendung kommt. Es sei jedes Mal eine sehr spannende Sache zu erfahren, wer wem wie
viele Kilometer verrechnen konnte und wer wo nicht. Dies zu budgetieren ist wohl eine der schwie-
rigsten Aufgaben, zumal nun mit zwei verstéarkt eingesetzten Buslinien gewisse Verschiebungen
bei den Abgeltungen stattgefunden haben. Der zu genehmigende Abrechnungsbetrag 2015 fir die
grenzuberschreitenden OV-Linien BS-BL betragt insgesamt CHF 6146549 und liegt damit rund
2.4% uber dem Budget. Gegenliber dem Vorjahr (CHF 4‘416°228) stieg der Abrechnungsbetrag
um CHF 1'730'321.

Die Kommission beantragt mit 13:0 Stimmen, die Abrechnung der grenziiberschreitenden OV-
Linien BS-BL tUber CHF 6146549 zu Lasten des Kantons zu genehmigen.
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A Eintreten ist stillschweigend beschlossen.

- Detailberatung Landratsbeschluss
Keine Wortbegehren.

- Ruckkommen
Es wird kein Riickkommen verlangt.

- Schlussabstimmung
/. Der Landrat stimmt dem Landratsbeschluss mit 70:0 Stimmen zu.

Landratsbeschluss )
Uber Abrechnung der grenziiberschreitenden OV-Linien BS-BL fiir das Jahr 2015

vom 8. Februar 2018

Der Landrat des Kantons Basel-Landschatft, gestitzt auf die Vereinbarung vom 26. Januar 1982
(GS 28.323, SGS 480.1) zwischen den Kantonen BL und BS Uber die Basler Verkehrs-Betriebe
und die BLT Baselland Transport AG sowie auf das Gesetz vom 18. April 1985 (GS 29.89, SGS
480) zur Férderung des offentlichen Verkehrs und auf einen Bericht des Regierungsrates, be-
schliesst:

Die Abrechnung 2015 (iber CHF 6‘146°649 zulasten des Kantons BL wird genehmigt.

Nr. 1887

13. H2 Pratteln, Liestal (HPL), Teil-Schlussabrechnung, Restkredit fir die Fertigstellung

der Rheinstrasse
2017/275; Protokoll: ble

BPK-Prasident Hannes Schweizer (SP) fiihrt aus: Die kantonale Finanzkontrolle hat die vorlie-
gende Teilabrechnung sieben Mal einer Teilprojektrevision unterzogen und keine wesentlichen
Anderungen festgestellt. Zudem hat der Bund die Abrechnung gepriift. Daher war es fast schon
eine Ehre fur die BPK, als letzte Prifungsinstanz eine finanzpolitische Vorlage einer Prifung zu
unterziehen. Die BPK kam zu folgendem Schluss: Der Gesamtkredit von CHF 541 Mio. ist bis jetzt
zu CHF 440,8 Mio. beansprucht worden. Davon wurden CHF 200 Mio. durch die Aufhebung des
Verkehrssteuerrabattes finanziert, CHF 162 Mio. durch den Bund und CHF 76,84 Mio. durch den
Kanton. Unter Ziffer 4 beantragt die Regierung, dass von den nicht beanspruchten CHF 100,6 Mio.
CHF 48 Mio. fur den Ruckbau der Rheinstrasse verwendet werden sollen. Das sind CHF 12 Mio.
mehr als im urspriinglichen Projekt von 2008 enthalten waren. Begriindung ist einerseits die in
dieser Zeit aufgelaufene Bauteuerung und andererseits die erfolgte Ertlichtigung des Projektes.
Letzteres weil der Gegenvorschlag in der Volksabstimmung gegentber der Initiative obsiegte und
damit eine Aufstockung der finanziellen Mittel erfolgte.

Unter der letzten Ziffer ist zur Kenntnisnahme festgehalten, dass CHF 52,6 Mio. des Gesamtkredi-
tes nicht beansprucht werden. Die Kommission empfiehlt die Vorlage systembedingt mit 12:1
Stimmen zur Annahme.

- Eintretensdebatte

Der SVP-Fraktion seien zwei Punkte sehr wichtig, so Markus Meier(SVP). Die SVP-Fraktion
nimmt mit Genugtuung zur Kenntnis, dass bei einem Projekt, das fast schon «proletenhaft» als
Verlochen von Geld in Beton, an dem der Kanton zugrunde gehen werde, geschildet wurde, nun
eine Kostenunterschreitung im dreistelligen Millionenbetrag vorliegt und man damit auf der positi-
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ven Seite ist. Und zweitens ist positiv zu vermerken, dass die Autofahrer wahrend zehn Jahren
eine Mehrbelastung bei der Verkehrssteuer auf sich genommen haben; ein klassisches Modell, bei
dem etwas durch das Verursacherprinzip direkt mitfinanziert wurde. Dieses Verursacherprinzip
sollte aus Sicht der SVP auch in anderen Bereichen vermehrt zur Anwendung kommen. Die SVP-
Fraktion ist sehr einverstanden mit der Vorlage und folgt dem Antrag der BPK einstimmig.

Eine lange Leidensgeschichte gehe vorlaufig zu Ende, sagt Martin Riiegg (SP). Die Umgestaltung
der Rheinstrasse steht ja noch bevor. Das Positive vorweg: Die Strasse kostet nicht CHF 541 Mio.,
sondern nur CHF 490 Mio.. Das strenge Kostenmanagement der vergangenen Jahre hat beschei-
dene Frichte getragen. Ein grosser Wermutstropfen bleibt, dass diese paar Kilometer Strasse
nahezu eine halbe Milliarde Franken verschlungen haben. Das ist auch der Grund, weshalb der
Sprecher sozusagen den roten Knopf gedriickt hat. Es ist bedenklich, hatte man doch mit dem
Ausbau der Rheinstrasse eine wesentlich glinstigere Losung zur Hand gehabt. In Zeiten, wo Uber-
all gespart wird, Personal abgebaut wird und die Lohne gekiirzt werden, ist das nur schwer ver-
standlich. Auch im Strassenbau sollte die Einsicht einkehren, auf Luxusldsungen ist zu verzichten.
Mit der H2 — oder HPL wie sie jetzt heisst — und der dreispurigen Rheinstrasse hat die Strassen-
lobby den «Batzen und das Weggli» erstritten. Dass die Rheinstrasse nicht, wie dem Stimmburger
versprochen, innert zweier Jahre nach der Eréffnung der H2 zuriick gebaut wird, verstdsst gegen
Treu und Glauben. So Finanz- und Staatspolitik zu betreiben, schadet letztlich der Glaubwurdigkeit
der Politik. Die SP-Fraktion nimmt die Antrdge mehrheitlich zustimmend zur Kenntnis.

Rolf Blatter (FDP) und die FDP-Fraktion stehen einstimmig hinter der Vorlage.

Lotti Stokar (Grune) und ihre Fraktion werden sich grossmehrheitlich der Stimme enthalten, auch
wenn die Schlussabrechnung geprift und genehmigt ist. Denn es ist auch die Gelegenheit, noch
ein letztes Mal etwas zu diesem Strassenbauprojekt zu sagen, das wahrend Jahrzehnten Politik
und Bevolkerung beschéftigt hat. Beim Lesen der Unterlagen war vor allem etwas erschitternd:
Der erste vom Landrat gesprochene Baukredit betrug CHF 248 Millionen. Im Bericht steht:

«Das fertiggestellte Projekt entspricht beziglich der wichtigsten damaligen Festlegungen dem damals bewilligten Projekt.»

Und trotzdem hat die Strasse letztlich praktisch das Doppelte gekostet. Es gab viele Grinde dafr.
Es geht jetzt weder um Schuldzuweisungen noch um Erklarungen dazu. Einfach ganz niichtern
betrachtet: Es ist doch ein Wahnsinn, dass der Landrat und auch das Volk in der Abstimmung von
1995 zu CHF 248 Millionen ja gesagt haben und dass diese Strasse — die keine wesentlichen An-
derungen erfahren hat, ausser dass es komplizierter und teurer geworden ist — letztlich CHF 440
Millionen gekostet hat. Nun sind hoch CHF 48 Millionen in der Kasse fir den Rickbau respektive
Ausbau oder Umbau — wie man das auch nennen mdchte — je nach Sichtweise. Es ist zu bezwei-
feln, ob diese CHF 48 Millionen ausreichen werden. Was kann daraus gelernt werden? Es kommt
fast immer teurer, vor allem beim Strassenbau! Die Votantin wartet gespannt auf das nachste Pro-
jekt.

Felix Keller (CVP) meint, der grosse Kostentreiber sei die Einhausung der Strasse gewesen, eine
Auflage, die gewlinscht war und auch einen Mehrwert brachte. Es muss schon mit offenen Karten
gespielt werden. Den grossen Teil haben die Autofahrer bezahlt, das war auch von der Bevdlke-
rung so akzeptiert. Es ist daher ein Vorzeigemodell fur weitere grosse Projekte. Auch ein Vorteil
ist, dass im Vergleich zur alten Rheinstrasse — auf welcher teils ein vierspuriger Autostau entlang
den Wohnhausern gefahren ist — eine grosse Aufwertung erfolgte. Vor allem die Wohnqualitat an
der Rheinstrasse und direkt dahinter ist gestiegen, und das ist ein paar Frankli wert. Die
CVP/BDP-Fraktion unterstitzt den Antrag der Kommission.

Oskar Kampfer (SVP) nimmt das Angebot von Martin Riiegg, der bewusst nein gestimmt habe,
um die politische Diskussion zu ermgglichen, gerne wahr, vor allem weil dieser eine derart «selek-
tive» Wahrnehmung an den Tag lege. Am 27.11.2016 hat das Volk dartiber abgestimmt, was es
mit der Rheinstrasse will. Aber eben, wen interessiert es schon, was das Volk will.
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Rolf Richterich (FDP) erklart sich erstaunt tber die «Geschichtsklitterung», die hier von zwei oder
drei Leuten im Rat vorgefuihrt worden sei. Es ist immer ein demokratischer Prozess abgelaufen. Es
gibt andere Projekte, die Uber zwanzig Jahre liefen und ohne Projektdnderung — allein Gber die
Teuerung auf dem Bau — teurer wurden. Im Vergleich dazu hatte man es hier mit grossen Ande-
rungen zu tun. Jeder erinnert sich an die Deckelgeschichte. Nicht wenige, die jetzt ausrufen, woll-
ten den Deckel und sind heute wohl auch froh dartiber — respektive die dortigen Anwohner sind es
— und allein dieser Deckel kostete CHF 30 oder 40 Mio. Aber es ist natirlich gewollte, politische
Schaumschlagerei. Der Kanton tragt am Schluss aus der Investitionsrechnung keine CHF 77 Mio.
Den Rest trugen die Automobilisten mit CHF 200 Mio. und der Bund mit CHF 162 Mio. Wenn es
bei OV-Projekten auch so ware, dass der Nutzer fast die Halfte bezahlt, so konnte auch mehr in-
vestiert werden. Martin Riiegg sollte sich mit seiner «Klientel» dafiir einsetzen, dass auch im OV-
Bereich mit den Nutzenden zusammen mehr generiert wird.

Regierungsprasidentin Sabine Pegoraro (FDP) bekréftigt, dass der letztlich bewilligte Baukredit —
inkl. Zusatzanpassungen wie Einhausung etc. — mit der Schlussabrechnung klar unterschritten und
eingehalten worden sei. Das ist positiv zu werten. Denn es war insgesamt ein sehr komplexes,
grosses Bauwerk mit vielen Anpassungen.

Betreffend Umsetzung der am 27. November 2016 angenommenen Volksinitiative zur Umgestal-
tung der Rheinstrasse lauft zurzeit eine Variantenstudie zum dreispurigen Betrieb der Rheinstras-
se. Ziel ist es, die moglichen alternativen Verkehrsfihrungen aufzuzeigen, falls es bei grosseren
Ereignissen zu Schaden in der Tunnelrdhre der A22 kommt. Die Gemeinden, die BPK und das
Initiativkomitee sowie die interessensverbande wurden Uber die Zwischenergebnisse in Kenntnis
gesetzt. Bis Anfang Marz 2018 besteht die Mdglichkeit zur Stellungnahme. Ende Mérz 2018 soll
der Regierung die Vorlage tber den Variantenentscheid vorgelegt werden. Im Sommer 2018 be-
ginnen die Arbeiten flr das Bauprojekt. 2019/20 sollte die 6ffentliche Planauflage erfolgen. Weiter
ist vorgesehen, dass der Bund 2020 die A22 im Rahmen des Netzbeschlusses Gbernimmt. Die
Baudirektorin bittet das Landratskollegium, dem Antrag der Kommission zu folgen und die
Schlussabrechnung der HPL zu genehmigen.

Al Eintreten ist unbestritten.

- Detailberatung Landratsbeschluss
keine Wortbegehren

- Riuckkommen
Al Es wird kein Rickkommen verlangt.

- Schlussabstimmung
:/I: Der Landrat stimmt dem Landratsbeschluss mit 72:0 Stimmen bei 8 Enthaltungen zu.

Landratsbeschluss
H2 Pratteln-Liestal (HPL), Teil-Schlussabrechnung - Restkredit fur die Fertigstellung der
Rheinstrasse

vom 8. Februar 2018
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Der Teil-Schlussabrechnung der H2, Pratteln-Liestal; Abschnitt 1-3 (Gesamtprojekt, exkl.
Rheinstrasse) zuziiglich bisherige Planungskosten Abschnitt 4; Rheinstrasse mit Gesamtkos-
ten von CHF 440.8 Mio. (inkl. MWST) wird zugestimmt.

2. Eswird zur Kenntnis genommen, dass die Nettokosten zu Lasten der Investitionsrechnung fur
die H2, Pratteln-Liestal; Abschnitt 1-3 (Gesamtprojekt, exkl. Rheinstrasse) CHF 76.84 Mio. be-
tragen.

Protokoll der 46. Sitzung vom 08. Februar 2018 2046



BASEL #%
LANDSCHAFT A

3. Der materielle Erfiillungsgrad des Teilprojektes H2, Pratteln-Liestal; Abschnitt 1-3 (Gesamtpro-
jekt, exkl. Rheinstrasse) betragt 100%.

4. Der fur die Fertigstellung des Abschnittes Rheinstrasse erforderliche Restkredit von CHF 48.0
Mio inkl. Mehrwertsteuer von zurzeit 8 Prozent (Preisstand Oktober 2016) wird stehengelas-
sen; zuzlglich den nachgewiesenen Lohn- und Materialpreisanderungen gegeniber der Preis-
basis Oktober 2016.

5. Es wird zur Kenntnis genommen, das CHF 52.6 Mio. des Gesamtkredites von CHF 541.4 Mio.
(Preisstand Oktober 2016) nicht beansprucht werden.

Nr. 1888

14, Mensch mobil — Fahrten fiir Behinderte und Betagte in den OEV integrieren
2017/6; Protokoll: ble

BPK-Prasident Hannes Schweizer (SP) fuhrt aus: In ihrem Postulat fordert Pia Fankhauser den
Regierungsrat auf, ein Konzept fur integrative Mobilitat einzufiihren. In ihrer Stellungnahme weist
die Regierung darauf hin, dass im Hinblick auf die geplante Revision des OV-Gesetzes das Thema
der integrativen Mobilitat gepruft und im Gesetz verankert werden soll. Gleichzeitig unterstreicht
die Regierung, dass die kinftige Verantwortung Uber die Beitrage fur die mobilititseingeschrank-
ten Personen neu von der BKSD in die Bau- und Umweltschutzdirektion tbertragen werden soll.
Dies ist aber u.a. aufgrund personeller und finanzieller Ressourcen noch aufgeschoben, respektive
in der Pipeline.

Eine Mehrheit der Kommission kann sich der Argumentation des Regierungsrates anschliessen.
Eine Minderheit findet, dass der Bericht ausserst duirftig ausgefallen sei, zudem fehle ein eigenes
Konzept, wie genau mit der Fragestellung umgegangen werden soll. Aus diesem Grund ist die
Minderheit gegen eine Abschreibung des Postulats Fankhauser.

- Eintretensdebatte

Die SVP-Fraktion sei fast einstimmig fir die Abschreibung des Postulates, so Susanne Strub
(SVP). Das verlangte Konzept I6se keine Probleme. Im Behindertengleichstellungsgesetz des
Bundes ist vieles geregelt, und es verpflichtet den Kanton, Investitionen zu tatigen, damit mobili-
tatseingeschrankte Menschen den OV nutzen kénnen. Fahrten zur Arbeit, zur Schule, zum Arzt
oder Freizeitfahrten sind separat geregelt. Wenn Probleme auftreten, sollen sie gelost werden.
Aber ein Konzept allein 16st das Problem nicht.

Die SP-Fraktion sei gegen eine Abschreibung des Postulats, erklart Jan Kirchmayr (Griine). Die
Finanzierung der KBB ist nur bis 2018 gegeben und gesprochen worden. Eine Revision des OV-
Gesetzes soll danach, im Jahr 2019 folgen. Was hier aber genau passiert, ist unklar. Ein Konzept,
wie es Pia Fankhauser in ihrem Postulat fordert — und dem hat eine Mehrheit des Landrates zuge-
stimmt — hatte fir die OV-Revision etwas bringen konnen. Besser man hat ein Konzept vor einer
Gesetzesrevision als wenn dies parallel geschehen muss.

Die sehr kurz gehaltene Antwort des Regierungsrates ist zutiefst ungeniigend. Nattrlich missen
im Rahmen des Behindertengleichstellungsgesetzes bis 2023 OV-Haltestellen angepasst werden.
Aber hier geht es nicht um die OV-Haltestellen, sondern um Menschen, die den OV nicht nutzen
kénnen, weil sie sehr betagt sind. Und hier ist eine Losung, ein Konzept gefragt. Aber das kam
nicht von der Regierung. Daher ist diese Arbeit einfach «lausig».

Thomas Eugster (FDP) teilt von Seiten FDP-Fraktion die Meinung seines Vorredners nicht. Es
muss unterschieden werden zwischen der gesetzlichen Verankerung auf der einen und den Kos-
ten respektive den gesprochenen Geldern auf der anderen Seite. Die gesetzliche Verankerung
macht durchaus Sinn, aber es macht keinen Sinn, ein separates Dokument wie ein Konzept zu
schreiben. Logisch ist auch, dass die Postulatsantwort nicht zehn Seiten umfassen kann, wenn
eine Integration im OV-Gesetz vorgeschlagen wird. Zum Finanziellen: Im 2018 l4uft der Finanz-
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rahmen aus, d.h. es wird voraussichtlich eine neue Vorlage geben. Die FDP-Fraktion unterstitzt
den Regierungsantrag und schreibt das Postulat ab.

Felix Keller (CVP) und der CVP/BDP-Fraktion ist es ein grosses Anliegen, dass Behinderte und
betagte Personen uneingeschrankt den offentlichen Verkehr benutzen kénnen. Mit der Umsetzung
des Behindertengleichstellungsgesetzes wird ein grosser Schritt gemacht. Dass dann tatséchlich
alle Personen den OV unbeschrankt benutzten kénnen, ware zwar ein schones Ziel. Es wird aber
nicht ganz maoglich sein. Denn gewisse Leute beanspruchen tagtaglich Rundumbetreuung und
konnen daher auch den OV nicht autonom benutzen. Es geht hier wirklich darum, Behinderte und
Betagte in den OV zu integrieren, daher muss primar das Behindertengesetz umgesetzt werden.
Fur die, welche den OV nicht nutzen kénnen, gibt es die Koordinationsstelle Fahrten fir mobilitats-
eingeschrankte Personen beider Basel. Im Rahmen der Vorlage 2015/305 wurde damals aufge-
zeigt, wie das System funktioniert und wofir die Gelder gebraucht werden. Richtig ist, dass der
Kredit bis 2018 lauft. Und wie es weitergeht, wird man bestimmt demnéchst erfahren. Anstatt nun
einen neuen Papiertiger auszuarbeiten, soll jetzt die Revision des OV-Gesetzes an die Hand ge-
nommen werden, um die integrative Mobilitat zu erreichen. Schon als der Verpflichtungskredit
2015 diskutiert wurde, wurde grundsatzlich versprochen, dass dies spatestens 2017 zu geschehen
habe. Und nun ist man schon im 2018. Die CVP/BDP-Fraktion ist fur Abschreibung des Postulates.

Lotti Stokar (Grune) und die Griine Fraktion sind fur Abschreiben des Postulates. Es wurde ge-
prift und berichtet. Dass nun ein Gesetz entsprechend erganzt wird, ist in Ordnung. Es gabe aller-
dings die Mdglichkeit, mittels einer Motion dem Inhalt des Postulates mehr Gewicht zu verleihen.
Die Grunen finden es bedauerlich, dass es ein Kontingent von 120 Fahrten pro Person und Jahr
gibt. Damit kann man sicher nicht jeder einzelnen Person gerecht werden. Aber manchmal mis-
sen Kompromisse gemacht werden.

Georges Thiring (SVP) ist als Einzelsprecher ganz klar gegen eine Abschreibung. Die Stellung-
nahme der Regierung ist unbefriedigend. In der Tat brauchte es ein kantonales Konzept zum
Thema «Integrative Mobilitat», wie das von Kollegin Fankhauser verlangt wird. Die Regierung
vermittelt den Eindruck, dass man im Baselbiet alles getan hat, was noétig sei und verweist damit
vor allem auf das KBB-Angebot. Dieses Angebot ist wichtig, doch es ist mangelhaft. Nach wie vor
ist das TNW-Angebot, also der Tarifverbund, glnstiger als die KBB. Das heisst, Behinderte und
mobilitdtsbehinderte Betagte werden weiterhin diskriminiert. Im Weiteren wird die Nutzung des
KBB-Angebotes vom Einkommen respektive vom Vermdgen der betroffenen Personen abhangig
gemacht — tbrigens im Unterschied zu Basel-Stadt, wo diese Regelung nicht gilt. Die Regelung ist
wiederum im Vergleich mit dem Tarifverbund dusserst diskriminierend. Dieser kann namlich von
allen benutzt werden, unabhangig vom Einkommen oder Vermégen. Die betroffenen Behinderten
und Betagten werden damit zum zweiten Mal diskriminiert. Es ist typisch, dass die Regierung die-
sen Missstand ausklammert und einfach dariber hinweg geht.

Erstaunt, ja richtig verargert ist Georges Thuring Uber einen weiteren Missstand: Vor mehr als
zwanzig Jahren hat es eine nichtformulierte Initiative «Flr einen Behinderten- und Betagten ge-
rechten offentlichen Verkehr» gegeben. Der Landrat hat am 26. November 1998, also vor bald
zwanzig Jahren, dieser Initiative Folge geleistet und den Regierungsrat beauftragt, eine entspre-
chende Gesetzesvorlage auszuarbeiten. Bis heute hat die Baselbieter Regierung diesen unmiss-
verstandlichen und verbindlichen Auftrag nicht erfullt. Das grenzt an einen Skandal. In den ver-
gangenen zwanzig Jahren wurde man seitens der BUD immer damit vertréstet, man werde diesen
Auftrag im Rahmen der Revision des OV-Gesetzes dann schon erledigen. Das ist der zweite
Skandal. Ebenfalls seit mehr als einem Jahrzehnt schafft es die BUD respektive die Regierung
partout nicht, diese Revision vorzunehmen.

Die Behindertenorganisationen haben in den vergangenen Jahren schon verschiedentlich auf die-
se wirklich sonderbare Situation aufmerksam gemacht. Geschehen ist bislang nichts, rein gar
nichts. Und nachdem sich die GPK an diesem Missstand ebenfalls nicht stort und ihre Aufsichts-
pflicht nicht wahrnimmt, bleibt dann halt doch nur der Weg Uber das Verwaltungsgericht. Behinder-
te und Betagte lassen sich nicht mehr langer fur dumm verkaufen. Das Postulat Fankhauser ist
alles andere als erledigt.
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Das Postulat ist nicht abzuschreiben und die Regierung in die Pflicht zu nehmen, endlich ihre Auf-
gabe wahrzunehmen. Abgesehen davon wirde es ja Sinn machen, zuerst eine Auslegeordnung
im Sinne eines Konzeptes vorzunehmen, um anschliessend dann darauf gestiitzt die nétigen Mas-
snahmen auf Gesetzesebene vorzunehmen.

Pia Fankhauser (SP) bedankt sich fir das Votum ihres Vorredners. Es ist eine unselige Geschich-
te und sehr verwunderlich, dass all die, welche Mandatstrager sind, nicht wahrnehmen, was bei
den Leuten passiert, die es tatsachlich betrifft. Wird nun gesagt, man konne ja eine Motion einrei-
chen, so ist darauf hinzuweisen, dass ihr Postulat im Jahr 2014 eingereicht und 2015 tberwiesen
wurde. Bis 2018 mussten nun alle behinderten und betagten Menschen, die solche Fahrten brau-
chen, auf eine Antwort warten. Und auf was fur eine — ein bisschen Respekt gegentiber dem An-
liegen ware schon angebracht. Auf zwei Seiten wird das Thema abgehandelt, es wird gesagt, man
habe kein Geld und keine Ressourcen und sowieso, es komme dann einmal eine Vorlage. Es ist
genau so, wie Georges Thiring sagte, seit zwanzig Jahren wartet die Baselbieter Bevolkerung auf
die Integration der behinderten und betagten Menschen im OV-Gesetz. Mittlerweile wurde von den
Behindertenverbanden eine Initiative zur Gleichstellung eingereicht. Man kann nur hoffen, dass
diese erfolgreich sein wird, und die Gleichstellung endlich umgesetzt werden kann, wenn sie in der
Verfassung verankert ist.

Nicht die Menschen werden integriert in der OV-Gesetzgebung, wie Felix Keller annimmt, sondern
die Fahrten fur die Behinderten sollen integriert werden, so dass diese Menschen beispielsweise
auch ein U-Abo hatten. Warum durfen alle anderen davon profitieren, aber diese Menschen mus-
sen viel mehr bezahlen fiir inre Fahrten? Sie kénnen eben den OV-nicht nutzen. Das ist genau der
Punkt. Es sind spezielle Fahrten, die die Leute auch speziell bezahlen missen, zusatzlich zu allem
andern, das sie schon selbst tragen missen.

Die Postulantin fragt das Landratskollegium, welches ihren Vorstoss im Jahr 2015 Uberwiesen hat,
ob es denn zufrieden sei mit der regierungsratlichen Antwort. Es wurde ausdrtcklich verlangt, dass
ein Konzept vorgelegt werden soll. Man stelle sich nur einmal vor, wie es ist, jeden Tag zu Uberle-
gen, ob man eine Fahrt machen kann oder nicht. Keiner im Saal muss dies tun. Keiner muss seine
Steuererklarung beilegen, damit er Subventionen erhalt bei den Fahrten flr Behinderte und Betag-
te. Gleichstellung ware, dass der Anspruch dieser Menschen auf Mobilitat ebenso rechtmassig ist
wie fur alle anderen; das will das Postulat. Der Kanton soll endlich ein Konzept ausarbeiten, wel-
ches aufzeigt, wie das zu bewerkstelligen ist. Es gibt zig Systeme. Bei der Wirtschaftsforderung
werden Millionen ausgegeben. Es gibt Rufbusse etc., die in das Konzept aufgenommen werden
koénnten. Es gibt ein Forschungsprojekt an der ZHAW zur Mobilitat im Kanton Zurich. Die Regie-
rung ist gefordert, den ihr vom Landrat aufgetragenen Job zu erfillen. Pia Fankhauser bittet das
Landratsplenum, das Postulat stehen zu lassen bis zur Vorlage des OV-Gesetzes und so lange,
bis der Verpflichtungskredit erneuert werden muss.

Regierungsprasidentin Sabine Pegoraro (FDP) unterstreicht, sowohl die Regierung wie auch die
Mehrheit der Kommission sei dagegen, dass es ein weiteres Konzept brauche. Denn es besteht
Klarheit darliber, wie der Arbeitsweg, Freizeitfahrten, und Fahrten zum Arzt fir mobilitdtseinge-
schrankte Menschen zu regeln sind. Wenn immer mdglich kommt in den Bauvorhaben der behin-
dertengerechte Umbau der OV-Infrastruktur respektive der barrierefreie Zugang zum Offentlichen
Verkehr zum Zug. Das ist eine Vorgabe des Behindertengleichstellungsgesetzes des Bundes. Zu
dieser Umsetzung sind die Kantone verpflichtet. Der Regierungsrat kommt dieser Verpflichtung
nach mit der zugesagten, entsprechenden Revision des OV-Gesetzes. Sie bittet, der Kommissi-
onsmehrheit zu folgen und das Postulat abzuschreiben.

Martin Riegg (SP) wehrt sich gegen die Formulierung, es brauche kein weiteres Konzept. Es gibt
kein Konzept. Und es braucht nun endlich eines.

A Eintreten ist unbestritten.
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- Beschlussfassung

Al Mit 38:37 Stimmen bei 7 Enthaltungen nach Stichentscheid der Landratsprasidentin wird das
Postulat 2014/098 stehen gelassen.

Nr. 1889

15. Uberprufung von Fahrzeugverkaufen der Garage BUD
2018/86; Protokoll: ps

Kommissionsprasident Hanspeter Weibel (SVP) hat einige wichtige Vorbemerkungen. Die GPK
ist eine Oberaufsichtskommission, die Regierungsrat und Verwaltung kontrolliert. Das ist grund-
satzlich im System der Gewaltenteilung so angelegt. Die GPK kommt gelegentlich zu fiir den Re-
gierungsrat missliebigen Ergebnissen. Das liegt in der Natur der Sache und ist kein Grund, das
System als solches in Frage zu stellen.

Die GPK hat beschlossen, die Abklarungen der Subko 3 zu tUbertragen, welche fur die BUD zu-
standig ist, und hat den Votanten mit der Verfahrensleitung beauftragt.

Eine Anmerkung zur Finanzkontrolle: Die GPK hat bereits in der Vergangenheit mit der Finanzkon-
trolle zusammengearbeitet und dieser Abklarungsauftrage erteilt. Bisher hat die Finanzkontrolle
diese Auftrage immer zur Zufriedenheit der GPK und ohne Probleme ausgefuhrt. Die GPK muss
darauf vertrauen kénnen, dass ihre Standards beztiglich der Vertraulichkeit auch von der Finanz-
kontrolle eingehalten werden. Die GPK sichert den Gesprachspartnern Vertraulichkeit zu. In jedem
Gesprachsprotokoll ist festgehalten, dass Protokolle keinem weiteren Personenkreis zuganglich
gemacht werden durfen. Der Vermerk «Vertraulich» steht gut lesbar auf jeder Titelseite. Die im
vorliegenden Fall fehlende Sensibilitat der Finanzkontrolle im Umgang mit vertraulichen Informati-
onen und Protokollen ist fur die GPK unverstandlich und nicht nachvollziehbar.

Ebenso Uberrascht ist die GPK Uber die Stellungnahme des Regierungsrats. Diese enthélt inhaltli-
che Fehler. Die Feststellung, ob rechtswidrige Handlungen erfolgt sind, ist nicht Aufgabe der Fi-
nanzkontrolle oder der GPK, sondern der Staatsanwaltschaft. Zudem hat die Finanzkontrolle keine
Aussage gemacht, «dass dem Kanton keine Nachteile entstanden seienx».

Die Abklarungen der GPK waren nicht immer ganz einfach. Der Rechtsdienst der BUD kam in den
Besitz von GPK-Protokollen und kannte frith die Argumentation und Abklarungen. Es ist schwierig,
mit jemandem zu sprechen, der bereits Uber den Inhalt der Abklarungen Bescheid weiss. Die GPK
ist auch irritiert dartiber, dass der Rechtsdienst der BUD aufgrund interner Abklarungen zum
Schluss kam, dass die Fahrzeugverkaufe soweit korrekt, weisungsgemass und ohne Schaden fir
den Kanton erfolgten. Erst die Kiindigung einer Auskunftsperson der GPK hat die Kommission
darauf aufmerksam gemacht, dass etwas nicht in Ordnung ist. Nicht alles, was die GPK abgeklart
hat, fand Eingang in den Bericht. Verschiedene Abklarungen haben zu wenige belastende Belege
ergeben, weshalb sie im Bericht nicht erwahnt werden.

Die GPK wurde nach ihrem Beschluss im September in jeder GPK-Sitzung tber den Stand der
Abklarungen und die nachsten Schritte informiert. Jedes Kommissionmitglied hatte die Gelegen-
heit, sich dazu zu aussern. Jeder Bericht der GPK wird von der Gesamtkommission beraten und
verabschiedet. Der Votant ist stolz darauf, dass nichts aus der Kommission nach aussen gedrun-
gen ist.

Der Bericht beinhaltet drei Themenbereiche. Der erste betrifft die Fahrzeugverkéufe. Der Kanton
verwaltet ca. 350 Fahrzeuge zentral, pro Jahr werden etwa 30 Fahrzeuge neu angeschafft und
ausser Dienst genommen. Der Entscheid dartiber wird in der Regel ein halbes Jahr im Voraus
gefallt. Im Zusammenhang mit dem Verkauf oder Austausch bestehender Fahrzeuge hat die Fi-
nanzkontrolle im Auftrag der GPK folgendes festgestellt: 1) Die Vorgénge sind ungenigend und
zum Teil nicht nachvollziehbar dokumentiert. Bei 14 von 36 untersuchten Verkaufen fehlen Ver-
kaufsunterlagen. Sieben der nicht dokumentierten Verkaufe erfolgten an Familienangehdrige und
an eine vom Kanton regelmassig beauftragte Reparaturgarage. Dies entspricht der Weisung, die
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den Verkauf primér an Mitarbeitende vorsieht. Diese Regelung wurde verletzt. Aufgrund der Hal-
terauskiinfte wurden die Fahrzeuge innerhalb von drei bis sechs Monaten weiterverkauft. Die Ver-
kaufe, soweit dokumentiert, erfolgten als Dreiecksgeschéfte: Offiziell wurden sie beim Neukauf
eingetauscht. Der Verkauf an Dritte ist mit einer Quittung und nur gegen Bargeld erfolgt. Zum Teil
wurde die Quittung von der kaufenden Garage ausgestellt. Bei den Vorgangen handelt es sich
nicht einfach nur um administrative Versaumnisse, sondern diese gehen dariber hinaus.

Zur Finanzkontrolle: Diese hat nach ersten Abklarungen und ohne Wissen der GPK der BUD einen
Berichtsentwurf zugestellt. Darin wurden diejenigen Personen namentlich aufgefihrt, mit denen die
GPK Gespréache gefihrt hat. Der Berichtsentwurf wurde innerhalb der BUD nicht von den Aus-
kunftspersonen der GPK uberprift, sondern durch das Generalsekretariat und den Rechtsdienst
entsprechend angepasst. Die auskunftsgebenden Personen waren an der Schlussbesprechung
nicht anwesend. Zudem forderte der Rechtsdienst bei der Finanzkontrolle die Protokolle der GPK
ein, mit der Begriindung, dass ohne Protokolle der Entwurf nicht Gberprift werden kénne. Die GPK
war befremdet, dass die BUD den ersten Entwurf des Finanzkontrollberichts abgeschwacht hat
und diesen korrigieren konnte. Das kratzt etwas an der vom Regierungsrat in seiner Stellungnah-
me betonten Wahrung der gesetzlich verankerten Unabh&ngigkeit der Finanzkontrolle.

Zum Kundigungsgesprach: Die BUD stellt sich auf den Standpunkt, dass es sich nicht um eine
Kindigung, sondern um eine Trennungsvereinbarung handelt. Die betreffende Person habe eine
solche von sich aus gewollt. Formell mag das zutreffen, gibt aber materiell nicht die von der GPK
abgeklarten Ablaufe wieder. Die GPK halt fest, dass sich weder in den Aktennotizen des Rechts-
dienstes noch aus den Befragungen und vor allem nicht aus dem Personaldossier — das ubrigens
auch Fragen bezuglich der Art der Aktenfiihrung aufwirft — Hinweise auf ein Fehlverhalten erge-
ben, das eine solch drastische Massnahme wie eine Trennung rechtfertigen wirde. Selbst Regie-
rungsprasidentin Sabine Pegoraro hat in der Befragung der GPK vom 17. November 2017 erklart,
dass eine Kiindigung immer eine ultima ratio sei. Die GPK fand jedoch kein Hinweis auf Schritte,
die vor einer solchen ultima ratio erfolgt sind. Die Argumentation der BUD ist weder nachvollzieh-
bar noch belegt.

Der Bericht enthalt den Antrag, die Empfehlungen und den Bericht gutzuheissen. Der Regierungs-
rat hat anschliessend drei Monate Zeit, um dazu Stellung zu nehmen.

Regierungsprasidentin Sabine Pegoraro (FDP) schickt einen wichtige Punkt voraus: Der Regie-
rungsrat ist sowohl mit den Empfehlungen des GPK-Berichts als auch denen der Finanzkontrolle
einverstanden. Die BUD hat diese zum Teil schon umgesetzt. Unbestrittenermassen war die ad-
ministrative Abwicklung der Fahrzeugverkéaufe in der Garage mangelhaft. Deshalb hat die Votantin
sofort nach Feststellung dieser Mangel zweierlei verfugt: Zuerst als Sofortmassnahme, dass samt-
liche Fahrzeuggeschéfte Uber den Tisch des Kantonsingenieurs gehen missen. Ab Juni 2017 bis
heute werden alle Verkdufe von Fahrzeugen tUber den Verwertungsdienst der Sicherheitsdirektion
abgewickelt.

Ein weiterer wichtiger Punkt: Der Regierungsrat will die Arbeit der GPK weder behindern noch ein-
schranken. Es geht um die gesetzliche Grundlage bei heiklen Themen wie die Einsichtnahme der
GPK in Personaldossiers ohne Wissen der betroffenen Mitarbeitenden. Die Einsichtnahme in Per-
sonaldossiers ist im Personalrecht und im Datenschutzrecht restriktiv geregelt. Dort gibt es eine
Konfliktsituation, und deshalb braucht es eine klare gesetzliche Regelung. Das ist Sache des
Landrats. Will dieser es so belassen, wie es heute ist, dann ist es in Ordnung — aber es ist die
Pflicht des Regierungsrats als Arbeitgeber, darauf hinzuweisen.

Zur Abwicklung der Fahrzeuggeschafte: Aus heutiger Sicht sind keine rechtswidrigen Handlungen
erkennbar und dem Kanton ist kein finanzieller Schaden entstanden. Samtliche Erlose der verkauf-
ten Fahrzeuge sind dem Kanton gutgeschrieben oder in voller H6he an einen neuen Autokauf an-
gerechnet worden. Daflr sind die Belege vorhanden. Ein Beleg tber den Kauf eines neuen VW bei
der VW-Garage liegt vor, inklusive den Vermerk auf dem Kaufvertrag, welches Altfahrzeug zu wel-
chem Preis an die Zahlung gegeben wurde. Der Kanton hat fir den Kauf des Neuwagens lediglich
die Differenz bezahlt, abziiglich des Verkaufspreises des Altfahrzeugs. Was nicht oder nur in Ein-
zelfallen vorliegt, ist eine Quittung Uber die Zahlung des Kaufpreises des Altfahrzeugs zwischen
dem Erwerber und der VW-Garage. Aber dort war der Kanton nicht involviert.

Zu den personalrechtlichen Fragen wird der Regierungsrat aus Grinden des Persoénlichkeitsschut-
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zes nicht in der Offentlichkeit Stellung nehmen. Tatsache ist, dass die personalrechtlichen Abkla-
rungen beziehungsweise Massnahmen im Fahrzeugwesen noch nicht abgeschlossen sind, son-
dern noch laufen. Ebenfalls am Laufen ist die komplette Neuorganisation des Fahrzeugwesens.
Zu den Ablaufen betreffend Trennung von der langjahrigen Mitarbeiterin mdchte sich die Votantin
nicht aussern; dazu wird im Bericht des Regierungsrates Stellung genommen. Der Regierungsrat
halt daran fest, dass er beziglich des Sachverhalts eine andere Sicht der Dinge hat als die GPK.
Er wird sich in seinem Bericht detailliert &ussern.

Dominik Straumann (SVP) ist erstaunt dartiber, dass sich der Regierungsrat vorweg geaussert
habe. Dass dem Kanton kein Schaden entstanden ist, ist eine mutige Aussage. Geht eine Mitar-
beiterin nach 25 Dienstjahren und hat diese ohne Beanstandung ihren Dienst versehen, ist das ein
Verlust fir den Kanton. Das Verhalten des Regierungsrats, der eine Angriffshaltung einnimmt, an-
statt eine sachliche, staatsmannische Haltung einzunehmen, ist ebenfalls problematisch. Er hatte
sich bei der GPK flr die Aufdeckung des Missstandes bedanken, dies intern priifen und dariber
Bericht erstatten kdnnen, ob die Empfehlungen richtig oder falsch sind. Eine Verteidigung hinter-
lasst den Beigeschmack, dass wohl erst der Anfang eines grosseren Missstandes aufgedeckt wor-
den ist.

Die Arbeiten der GPK waren sehr umfangreich. Wenn vertrauliche Protokolle intern weitergegeben
werden und bereits Absprachen stattgefunden haben, verfalscht dies das Bild. Eine objektive Be-
fragung ist nicht mehr moglich. Die SVP-Fraktion untersttitzt simtliche Empfehlungen.

Hannes Schweizer (SP) weist darauf hin, dass nach 8 76 Abs. 2 der Geschéftsordnung des Land-
rats (SGS 131.1) die Mitglieder des Regierungsrats auf ihr Verlangen das Wort ergreifen kénnen.

Simone Abt (SP) nimmt vorweg, dass auch die SP-Fraktion den GPK-Bericht zur Kenntnis nehme
und die Antrage der GPK unterstitze. Das Thema Fahrzeugpark ware bereits jetzt erledigt, die
Berichte der Finanzkontrolle und der GPK sind erfolgt, und der Regierungsrat hat eine erste Ant-
wort darauf gegeben. Sofern die GPK verpflichtet ist, die Staatsanwaltschaft zuzuziehen, tut sie
das. Die Empfehlungen zur Personalfiihrung und an die Finanzkontrolle betreffen die Art und Wei-
se, wie reagiert wird, wenn eine GPK Abklarungen vornimmt. Die eine Mdglichkeit der Reaktion
hat Vorredner Dominik Straumann aufgezeigt. Wo gearbeitet wird, geschehen Fehler, das ist
menschlich. Vorliegend wurde der GPK mit Misstrauen begegnet. Als der Auskunftsperson der
GPK gekindigt wurde, musste die Kommission dieser Sache auf den Grund gehen. Es wurden
Fragen gestellt, Einsicht in Dossiers genommen etc. Die Befunde wurden im vorliegenden Bericht
festgehalten. Die Votantin ist der Ansicht, dass sachlich und ernsthaft gearbeitet worden sei.

Was die Empfehlung zur Finanzkontrolle anbelangt, so missen wohl die gemeinsamen Ablaufe
Uberprift werden. Die Finanzkontrolle wird dazu etwas einzubringen haben. Es soll nicht mehr
geschehen konnen, dass eine Person ihre Stelle verlieren kénnte, wenn sie mit der GPK spricht.
Es ist wichtig, dass Missstande angesprochen werden kénnen.

Rolf Richterich (FDP) hélt fest, dass die FDP-Fraktion die beiden Antrage der GPK unterstiitze.
Zum Verfahren: Die FDP-Fraktion ist der Meinung, dass der Bericht der GPK grosse Wellen wirft
und die Kommission und ihr Prasidium nur mit dem Zweihander und nicht mit der feinen Klinge
vorgehen kdnnen. Das ist schade. Der Schaden, den der Kanton erlitten hat, ist noch nicht wirklich
ausgewiesen. Die Spielregeln missen tUberdacht werden: Die Arbeit der GPK wird sehr geschatzt;
es stellt sich die Frage der Kommunikation und des weiterflihrenden Prozesses. Eigentlich sind die
Meinungen in der Offentlichkeit bereits gemacht, bevor der Regierungsrat seinen Bericht in drei
Monaten vorlegen wird. Das Ganze nochmals zu thematisieren wird schwierig. Es stellt sich die
Frage, ob der Prozess so optimal ist oder es Verbesserungen braucht.

Zweitens muss Uberlegt werden, welche Mdglichkeiten die GPK hat. Die Fraktion ist der Meinung,
dass die GPK nicht eingeschrankt werden sollte. Sie ist das Mittel des Milizparlaments, die Ge-
schéfte der Profis zu untersuchen. Daflir braucht es gentigend Instrumente. Es gibt Interessenkon-
flikte mit dem Datenschutz etc. Das muss Uberprift und aufgezeigt werden, wie die Spielregeln
sind. Allenfalls braucht es eine rechtliche Anpassung, vielleicht auch nicht. Es braucht Klarheit
daruber, welches die Interessen der einzelnen Player sind. Inhaltlich nimmt die FDP-Fraktion keine
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Stellung zum GPK-Bericht.

Etwas seltsam sind zwei Punkte: Erstens die Weisung, dass nur die Mitarbeiter Fahrzeuge kaufen
konnen — die stammt vermutlich aus dem letzten Jahrtausend, so etwas ist in der heutigen Zeit
nicht mehr denkbar. Zweitens ist der Umgang mit dem Thema Whistleblowing zu klaren. Die Tren-
nung von der Mitarbeiterin ist eine Frage der Personalfuhrung. Ein Punkt ist der Umgang mit
Whistleblowing und der Schutz der Betroffenen, der zweite die Frage, weshalb es dies gibt. Das ist
eine Frage der Kultur der Firma oder Geschéftsstelle: Gibt es zu wenige Moglichkeiten, sich intern
zu &ussern, wenn etwas nicht gut lauft? Der Votant hofft, dass der Regierungsrat zum Umgang mit
Whistleblowing in seinem Bericht Klarheit schaffen wird.

Andrea Heger (EVP) halt fest, dass die Fraktion Griine/EVP den Bericht zur Kenntnis nehme und
den Empfehlungen weitgehend zustimme. Ein I6sungsorientiertes Vorgehen zu diversen Ablaufen
im und um den Bericht herum erscheint wichtig. Nun ist das Handeln des Regierungsrats ange-
sagt. Weitere Aussagen aus der Fraktion folgen, wenn weitere Resultate vorliegen.

Felix Keller (CVP) fuhrt aus, dass die CVP/BDP-Fraktion den Bericht zur Kenntnis nehme. Inhalt-
lich kann nicht darauf eingegangen werden. Der Votant begrisst es, dass die Regierungsprasiden-
tin die Empfehlungen entgegennimmt. In drei Monaten wird wieder debattiert werden konnen. Ob
ein Straftatbestand vorliegt, soll die Staatsanwaltschaft aufzeigen. Es ist gut, dass die GPK diese
Missstande aufgedeckt hat. Das Landratsgesetz definiert die Spielregeln. Der Votant ist Uber einen
Satz im Bericht gestolpert: «Die GPK ist gemass 8§ 61 des Landratsgesetzes befugt, mit allen Mit-
arbeitenden der Verwaltung Gesprache zu fuhren, Akten einzusehen und weitere Untersuchungs-
handlungen durchzufihren.» Der Votant hat dies im 8 61 nicht gefunden. In Absatz 4 heisst es:
«Die GPK kann jederzeit von allen Behdrden und Amtsstellen Auskinfte und Einsicht in die Akten
verlangen.» Eine PUK (8 64) kann mundliche und schriftliche Auskinfte von Mitarbeitenden, Ge-
richten und Privaten einholen. Es ist zu unterscheiden zwischen GPK und PUK. Die Spielregeln
sind eigentlich klar definiert, allenfalls braucht es dariiber eine Diskussion.

Laut Regina Werthmiller (parteilos) wird auch die glp/GU-Fraktion den Empfehlungen der GPK
folgen. Die Votantin spricht der GPK einen Dank fir die intensive Prufung aus. Sie haben diese
Unregelmassigkeiten aufgedeckt und die Angelegenheit gepriift. Soll die GPK-Arbeit in Zukunft
eingeschrankt werde, findet die Votantin das eher heikel. Die Mangel wurden festgestellt. Die Re-
gierungsprasidentin ist bereit, zu handeln. Die Gewaltentrennung muss beibehalten werden: Der
Landrat hat die Oberaufsicht Gber den Regierungsrat, und dieser kann nicht sagen, wie er von der
GPK und vom Landrat kontrolliert werden will. Die Votantin spricht sich dafiir aus, die Ablaufe ge-
nauer anzuschauen.

Oskar Kampfer (SVP) hat mit grossem Befremden die Aussagen zum Zweihander zur Kenntnis
genommen. Die GPK hat einen Bericht vorgelegt, wie sie das tun muss. Es ist etwas symptoma-
tisch — es ist aussergewdhnlich, dass sich die Regierungsprasidentin vorher geaussert hat. Sie hat
einiges in ihren Ausserungen zuriickgenommen, das der Votant aufgrund der Medienmitteilung
des Regierungsrates anders interpretiert hat. Es ist befremdend, wenn zuerst ein Angriff auf die
GPK gestartet wird, bevor eine Ausserung dariiber erfolgt, was mit den Mitarbeitenden geschieht,
die unter Druck gesetzt werden, wenn sie mit der GPK reden. Es ist ein schlechtes Vorbild flr die
Zukunft, wenn die GPK mit jemandem sprechen will und dieser das aufgrund einer Angstkultur
nicht tut. Es braucht keine Vergleiche von PUK und GPK. Letztere ist das Oberaufsichtsorgan fiir
alle. Die GPK ist ebenfalls dem Amtsgeheimnis unterstellt, deshalb sieht der Votant nicht, weshalb
Forderungen nach zusatzlichen Einschrankungen der Einsichtsrechte der GPK kommen. Diese
Forderung Uberdeckt eines: Die Gesamtregierung sagte, es bestehe moglicherweise Handlungs-
bedarf. Der Votant sieht diesen bei den internen Controllern. Weshalb haben diese nichts festge-
stellt? Dies beweist nur, dass die Moéglichkeiten der GPK allenfalls noch ausgeweitet werden
mussten.

Miriam Locher (SP) betont, dass auch nach dem Bericht vieles unklar bleibe. Mit dem Angriff des
Regierungsrats auf die GPK wird die Gewaltenteilung massiv angegriffen. Die GPK hat nicht alle
Mdoglichkeiten, vor allem, wenn es um Personalsachen geht. Die Rolle der Finanzkontrolle beunru-
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higt die SP-Fraktion — diese Rolle muss dringend geklart werden. Es muss genauer hingeschaut
werden. Die Situation erfordert eigentlich eine PUK. Die Fraktion wird sich entsprechend vorberei-
ten.

Klaus Kirchmayr (Griine) mochte nicht direkt zum Kernelement des GPK-Berichts Stellung neh-
men. Ein Adressat des Berichts ist die kantonale Finanzkontrolle. Der Votant spricht als Prasident
des Begleitausschusses der Finanzkontrolle. Er mdchte den Landrat informieren, dass der Be-
gleitausschuss die Umsténde des Berichts untersuchen wird und allféllige Lehren, die daraus ge-
zogen werden kdnnen, ausarbeiten. Es braucht eine Bereitschaft, Fehler zu akzeptieren und die
Lehren daraus zu ziehen. Die Schnittstelle zwischen GPK und Finanzkontrolle wird angeschaut.
Sollte es Anpassungen brauchten, gibt es stufengerechte Vorschlage, wie das besser werden
kann.

Reto Tschudin (SVP) befremdet es, dass der Fokus von den Fahrzeugverkdufen weg auf die
Kompetenzen der GPK gerichtet werde. Diese sind seit Jahren gleich und gesetzlich festgelegt.
Das ist schade, denn die GPK macht eine gute Arbeit. Der Bericht bringt ein unschénes Resultat,
das ist so. Dieser soll nun vom Regierungsrat verarbeitet werden. Die Bereitschaft ist da, wortiber
der Votant sehr froh ist.

- Detailberatung des Berichts
Empfehlungen 7.1 - 7.3
Keine Wortmeldungen.

- Detailberatung des Landratsbeschlusses

Keine Wortmeldungen.

- Rickkommen

Es wird kein Riickkommen verlangt.

- Schlussabstimmung
./l Dem Landratsbeschluss wird mit 83:0 Stimmen zugestimmt.

Landratsbeschluss )
Uber den GPK-Bericht betreffend Uberprifung von Fahrzeugverkaufen der Garage BUD

vom 8. Februar 2018

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Der Landrat nimmt Kenntnis vom vorliegenden Bericht.

2. Den Empfehlungen wird zugestimmt und die Adressaten werden beauftragt, dem Landrat in-

nert dreier Monate nach Landratsbeschluss eine Stellungnahme zu den Empfehlungen abzu-
geben.
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16. Sekundarschulkreis Ergolz 1, SEK | Liestal Frenke, Gesamtsanierung, Ausgaben-

bewilligung (Projektierung)
2017/397; Protokoll: ps

Kommissionsprasident Hannes Schweizer (SP) fuhrt aus, dass der Regierungsrat im Jahr 2012
das Hochbauamt beauftragt hatte, die Sekundarschulh&user des Schulkreises Ergolz 1 beziglich
des Raumbedarfs, des Geb&udezustands, der Schadstoffe, der Erdbebensicherheit und der hin-
dernisfreien Nutzung zu Gberprifen. Zu diesem Schulkreis gehort das Schulhaus Frenkendorf, das
aus acht Gebauden besteht. In den letzten Jahren wurde dort nur das Notigste saniert; in den
nachsten Jahren missen weitere Sanierungen erfolgen. Dies gilt auch fur das Sekundarschulhaus
Burg. Die beiden Schulh&user sind nicht Gegenstand der vorliegenden Vorlage, jedoch im Investi-
tionsprogramm enthalten.

Die Vorlage enthalt die Sanierung des Sekundarschulhauses Frenke. Es sollen Schadstoffe ent-
fernt (asbestbelastete Baumaterialien), die Grundsubstanz des Gebaudes erhalten und dessen
Lebensdauer um mindestens 40 Jahre verlangert werden. Weiter sollen die technischen und raum-
lichen Infrastrukturen den heutigen Normen entsprechend angepasst werden. Die Anforderungen,
die fur einen effizienten Schulbetrieb notwendig sind, werden bei der Sanierung und den baulichen
Anderungen mitberiicksichtigt. Mit der Vorlage beantragt der Regierungsrat einen Projektierungs-
kredit von CHF 1,42 Mio., mit einer Kostengenauigkeit von +/- 15%. Eigentlich betragt die Kosten-
genauigkeit in dieser Phase +/- 20%. In diesem Fall war eine genauere Berechnung moglich, weil
Erfahrungen aus den in der gleichen Schulanlage bereits renovierten Raumlichkeiten gezogen
werden konnten. Der Betrag beinhaltet die Projektierung und Planung bis zur Ausschreibung des
Bauvorhabens. Die Kommission beantragt einstimmig, den Kredit zu bewilligen.

Al Eintreten ist stillschweigend beschlossen.

- Detailberatung des Landratsbeschlusses

Keine Wortmeldungen.

- Riuckkommen
Es wird kein Riickkommen verlangt.

- Schlussabstimmung
./l Dem Landratsbeschluss wird mit 71:0 Stimmen zugestimmt.

Landratsbeschluss
betreffend Sekundarschulkreis Ergolz 1, SEK | Liestal Frenke, Gesamtsanierung, Ausga-
benbewilligung (Projektierung)

vom 8. Februar 2018

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Fuirdie Ausarbeitung des Projektes «SEK | Liestal Frenke, Gesamtsanierung» wird eine neue
einmalige Ausgabe von CHF 1.42 Mio. inklusive Mehrwertsteuer bewilligt.

2. Lohn- und Materialpreisénderungen gegeniiber der Preisbasis Schweizer Baupreisindex
Region Nordwestschweiz, Hochbau, Stand Oktober 2016: 98.9 Punkte; Basis Oktober 2015 =
100, der Ausgabe unter Ziffer 1 dieses Beschlusses, werden mitbewilligt und sind in der Ab-
rechnung nachzuweisen.

3. Die Kosteneinsparungen durch Kopiereffekte oder andere Synergien mit dem soeben sanier-
ten Primarschulhaus Frenke sind in der Baukreditvorlage separat auszuweisen.

4. Ziffer 1 dieses Beschlusses untersteht der fakultativen Volksabstimmung geméss 8§ 31 Abs. 1
Bst. b. der Kantonsverfassung.
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17. Gymnasium Minchenstein, Chance nicht verpassen
2017/291; Protokoll: ps

Kommissionsprasident Hannes Schweizer (SP) hélt fest, dass der Regierungsrat mit dem Postu-
lat von Christine Koch aufgrund der prognostizierten Bevolkerungsentwicklung im Birstal gebeten
wurde zu prifen, ob eine weitere Sporthalle beim Gymnasium Minchenstein erstellt werden kénn-
te. Der Regierungsrat hat dazu drei Moglichkeiten aufgezeigt:

Eine Sporthalle anstelle des Schulpavillons ware problematisch, wegen des N&herbaurechts zur
Ostlich angrenzenden Gemeindeparzelle und wegen der Zufahrten. Die Grobkostenschatzung be-
tragt CHF 6 Mio.

Die zweite Variante, eine Aufstockung der bestehenden Sporthalle, hatte bei der Minderheit der
Kommission am ehesten eine Chance. Der Regierungsrat sieht jedoch davon ab, weil die Statik
ein Problem wére und die Halle deswegen extrem teuer — etwa CHF 7 Mio. - wiirde.

Die dritte Variante, eine Halle auf dem Hartplatz, ware wegen den denkmalgeschiitzten Gebauden
darum herum ein Problem.

Zusammengefasst kann gesagt werden, dass der Regierungsrat keinen Handlungsbedarf sieht.
Die Mehrheit der Kommission unterstitzt diese Begriindung, wahrend eine Minderheit dies bedau-
ert und es als problematisch erachtet, wenn Unterrichtslektionen zuerst 15minitige Fussméarsche
erfordern. Ein grosser Teil der Turnlektionen muss im KUSPO erfolgen oder in den Turnhallen des
Schulhauses Neuewelt. Deshalb beantragt eine Minderheit der Kommission, das Postulat nicht
abzuschreiben.

- Eintretensdebatte

Markus Meier (SVP) hélt fest, dass die SVP-Fraktion fur die Abschreibung des Postulats sei. Die
Fraktion ist von drei Punkten irritiert: Erstens wurde die Turnhallenfrage bereits beim Ausbau des
Gymnasiums Minchenstein angeschaut, und es kam nicht zur Ausfiihrung — abgeklart wurde es
damals. Zweitens erstaunte, dass ein Neubau zwischen CHF 6 - 7 Mio. kosten soll und somit in
einer Flnfsternehotelkategorie anzusiedeln ist. Drittens wurde vorgeschlagen, den Einbau von
Garderoben zu prifen. Dies sollte CHF 900°000 — 1 Mio. kosten. Darliber war der Votant sehr er-
staunt. Nicht ndher angeschaut wurde der Einbau von Garderoben in bestehende Gebaude, weil
dies zu wenig prazise nachgefragt worden war.

Jan Kirchmayr (SP) verweist auf den bestehenden Handlungsbedarf beziiglich Turnhallen beim
Gymnasium Minchenstein. Mehr als ein Viertel der Sportlektionen finden nicht auf dem Areal statt,
sondern erfordern einen Weg von 15 Minuten. Eine Doppellektion Sport dauert 90 Minuten, wovon
nach Abzug des Wegs 60 Minuten verbleiben. Das zeigt auch den Stellenwert des Sportunterrichts
beim Regierungsrat. Im Sommer ist Aussensport nicht méglich, weil das KUSPO-Areal Uiber keine
Aussensportanlagen verfigt. Auf dem Areal des Gymnasiums gibt es keine Garderoben, weil die-
se von denjenigen besetzt sind, die die Turnhallen nutzen. Die Situation besteht bereits seit sehr
langer Zeit und ist nicht befriedigend. Heute ist der Spatenstich fir das Gymnasium Minchenstein
erfolgt, was sehr gut ist. Es werden 22 neue Raume gebaut. Gleichzeitig besteht beztliglich Turn-
hallen eine unbefriedigende Situation. Deshalb wird die SP-Fraktion das Postulat nicht abschrei-
ben.

Christine Frey (FDP) sagt, die FDP-Fraktion sei fir die Abschreibung des Postulats. Unter das
Motto «den gesunden Menschenverstand walten lassen» gehdrt, dass bestehende Raumlichkeiten
im Kanton genutzt werden. Es wurde bestétigt, dass das KUSPO gut genutzt wird. Andererseits
handelt es sich nicht um Primarschiler, sondern um Gymnasiasten, die beispielsweise zum
KUSPO joggen kdnnten.
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Lotti Stokar (Grune) spricht sich im Namen der Griine/EVP-Fraktion gegen die Abschreibung des
Postulats aus. Es besteht Handlungsbedarf, allerdings liegt die Losung nicht gleich auf der Hand.
Dass es schwierig ist, entbindet nicht davon, das Thema zu behalten und zu schauen, ob es nicht
irgendwann doch eine Losung gibt, wenn die finanziellen Verhaltnisse wieder etwas besser sind.
Die Losung mit dem KUSPO ist nicht nur wegen der Distanzen ein Problem, sondern das KUSPO
ist grundsatzlich nicht fir den Turnunterricht auf dieser Stufe geeignet.

Felix Keller (CVP) findet es nachvollziehbar, dass es unbefriedigend ist, wenn ein Viertel der
Sportlektionen ausserhalb des Areals des Gymnasiums Minchenstein durchgefiihrt werden mis-
sen. Das Postulat beinhaltete den Auftrag zu prifen, ob kostengtinstig eine dritte Sporthalle ge-
baut werden kénne. Der Regierungsrat hat geprift und dartiber berichtet. Es gibt auf dem Areal
selber keine Mdglichkeit, kostenglnstig eine dritte Halle zu bauen. Eine Einzelhalle kann per se
nicht kostengunstig sein. Es besteht auch keine Nachfrage fiir eine einzelne Turnhalle. Deshalb ist
es wichtig, die Synergien zu nutzen, einerseits beim KUSPO und andererseits in der Schulanlage
Larchenfeld. Zudem wird fur den Unisport in naher Umgebung eine Dreifachsporthalle gebaut.
Auch dort kénnen Synergien genutzt werden. Es ist wichtig, dass diese nicht ganz giinstige Sport-
halle gut ausgelastet wird. Die Sportstunden, die auswarts stattfinden, sollen an den Rand des
Schultages verlegt werden, damit nicht der Sport darunter leidet. Die Fraktion ist fur die Abschrei-
bung des Postulats.

Regierungsprasidentin Sabine Pegoraro (FDP) halt fest, dass gestern der Spatenstich zum Erwei-
terungsbau des Gymnasiums Minchenstein erfolgt sei. Es ist erfreulich, dass es dort vorwérts
geht. Die Bauarbeiten werden 2019/2020 abgeschlossen. Es wurden drei Standorte fir eine Turn-
halle geprtft. Keine Variante kann kostenglnstig umgesetzt werden. Ein zuséatzlicher Bedarf kann
mit Einmietungen gut abgedeckt werden, auch wenn dies mit Umstanden verbunden ist. Die
Votantin bittet darum, dem Kommissionsantrag zu folgen.

Al Eintreten ist unbestritten.

- Beschlussfassung
:/I: Das Postulat 2016/200 wird mit 50:23 Stimmen abgeschrieben.

Nr. 1891

18. Strengere Kostenvorgaben bei Bauvorhaben
2017/53; Protokoll: ps

Kommissionsprasident Hannes Schweizer (SP) erlautert, dass es Christof Hiltmann mit seinem
Postulat um die Optimierung der Kosteneffizienz bei der Umsetzung von Investitionsvorhaben
ging. Der Regierungsrat erklarte, dass die Kantonsverfassung festschreibe, dass mit den Mitteln
sparsam und wirtschaftlich umzugehen ist. Zudem sind neue Aufgaben auf die Notwendigkeit,
Zweckmassigkeit, die finanziellen Auswirkungen und die Tragbarkeit zu Uberprifen. Der Regie-
rungsrat hat bereits 2012 ein Konzept verabschiedet, welches die Anliegen des Postulanten weit-
gehend aufnimmt. Es wurde ein Prozess Uber das Vorgehen bei Investitionsvorhaben definiert. In
der Bau- und Planungskommission wurde bereits zweimal aufgezeigt, wie diese Ablaufe von Be-
darfsanmeldung, Projektierung bis zur Kreditgewahrung vonstattengehen. Die gréssten Einspa-
rungen sind in der Phase mdglich, in welcher der Planungskredit gesprochen wird. In letzter Zeit
stellte sich immer wieder die Frage, ob es Sinn macht, bei der Kreditgewahrung noch Abstriche
vorzunehmen. Das muss in der Phase erfolgen, in welcher der Bedarf tGberpriift wird. Die Bau- und
Planungskommission behandelt aktuell einen Projektierungskredit und geht alle Punkte durch,
welche der Regierungsrat in seinem Konzept festgelegt hat und schaut, wo die Umsetzung kos-
teneffizienter erfolgen kann. Entscheidend ist auch die Projektkompetenz. Werden die Auftrage
kompetenten und qualifizierten Planern tibergeben, ist man eher gegen unliebsame Uberraschun-
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gen gefeit. Die Mehrheit der Kommission unterstitzt die Argumentation des Regierungsrats, eine
Minderheit mochte das Postulat nicht abschreiben.

- Eintretensdebatte

Markus Meier (SVP) erwahnt, das Postulat habe eine breite und tiefe Diskussion in der Kommis-
sion ausgeldst. Es wurden nicht nur diese spezifischen Fragen angeschaut, sondern auch solche
bezlglich der Umsetzung von Projekten. Soll es die klassische Variante mit der Vergabe einzelner
Arbeiten oder vermehrt TU- oder GU-Vergaben sein? Die Vor- und Nachteile der verschiedenen
Modelle wurden betrachtet. Wesentlich ist, dass in der Verwaltung und auch in der BPK das Be-
wusstsein entstanden ist, dass das Abstecken des Rahmens eines Projekts in dessen Geburts-
stunde eminent wichtig ist. Wie bei einer privaten Bauherrschatft, die einen gewissen Geldbetrag
zur Verfigung hat und bestimmte Bediirfnisse abdecken will. Man kann sich nicht primar nach den
Bedurfnissen richten, sondern nach den Finanzen, die zur Verfiigung stehen. Ein Mittel dazu ist
ein am Anfang des Projekts definiertes Kostendach. Ein anderes Instrument besteht darin, von
Wettbewerbssituationen Abstand zu nehmen, die als Kostentreiber wirken kdnnen. Wo es mdglich
ist, soll nach Standards gebaut werden, insbesondere bei standardisierten Bauten, um von Syner-
gien profitieren zu kdnnen. Entsprechend kann mit standardisierten Baukosten gearbeitet werden.
Die Vorlage fuihrte zu einem positiven Prozess auch fur zukiinftige Projekte. Die Richtlinie wird
nicht gleich vergessen, sondern danach gehandelt. Die SVP-Fraktion ist fir die Abschreibung des
Postulats.

Jan Kirchmayr (SP) verweist auf die Kantonsverfassung, welche einen sparsamen und wirtschaft-
lichen Umgang mit den 6ffentlichen Mitteln vorsieht. Die steigenden Infrastrukturkosten haben un-
ter anderem auch mit der steigenden Bevolkerungszahl und dem wachsenden Mobilitatsbedtirfnis
Zu tun, und dies muss allen Leuten bewusst sein. Jedes Projekt ist ein neues Einzelprojekt, der
Untergrund ist speziell und die Geologie ist in Baselland etwas anders als anderswo. Der Pla-
nungs- und Realisierungszeitraum dauert auch seine Zeit. Die SP-Fraktion ist froh Gber die Darle-
gung der Punkte und tritt ebenfalls flr die Abschreibung des Postulats ein.

Thomas Eugster (FDP) erklart, dass auch die FDP-Fraktion fur die Abschreibung des Postulats
sei. In der Bau- und Planungskommission gab es lange Diskussionen. Die Instrumente bestehen,
missen aber auch genutzt werden. Das findet in jedem Projekt einzeln statt. Ebenso muss die
Ausfihrung moglichst kosteneffizient erfolgen. Das muss am Anfang eines Projekts eingebracht
werden. Das Postulat kann abgeschrieben werden.

Felix Keller (CVP) kann sich den Vorrednern anschliessen. Strenge Kostenvorgaben bei Investiti-
onsvorhaben sind Pflicht. Es kann nicht sein, dass zuerst Begehrlichkeiten abgeholt, dann geplant
und schliesslich geschaut wird, was es kostet. Es braucht zuerst Kostenvorgaben. Im Rahmen des
Aufgaben- und Finanzplans hat der Landrat die Mdglichkeit zu deklarieren, wie viel Geld eingestellt
wird. Weiter kann er im Rahmen des Planungskredits sagen, was der Bau kosten darf. Mit der Vor-
lage hat der Regierungsrat darliber berichtet und aufgezeigt, wie die Handhabung innerhalb der
Verwaltung ist. Es besteht die Hoffnung, dass dies nicht reine Theorie bleibt, sondern so umge-
setzt wird. Das Postulat kann abgeschrieben werden, jedoch nicht das Thema.

Christof Hiltmann (FDP) wehrt sich nicht gegen die Abschreibung des Postulats. Das Thema ist
jedoch nicht abgeschrieben. Seit der Einreichung sind fiinf Jahre ins Land gegangen, damals wur-
de Uber Gebaude diskutiert, deren Standard furchten liess, dass der Kanton zu wenig auf die Kos-
ten achtet. In den letzten Jahren ging einiges. Aber der Kanton kann nicht aufs Geratewohl planen
und investieren. Der Kulturwandel, der im Gange ist, ist noch nicht am Ende. Der muss gelebt
werden. Dies kann nicht in ein Gesetz gegossen werden, sondern hat mit einer Unternehmens-
und Arbeitskultur zu tun. Der Mismatch zwischen denen, die die Leistung bestellen und denen, die
sie erbringen, muss tUberwunden werden. Wichtig ist, dass die Bau- und Planungskommission ihre
Rolle wahrnimmt, und zwar nicht erst, wenn die Grundlage bereits geschaffen wurde, sondern
wenn die Begehrlichkeiten entstehen. Der Votant macht beliebt, dass Projekte sehr friih von der
Bau- und Planungskommission diskutiert werden. Das Geld wird am Anfang ausgegeben - mit
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einer falschen Planung, einer falschen Bestellung und einer falschen Ausfihrungsplanung. Der
Votant bittet die Verwaltung, die BPK als Sounding Board zu verstehen und proaktiv zu integrieren,
bevor bei grosseren Investitionen Nagel mit Kdpfen gemacht werden.

Andi Trussel (SVP) hat den Eindruck, dass die Bau- und Planungskommission die Projekte immer
zu spat erhalte. Wenn die Planung bereits besteht und etwas geandert werden soll, heisst es, die
Anderung kostet eine weitere halbe Mio. CHF. In der Industrie beginnt man mit dem Design. Dann
erst kommt die Planungsphase. Jetzt wird etwas gebastelt, das so viel kostet, und am Schluss wird
es ausgefihrt.

Regierungsprasidentin Sabine Pegoraro (FDP) bittet um die Abschreibung des Postulats. Die
Votantin kann sich den Voten von Christof Hiltmann und Felix Keller anschliessen. Es war gut, die
Diskussion zu fihren. Das Thema Kosten wird die Bau- und Planungskommission weiter beschaf-
tigen, was auch ihre Aufgabe ist. Sie soll kritisch hinschauen

- Eintreten ist unbestritten.

- Beschlussfassung
I Das Postulat 2013/247 wird mit 70:3 Stimmen abgeschrieben.

Nr. 1893

19. EinfiUhrung in Staatskunde und Politik an den Schulen der Sekundarstufe Il
2017/326; Protokoll: ps, mko

Kommissionsprasident Christoph Hanggi (SP) fuhrt aus, dass der Landrat im November 2015 der
Empfehlung der BKSK gefolgt sei, das vorliegende Postulat nicht abzuschreiben. Der vom Landrat
verlangte Bericht zur politischen Bildung an den Gymnasien liegt nun vor. Der Regierungsrat teilt
die Auffassung des Landrats, dass die politische Bildung an den Schulen der Sekundarstufe I ei-
nen hohen Stellenwert haben muss.

Ein weiteres Fach kdnnte mit wenigen Stunden dotiert werden, jedoch ist dies aus padagogischer
Sicht abzulehnen, um die Stundentafel nicht noch mehr zu verzetteln. Ausserdem lassen die Kan-
tonsfinanzen die Einfihrung eines zusétzlichen Schulfachs nicht zu. Eine kostenneutrale Méglich-
keit besteht darin, Abstriche bei anderen Fachern vorzunehmen. Weil Facher wie Deutsch oder
das Schwerpunktfach betroffen waren, kann dies ebenfalls nicht umgesetzt werden.

Im Bericht und in der Kommissionsberatung wurde aufgezeigt, dass an den Gymnasien und der
FMS einiges getan wird, um die politische Bildung zu starken: Es gibt Anlasse und Kurse aus-
serhalb der Klasse, Podiumsveranstaltungen und Diskussionsforen mit Vertretern von politischen
Parteien. Die politische Bildung soll in verschiedenen Fachern und mit der Hilfe von neuen Gefas-
sen innerhalb der Lehrplane mit mehr Verbindlichkeit gestarkt werden. Der Regierungsrat ist der
Meinung, dass die politische Bildung mit den beschriebenen Massnahmen gestarkt und mit den
neuen, ab August 2019 geltenden Lehrplanen konkreter geférdert werde. Die BKSK hat die Vorla-
ge am 9. November 2017 beraten und Eintreten empfohlen. Der Rektor des Gymnasiums Laufen
zeigte mit einer ausfuhrlichen Prasentation auf, was an den verschiedenen Gymnasien getan wird.
Eine Minderheit der Kommission meint, es kdnne noch einiges mehr geschehen, weshalb die
Kommission das Postulat mit 8.3 Stimmen bei 2 Enthaltungen zur Abschreibung empfiehlt. Der
Jugendrat hat sich ebenfalls mit dem Thema befasst und empfiehlt, mehr zu tun.

- Eintretensdebatte

Roman Brunner (SP) halt fest, dass der Landrat 2015 die Wichtigkeit der politischen Bildung an-
erkannt habe. Ein zusatzliches Schulfach ist aus zwei Griinden nicht sinnvoll, das anerkennt die
SP-Fraktion. Dass die politische Bildung im Rahmen der bestehenden Méglichkeiten, insbesonde-
re des schulspezifischen Pools, nicht tiberall gleich gestarkt wird, ist bedauerlich. Die Gymnasien
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sollen sich tuber diesen Pool auch ein Profil geben kdnnen. In der Kommissionsdebatte konnten
jedoch grosse Unterschiede zwischen den Gymnasien festgestellt werden. Deshalb ist die SP-
Fraktion mit der Vorlage nicht zufrieden. Die Starkung der politischen Bildung ist zu wenig verbind-
lich. Oft werden nur diejenigen Schilerinnen und Schiiler erreicht, die ohnehin eine Affinitat zur
Politik haben. Viele der erwdhnten Angebote sind optional. Ob damit eine flachendeckende Star-
kung der politischen Bildung und der Demokratie erreicht werden kann, ist fraglich. Der zweite An-
satz betrifft die Anpassung der Lehrplane, vor allem im Fach Geschichte. Die Anpassung soll ab
2019 wirksam werden, ist jedoch zu wenig konkret. Als Fazit halt der Votant fest, dass die Bemu-
hungen grundsétzlich begrissenswert seien. Sie gehen in die richtige Richtung, jedoch zu wenig
weit. Sie sind wenig nachhaltig und kaum verpflichtend. Die SP-Fraktion mochte das Postulat des-
halb nicht abschreiben und unterstutzt auch den Jugendrat in seinen Bestrebungen, eine verbindli-
che Starkung der politischen Bildung einzufordern.

Heinz Lerf (FDP) stellt klar, dass die Forderung politischer Bildung in den Schulen fiir die FDP-
Fraktion von hoher Bedeutung sei. Alle in diesem Saal sollten an einer ausreichenden Vermittlung
von Themen wie Staatskunde und Politik an der Sekundarschule 1l sehr interessiert sein. Der Re-
gierungsrat zeigt in seiner Vorlage auf, was wie und an welchen Gymnasien unterrichtet wird. Etli-
ches wird gemacht. Es wird auch darauf hingewiesen, dass die politische Bildung sehr unter-
schiedlich erfolgen kann. Innerhalb oder ausserhalb des Regelunterrichts, mit Sonderveranstaltun-
gen und spezifischen Kursen usw. Fir den Regierungsrat ist klar, dass eine Ausweitung der Stun-
dendotation fur ein neues Fach nicht méglich ist. Es muss jetzt schon geschaut werden, wo das
angekindigte Fach Informatik untergebracht werden kann. Das heisst, dass eine Lésung innerhalb
der bestehenden Stundentafel gefunden werden muss. Auffallend ist aber die uneinheitliche Um-
setzung des politischen Unterrichts an den verschiedenen Schulstandorten. Ebenfalls fehlt eine
Verbindlichkeit fiir deren Durchfiihrung an den verschiedenen Schulen. Es brauchte einerseits eine
Angleichung des Stoffs, andererseits eine verbindliche Vermittlung. Die FDP-Fraktion folgt dem
Antrag des Regierungsrats sowie der BKSK und unterstitzt die Abschreibung des Postulats.

Caroline Mall (SVP) mdchte festhalten, dass das Postulat aus dem Jahr 2013 stammt. Seither
sind einige Jahre vergangen. Es ist festzustellen, dass grosse Fortschritte erzielt wurden: Namlich
der Wunsch, Staatskunde bzw. Politik in die Stundentafel zu integrieren. Die SVP-Fraktion wird
das Postulat abschreiben, was nicht heisst, dass daran nicht weitergearbeitet werden muss. In
dieser Hinsicht ist der Jugendrat zu unterstiitzen, der sehr viele Anlasse organisiert. Aber auch der
Landrat sollte weiterhin aktiv bleiben, damit vor allem eine Einheit hergestellt werden kann. Heute
ist es so, dass die einen Gymnasien mehr, die anderen weniger profitieren. Eine Harmonisierung —
wenn auch nicht das Lieblingswort der Votantin — findet auf dieser Ebene nicht statt. Deshalb
macht sie beliebt, einen neuen Vorstoss zu lancieren, um wenigstens diese Harmonisierung inner-
halb der Gymnasien zu erreichen — oder sogar schon auf der Sek-I-Stufe damit anzufangen, die
Jungen fiir politische Fragen zu sensibilisieren.

Florence Brenzikofer (Griine) sagt, dass ein Teil der Griine/EVP-Fraktion das Postulat stehen
lassen mdchte, als Zeichen, dass man mit dem, was in den letzten zwei Jahren gemacht wurde,
nicht zufrieden ist und es mdglicherweise neue Vorstésse braucht. Der andere Teil meint, man
kénne es auch abschreiben, weil das eigentlich angestrebte Ziel heute noch nicht erreicht ist. Die
Fraktion ist der Meinung, dass die Forderung zu wenig verbindlich umgesetzt wurde. Man hdrte
zwar von einer Strategie, die auf drei Ebenen umgesetzt werden soll. Im Kanton Baselland ge-
schieht dies jedoch noch zu sehr auf freiwilliger Basis. Wenn man sieht, was die Gymnasien heute
alles umsetzen, ist die Bandbreite immer noch riesig. Es braucht mehr Verbindlichkeit bei der poli-
tischen Bildung im Unterricht. Diese umfasst Grundlagenkenntnisse, Bewusstseinsscharfung, De-
battierfreudigkeit sowie die Auseinandersetzung mit aktuellen Themen und Abstimmungen. Das
Gymnasium wurde jetzt auf vier Jahre verlangert. Wenn man jedoch hort, dass in dieser Zeit nur
genau zwolf Lektionen politische Bildung durchgefiihrt werden, ist das zu wenig.

Weiter hat man gehort, dass die politische Bildung ab Lehrplan 2019 verbindlicher eingefuhrt wer-
den soll. Aber auch das, was darin vorgesehen ist, ist noch nicht ausreichend. Es kommt immer
noch zu sehr auf die Lehrperson an, was sie macht und was sie nicht macht. Deshalb wére der

Protokoll der 46. Sitzung vom 08. Februar 2018 2060



BASEL #%
LANDSCHAFT A

von Caroline Mall gebrachte Vorschlag, allenfalls einen neuen Vorstoss oder sogar eine Initiative
zu lancieren, ein moglicher Weg. Dem in dieser Hinsicht sehr aktiven Jugendrat sei gedankt. Aber
auch alle Jungparteien sind mit der Umsetzung nicht zufrieden. Das ist ein deutlicher Hinweis,
dass die Politik dies nicht so stehen lassen kann und weitermachen muss.

Eine weitere Diskussion betrifft die Informatik, die an den Gymnasien eingefiihrt werden soll. Die
Frage ist, auf wessen Kosten dies geschehen soll. Auf Bundesebene hérte man, dass allenfalls
das Fach Geschichte gekirzt werden soll. Dies wére gerade fir die Staatskunde verheerend, die
in diesem Fach angesiedelt ist.

Zuriick zu den aktuellen Tatigkeiten, zuriick zum Jugendrat: Man hort von den zahlreichen Anlas-
sen und Podien, die dieser durchfiihrt, was sehr wichtig ist und von den Schulen geschatzt wird.
Es freut die Votantin, dass man den Mut gehabt hat, um damit in die Sek-I-Stufe zu gehen. Die
Resultate aus den letzten Podien, die die Votantin selber erleben durfte, sind wirklich toll. Man
kann namlich schon mit Acht- und Neuntklasslern sehr gut debattieren. Es wére wichtig, damit
moglichst frih und nicht erst an den Gymnasien zu beginnen.

Die Schweizer Demokratie ist fir Béatrix von Sury d'Aspremont (CVP) wegen ihrer aktiven und
regelmassigen Einbindung des Volks ein Musterbeispiel flir die umliegenden Demokratien. Méchte
man diese aber auch tatséchlich wahrnehmen und verstehen, braucht es Grundkenntnisse — und
diese fehlen eigentlich. Fir das tagliche Leben weiss man, wie man mit Mathe umgehen und wie
man Deutsch sprechen muss. Das ist notwendig. Wie man aber mit der Politik umgeht, weiss man
(und noch weniger wissen es die Jugendlichen) nicht wirklich. Deshalb braucht es ein verbindli-
ches Geféass. Im Tessin z.B. gibt es seit 2017 das Fach Staatskunde in Sek | und Il. Warum geht
das dort, warum nicht hier? Es scheint kein Geldproblem zu sein. Die Tabelle in der Antwort des
Regierungsrats zeigt wohl, dass das Thema im Lehrplan enthalten ist, dass aber jedes Gymnasi-
um die Umsetzung anders gestaltet. Die Verbindlichkeit hangt also einerseits vom Gymnasium,
andererseits vom Lehrer ab. In Muttenz ist es in der dritten Klasse ein Fach, in Oberwil besteht
ebenfalls ein Gefass dafir, in Minchenstein hingegen nicht. Es ist schon erstaunlich, dass ein so
wichtiges Thema keinerlei Verbindlichkeit im Lehrplan hat. Deswegen ist es fir die CVP/BDP-
Fraktion auch klar, dass Lehrplane Aufgabe des Bildungsrats sind. Es ist zu hoffen, dass die Re-
gierungsratin Gschwind Druck macht, damit endlich Verbindlichkeit herrscht und somit ein klarer
Auftrag im Lehrplan gegeben ist. Die Regierungsratin ist Mitglied des Bildungsrats und kann ihren
Einfluss dort direkt geltend machen. Deshalb sieht die Fraktion im Moment von der Eingabe einer
Motion zum Thema ab. Es lasst sich aber gegebenenfalls diskutieren. Andererseits unterstitzt sie
den Jugendrat und sein super Engagement, das man herzlich verdankt. Folglich schreibt die
CVP/BDP-Fraktion das Postulat nicht ab.

Fur Jirg Wiedemann (Grun-Unabhangige) und die glp/GU-Fraktion ist klar, dass die Politik eine
ganz zentrale Rolle in den Schulen spielen soll. Der Votant meint sogar, dass sie nicht nur auf der
Sekundarstufe Il, sondern bereits auf der Sekundarstufe | eine Rolle spielen sollte. Er ist auch der
Meinung, dass man ab 16 Jahren abstimmen kdnnen sollte, weshalb er die entsprechende Ab-
stimmung unterstitzt. Der von Martin Riegg eingereichte Vorstoss héatte der Votant am liebsten
als Motion eingereicht, um den Druck zu erhdéhen. Postulat heisst «prifen und berichten». Dies
wurde zweimal getan; der Bericht dazu ist ausfuhrlich und Uberzeugend. Deshalb sollte nun ein
anderer Weg beschritten werden. Eine Mdglichkeit ware die Motion. Auch eine Initiative (wenn sie
denn z.B. vom Jugendrat lanciert wirde) wirde er sofort unterstiitzen. Es ware schon, wenn sich
der Jugendrat dazu durchringen kénnte, und damit fordern, dass Politik bereits auf der Sek-Stufe |
einen Platz findet.

Die Fraktion glp/GU findet, dass das Postulat von der Bildungsdirektion absolut erfiillt wurde, wes-
halb es abgeschrieben werden muss.

Martin Ruegg (SP) fragt sich, wie die Jungen von heute an solche Fragen herangefiihrt werden

kénnen, wie sie heute seit bald funf Stunden diskutiert werden. Wie sollen sie spater Verantwor-

tung tbernehmen und sich fiir Amter in der Gemeinde oder auf kantonaler Ebene zur Verfiigung

stellen? Wird zum richtigen Zeitpunkt — analog zum Sport — mit der Férderung begonnen, bleiben
die Jungen dabei und haben Erfolg. Davon ist der Votant Uberzeugt.

Protokoll der 46. Sitzung vom 08. Februar 2018 2061



BASEL #%
LANDSCHAFT A

Er bedankt sich fur die Unterstitzung seines Anliegens durch die anderen Fraktionen. Es sei daran
erinnert, dass 2013 ein Postulat eingereicht wurde, dass von Mitgliedern aller Fraktionen unter-
schrieben wurde. Finf der Unterzeichnenden von damals sitzen noch immer im Rat: Dominik
Straumann, Balz Stlckelberger, Jirg Wiedemann, Sara Fritz sowie der Sprecher selber.

Der Landrat lehnte 2015 die Abschreibung ab, weil die Priifung der Regierung zu wenig detailliert
und I6ésungsorientiert war. Die Vorlage von 2017 hat nun etwas mehr Fleisch am Knochen und der
Schulleitungskonferenz der Gymnasien darf attestiert werden, dass sie sich wahrend einer zweita-
gigen Weiterbildung der Sache ernsthaft angenommen hat. Dennoch kann die Vorlage vom Vor-
gehen und vom Inhalt her immer noch nicht befriedigen.

Ungentgend, schon fast peinlich, ist die Tatsache, dass die direkt betroffene Jugend, z.B. in Form
des Jugendrates, der nebenbei bemerkt eine regierungsratliche Kommission bildet, in den Mei-
nungsbildungsprozess nicht miteinbezogen wurde. Fir die Schilerschaft hat die erneute Prifung
des Anliegens praktisch keine Auswirkungen gehabt. Wird mit dem Abbau von Deutsch und Ma-
thematik und Kosten von CHF 3.5 - 4 Mio. Franken pro Lektion gedroht, dann wirkt das hilflos,
riecht nach Angstmacherei und lenkt vom Thema ab. Die Aussage auf S. 2 im zweituntersten Ab-
schnitt, wonach «Gefasse und Lehrplane fur politische Bildung keine Garantie sei, die erwiinsch-
ten Ziele zu erreichen», treibt ihn zur Frage, ob dies nur fir das geforderte Anliegen oder fur alle
Facher gilt. Im letzteren Fall kdme das wohl einer Art Bankrotterklarung fir das gymnasiale Bil-
dungssystem gleich. Das kann ja aber nicht die Meinung sein. Zumindest nicht von Seiten der
Schulleitungskonferenz.

Far die Einfuhrung von Wirtschaft und Recht wurde ein Geféass gefunden, dass alle Schilerinnen
und Schiler besuchen missen. Fir das neu beschlossene Fach Informatik wird man ebenfalls
eine LOsung finden missen. Die Behauptung, bei der politischen Bildung sei dies aus padagogi-
schen und finanziellen Grinden nicht méglich, kann nicht ernst genommen werden. Im gleichen
Abschnitt steht zu Recht, dass «die Losung deshalb innerhalb der bestehenden Stundentafeln
gesucht werden muss.» Genauso ist es. Die Frage ist, was ist die Realitat?

Realitét ist, dass das Anliegen fur die Gymnasien im Rahmen des schulspezifischen Pools umge-
setzt werden kdnnte, ohne andere Facher zu tangieren und ohne Kosten zu generieren. Es fehlt
letztlich am politischen Willen. Wer soll diesen aussern, wenn nicht die gewahlten Landratinnen
und Landrate?

Der Votant bittet deshalb, das Postulat erneut stehen zu lassen. Beginnt man von Neuem mit dem
Prozedere eines Vorstosses, befindet man sich in zwei oder drei Jahren wieder am selben Punkt.
Die Regierung wird es wieder ablehnen — wieso soll sie dann eine andere Haltung einnehmen als
heute? Der Druck muss aufrechterhalten bleiben und die Regierung dazu aufgefordert werden,
aufzuzeigen, wie sich das Anliegen kostenneutral und ohne andere Facher (wie Deutsch oder Ma-
the) zu tangieren, umsetzen lasst.

Die klassische Staatskunde ist ein veraltetes Konzept aus den 1970er Jahren. Das Fach Ge-
schichte weist hier erkennbare Defizite auf. Der Lehrplan 21 bringt auf der Volksschulstufe Ver-
besserungen. Diese braucht es auch auf der Sekstufe Il. Vor 5 Jahren stellte die internationale
Studie «Citizenship and Education», die die politische Bildung in 28 demokratischen Staaten er-
fasste, der Musterdemokratie Schweiz ein schlechtes Zeugnis aus, weil in diesem Bereich zu we-
nig getan wirde. Hinzu kommt, dass die gangigen Medien in einem gravierenden Strukturwandel
stecken. Stichworte: Fake news, No-Billag-Initiative, Konzentration im Medienbereich, Streik bei
der SDA). In diesem sich schnell und massiv veréandernden Umfeld muss die Fahigkeit, Politik zu
verstehen, gestarkt und nicht geschwéacht werden. Eine unabhangige Berichterstattung wird immer
mehr an Boden verlieren. Deshalb ist es wichtig, dass sich Schilerinnen und Schiler mit der Poli-
tik auseinandersetzen.

2017 hatte sich die Stimmbevdlkerung des Kantons Tl mit einem Stimmenanteil von tber 63% fir
politische Bildung als Teil des Stundeplans ausgesprochen. Weitere Initiativen sind hangig, u.a. in
AG und BS (junge FDP), sowie in ZH und TG (junge CVP). Die Juso wird hier leider vermisst. Sie
wuirde aber mit Sicherheit mitmachen, wenn sie angefragt wirde. Der Kanton BL ware also in gu-
ter Gesellschaft, insbesondere im Bildungsraum Nordwestschweiz — wenn endlich Nagel mit Kop-
fen eingeschlagen wirden.

Es braucht mehr Verbindlichkeit. Die aufgezeigten Umsetzungsmassnahmen und die Uberarbei-
tung der Lehrplane 2019 gehen in die richtige Richtung, hangen aber sehr stark vom Interesse
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einzelner Lehrpersonen ab und sprechen meist «nur» die bereits interessierten Jugendlichen an.
Man gebe dem Regierungsrat also nochmals die Chance, Uber die Blicher zu gehen und eine ver-
bindliche und kostenlose Losung zu prasentieren, die Platz hat im bestehenden Facherkanon.

Saskia Schenker (FDP) unterstitzt das Votum von Martin Riiegg. Sie ist ebenfalls gegen eine
Abschreibung des Postulats. Darin heisst es: «Der klassische Staatskundeunterricht im Fach Ge-
schichte scheint also nur ungenigend auf die politischen Realitaten vorzubereiten». Es gibt eine
spannende Diskussion in der Politikwissenschaft. Man weiss, dass rund die Halfte der Stimmbe-
vilkerung es sich leistet, nicht abzustimmen und mitzureden. Das ist vollig in Ordnung. Man kann
sich aber fragen, weshalb das so ist. Ist es, weil man damit zufrieden ist? Das ware in Ordnung. Ist
es, weil man damit protestiert? Auch in Ordnung. Aber wenn die Grundlagen fehlen, um sich zu
Uberlegen, was die eigene Meinung ist, und ob man tberhaupt partizipieren mdchte oder nicht,
dann ist das nicht in Ordnung. Ein Grossteil des Parlaments hat heute zum Ausdruck gebracht,
dass es zu wenig verbindlich ist. Sie sieht deshalb als einzig mdgliches Fazit, dass das Postulat
stehen gelassen werden muss.

Pascal Ryf (CVP) dankt seiner Vorrednerin fur ihr Votum. Einer der Kernaufgaben der Schulen ist,
die Schulerinnen und Schiiler als miindige Burger in die Berufswelt entlassen zu kdnnen. Das be-
deutet, dass die Urteilsfahigkeit gescharft und die Debatte gelibt wird, dass man die Fahigkeit
starkt zu erkennen, was essentielle und was Fake-News sind. Wird das an den Schulen nicht ver-
mittelt, wird es gerade fir jene Jugendlichen schwierig, die ein weniger ausgepragten Bildungshin-
tergrund und weniger Blicher zu Hause haben und die es nicht gewohnt sind, am Esstisch in der
Familie zu debattieren.

Hinzuweisen ist auf zwei (bereits stattgefundene) Veranstaltungen: Im Gegensatz zu BS unter-
nimmt der Kanton Baselland relativ wenig zur Forderung der Partizipation der Kinder und Jugend-
lichen. Vor einem Jahr fand im Grossratssaal eine Veranstaltung mit dem Titel «Politik-Macht-
Gesetz» statt, an der auch einige Landratinnen und Landrate als Politik-Coaches teilnahmen. Eine
zweite Veranstaltung, die u.a. von der Neuen Helvetischen Gesellschaft der Region Basel mitor-
ganisiert wurde, war der regionale Debattiertag «Schweizer Jugend debattiert» vom vergangenen
Montag in Minchenstein. An diesem Tag wurde u.a. Uber die No-Billag-Initiative, die eidgendssi-
sche Volksinitiative «Organe spenden — Leben retten», die Liberalisierung von Ladendéffnungszei-
ten und Uber die Transparenzinitiative debattiert. An der Primarschule Allschwil wurde dieses Jahr
ein Schiler/innenparlament eingefiihrt. Bereits Es nahmen daran also Erstklasser teil und konnten
sich einbringen. Es ist nicht so, dass dies nur ein Thema fiur die Sek-II-Stufe ware, weil man meint,
es wurde die Jugendlichen tUberfordern. Deshalb ist der Votant sehr froh, dass sich sehr viele Ju-
gendparteien im Kanton dafir einsetzen.

Von Regierungsratin Monica Gschwind wiinscht sich der Votant, dass sie sich im Kanton BL noch
mehr dafiir einsetzen und Einfluss nehmen mdge auf den Bildungsrat, damit in der Stundentafel
das Fach Politik einen hohen Stellenwert erhalt. In der Tat nehmen 50% am politischen Leben
nicht teil, was vollig okay ist und jeder fir sich selber entscheiden muss. Aber eigentlich ist es trau-
rig. So lange wurde in Europa fir die demokratischen Rechte gekdmpft. Die Politikverdrossenheit
und Lethargie ist aus dieser Sicht bedauerlich. Der Votant wiinscht sich, dass die Partizipation in
Zukunft zunehmen moge. Hierbei hat er grosses Vertrauen in die Regierungsratin, dass sie dafir
notigen Schritte unternimmit.

Sara Fritz (EVP) blickt zuriick: 2004 wurde sie in den Jugendrat gewahlt. Staatskunde und Politik
war schon damals eines der Themen. Es ging schon damals um die Frage, wie an den Schulen
Jugendliche dazu gebracht werden kdnnen, sich politisch zu interessieren, zu bilden etc. Sie ist
ihren Nachfolgern im Jugendrat extrem dankbar, dass sie das Thema immer wieder aufs Tapet
bringen und schon viele Anldsse auch an Schulen dazu organisiert haben. Sie investieren immer
wieder sehr viel Zeit, auch Freizeit, damit dies mdglich wird. Das alleine ist allerdings noch nicht
ausreichend. In der jetzigen Debatte hat sie von allen Seiten gehort, dass dies zwar der richtige
Weg sei. Es lauft auch einiges mehr als noch 2004. Dennoch ist das immer noch viel zu wenig.

Es ist eigentlich erschreckend, wie unterschiedlich dieses Thema an den Schulen gehandhabt wird
und wie sehr es darauf ankommt, ob die Lehrer es wichtig finden und dementsprechend Ressour-
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cen dafir einsetzen — oder eben nicht. Es darf doch nicht der Zufall sein, der entscheidet, bei wel-
chem Lehrer man in die Schule geht und wie viel (oder wie wenig) politische Bildung man deshalb
mit auf den Weg bekommt. Diese Bildung sollte jede und jeder im Kanton erhalten, unabhéngig
vom Schulstandort oder von der Lehrperson. Deshalb meint die Votantin, dass es mit dem Bericht
alleine nicht getan ist und eine Verbindlichkeit fehlt, die man einfordern muss, um das zu erhalten
was eigentlich alle mdchten: Dass namlich jeder Schiler im Kanton mit dem Erreichen des 18.
Lebensjahrs (wenn man wahlen, abstimmen oder sich sogar selber aufstellen lassen darf) gebildet
genug ist, dieses Recht wahrzunehmen — wenn er es denn will. Wie Saskia Schenker richtig betont
hatte, ist es kein Muss. Aber man muss es konnen.

Mit dem vorliegenden Bericht ist zu wenig getan, auch wenn es in den letzten Jahren etwas vor-
warts ging, insbesondere dank dem «steten Tropfen» des Jugendrats. Der Stein ist aber noch
nicht gehohlt. Es muss weitergehen. Deshalb sei der Rat gebeten, das Postulat stehen zu lassen,
damit die Debatte weitergefiihrt werden kann und irgendwann einmal die Verbindlichkeit da ist.

Rolf Richterich (FDP) hat jetzt so einige Klagelieder gehort, wie schlecht die Jugendlichen und
die Stimmburger politisch ausgebildet sind. Personlich erlebte er in den letzten 10 oder 15 Jahren,
in denen er schon in der Politik ist, ein ganz anderes Bild. Er wird sehr oft von allen mdglichen
Leuten darauf angesprochen, was gerade aktuell ist und diskutiert wird. Es muss jedoch eine ge-
wisse Relevanz haben, damit sie sich damit auseinandersetzen. Bei Abstimmungen mit Fleisch am
Knochen sind die Leute sehr friih und sehr stark engagiert, was man aktuell an der No-Billag-
Initiative sieht, Uber die schon ein halbes Jahr vor dem Abstimmungstermin gestritten wird. Bei
solchen Themen sind die Leute bereit, dariiber auf der Strasse, im Geschéaft oder in der Beiz zu
diskutieren. Diskutiert man jedoch nur Giber Mumpitz, ist das Volk auch nicht bereit, sich daran zu
beteiligen.

Noch nie waren Information so einfach zu erhalten wie heute. Es gibt dazu keinen Hinderungs-
grund mehr, was friher noch anders war. Es gibt auch ganz viele Netzwerke, die sich zwecks Aus-
tauschs nutzen lassen. Darin wird — so vermutet der Votant, der selber kein Facebook und derglei-
chen nutzt - auch Uber Politik geredet und gechattet. Es war also noch nie so einfach, sich einzu-
mischen. Auf zahlreichen Kanéalen und in vielen Netzwerken lasst sich sehr schnell in ein Thema
einarbeiten. Auch an politischen Anléassen, die von Schulen organisiert werden, sei es an Gymna-
sien, im Jugendrat oder im KV, erhalt man ein ganz anderes Bild. Es gibt heute also viel mehr Ge-
halt als das, was einem hier in einigen Voten suggeriert wurde.

Zuletzt gilt es sich noch selbstkritisch zu bedenken, dass die politische Bildung nicht nur in den
Schulen gemacht wird oder aus dem Elternhaus kommt, sondern auch von den politischen Partei-
en. Dabei stellt sich die Frage, ob man genug macht, um die Jungen (und die anderen Stimmbdir-
ger) abzuholen. Es ist einfach, diese Aufgabe in einem Schulfach zu verstecken — und dann zu
sagen: «that’s it». Die Politik lebt aber nicht in einem Schulfach, sondern auf der Strasse.

Christine Gorrengourt (CVP) verweist auf ihren Vorredner, der gefordert hatte, sich einzumi-
schen. Wo muss man sich einmischen, wenn man mochte, dass die Politik in den Schulen mehr
Gewicht erhalt? Antwort: Im Lehrplan oder in der Stundentafel. Wie macht man das? Mit einem
Postulat, mit dem die Regierungsratin darum gebeten wird. Mit einer Motion geht es nicht. Ebenso
wenig mit einem Gesetz — da man ansonsten ein Lehrplan- oder ein Stundentafelgesetz machen
miisste. Der Weg fiihrt nur tiber den Bildungsrat, der in Lehrplan und Stundentafel Anderungen
vornehmen kann.

An der Verordnung kann der Landrat ebenfalls nichts &ndern. Also muss er den Regierungsrat
bitten. Und somit braucht es entweder ein Postulat. Oder man nimmt auf den Bildungsrat Einfluss
und halt ihn dazu an, die politische Bildung einfliessen zu lassen. Zwar wéare die Schaffung eines
Lehrplan- oder eines Stundentafelgesetzes — eine komische Schdpfung — gewissen Gruppierun-
gen zwar durchaus zuzutrauen. Dabei stellt sich aber wieder die von Rolf Richterich gestellte Fra-
ge, wo und wie man sich einmischen soll und wie nicht. Es bleibt dabei: Einmischen kann man sich
nur einerseits tUber ein Postulat oder Gber den Bildungsrat.

Regierungsratin Monica Gschwind (FDP) dankt Christine Gorrengourt, dass sie ausgefthrt hat,
welche Auswirkungen das geltende System mit den beiden Exekutiven Regierungsrat und Bil-
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dungsrat hat. Der Landrat kann namlich direkt gar keinen Einfluss darauf nehmen.

Die Regierungsréatin dankt fiir die Debatte. Selbstverstandlich winschen alle mindige Blrgerinnen
und Burger, dass sich Jugendliche intensiv mit der Politik beschaftigen. Martin Riegg hat die alte
Forderung der Starkung der politischen Bildung wieder aufgebracht. Die Votantin ist der Meinung,
dass sich in der letzten Zeit einiges in dieser Hinsicht getan hat. Der Bericht zeigt auf, dass sich
die Rektoren und die Schulleitungskonferenz der Gymnasien der Thematik angenommen haben.
Sie machten eine Weiterbildung, fuhrten Diskussionen tber den Inhalt eines solchen Fachs, und
stellten dabei fest, dass es mit einem Fach Staatskunde alleine nicht getan ist. Dem Postulanten
ist Recht zu geben, dass dieses alleine die politische Bildung nicht ausmachen kann.

Es gilt etwas richtig zu stellen: Es wurde kritisiert, dass die Darlegungen im Bericht zu wenig ver-
bindlich seien. Der Lehrplan ist aber in allen Gymnasien verbindlich. Was in den einzelnen Schu-
len speziell unternommen wird, wird zusatzlich gemacht. Zu nennen wéaren Debattierkurse, Son-
derwoche Politik, die verschiedenen Kurse etc. In simulierten Parlamentsdebatten lernen die Ju-
gendlichen, sich mit der Politik zu beschéaftigen. Am letzten Freitag besuchte die Votantin das
Gymnasium Muttenz — und war Uberrascht. Sie durfte dort eine Stunde lang politische Bildung mit-
verfolgen. Thema war das Verhaltnis zwischen EU und der Schweiz. Es ging um Freiziigigkeit und
die bilateralen Vertrage. Wer in diesem Saal weiss, was die bilateralen Vertrage | genau beinhal-
ten? Die Votantin hat nur gestaunt Uber das, was sie dort zu héren bekam. Die Schilerinnen und
Schuler beschéftigten sich ernsthaft mit dem Thema, nahmen Zeitungsartikel zur Hand, beschéf-
tigten sich mit dem Parteienverhalten, diskutierten ihre Ansichten oder debattierten Uber die Frage,
ob Europa ein Interesse an der Schweiz oder umgekehrt. Die Stunde war lehrreich und hatte sie
begeistert. Verdienstvoll ist, dass die zustandige Lehrerin derartige Debatten je nach Aktualitat
immer wieder anstosst. Am Abend davor fand Ubrigens am selben Gymnasium eine Podiumsdis-
kussion zum Stimmrechtsalter 16 statt. Offenbar war auch diese Veranstaltung rege besucht und
es gab intensive Diskussionen. Was mdchte man noch mehr?

Die Votantin ist einverstanden mit Rolf Richterich: Man kann nicht alles in den Schulen verordnen.
Vieles muss auch aus Eigeninitiative heraus entstehen. Es gab den Auftrag an die Regierung, ei-
nen Zusatzbericht dartiber zu erstellen, was an den Gymnasien stattfindet. Dies wurde dargelegt.
Ein neuer Lehrplan, der 2019 in Kraft treten soll, ist in Arbeit. Selbstverstandlich wird die Votantin
dort ihr Augenmerk darauf richten und dem Bildungsrat darlegen, dass dem Fach politische Bil-
dung mehr Beachtung zu schenken ist. Man wird dann sehen, wie der Vorschlag aussehen wird.
Der Regierungsrat ist der Meinung, dass geprift und berichtet wurde und bittet deshalb den Rat,
das Postulat abzuschreiben.

Al Eintreten ist unbestritten.

- Beschlussfassung
:/I: Das Postulat 2017/326 wird mit 39:38 Stimmen stehen gelassen.

Nr. 1894

20. Betrieb eines Schulheims fur weibliche Jugendliche flr eine ausgewiesene Nach-

frage auf deutschschweizerischer Ebene
2017/298; Protokoll: mko

Kommissionsprasident Christoph Hanggi (SP) sagt, dass das Postulat von Marie-Theres Beeler
mit dem Titel «Betrieb eines Schulheims fiir weibliche Jugendliche fiir eine ausgewiesene Nach-
frage auf deutschschweizerischer Ebene» vom Landrat am 17. November 2016 abgeschrieben
wurde. Zugleich beschloss der Landrat den folgenden Auftrag: «Der Regierungsrat erstattet dem
Landrat vor Erneuerung der Leistungsvereinbarung (ab 2018) mit den Heimen ,Auf Berg' Bericht,
wie das genderspezifische Angebot eines Schulheims fiir junge Frauen dauerhaft ermoglicht
wird.»

Dieser Bericht liegt nun vor und auch eine Losung. 2016 entschied sich die Stiftung Wolfbrunnen
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plangemass flr eine Zukunftsstrategie. Per 1. Januar 2017 wurde die Weiterfiihrung der Stiftung
Heime Auf Berg AG ubergeben. Das Schulheim fir junge Frauen wird seither mit dem bisherigen
Angebot beziglich Umfang, Inhalt und Kosten weitergefuhrt. Die Leistungsvereinbarung wurde fur
2017 mit einem entsprechenden Nachtrag erganzt. Die ersten Betriebsmonate in neuer Trager-
schaft zeigen Vorteile des Zusammenschlusses auf, indem z.B. neue Mdoglichkeiten als Teil des
Gesamtangebotes fur die im Wolfbrunnen untergebrachten jungen Frauen genutzt werden kdnnen.
Die Stiftung Wolfbrunnen bleibt bestehen und ist weiterhin Besitzerin der Liegenschaften in Lau-
sen.

Die Vorlage wurde von der Bildungs-, Kultur- und Sportkommission an der Sitzung vom 23. No-
vember 2017, wobei Eintreten empfohlen wird und die Bildungs-, Kultur- und Sportkommission
dem Landrat mit 10:0 Stimmen die Kenntnisnahme der zusatzlichen Berichterstattung beantragt.

- Eintretensdebatte

Marie-Theres Beeler (Griine) mdchte danken fir den Prozess, der erméglicht wurde und zu ei-
nem positiven Ziel fiihrte — mit dem Ergebnis, das Angebot von Wolfbrunnen in enger Kooperation
mit der Stiftung auf Berg weiterzufihren. lhr Postulat vor vier Jahren war ein Hilferuf. Es wurde
damals namlich gesagt, dass ein madchenspezifisches Angebot im Schillingsrain und im Schul-
heim Roserental integriert werden konne. Ausserdem wurde davon gesprochen, dass der Kanton
Baselland keine 12 Platze brauche und man die Anzahl runterfahren kdnne. In einem intensiven
Prozess mit verschiedenen Institutionen wurde nun eine Lésung gefunden, die die damaligen For-
derungen zu 100% erfillt. Platze braucht es nicht fir Baselbieter Madchen und junge Frauen; es
braucht sie fur Madchen aus der ganzen Schweiz, die ein genderspezifisches Angebot notig ha-
ben, also einen Ort, an dem es aus verschiedenen Griinden keine Buben gibt. Die ausserkantona-
len Schilerinnen werden kostendeckend finanziert. Erhalten blieben die 12 Platze, ebenso das
madchenspezifische Angebot. Eine Nachfrage bei den Verantwortlichen zeigt eine grosse Zufrie-
denheit mit der neuen Lésung. Sie ermdglicht dem Wolfbrunnen flr die Zukunft einen verlasslichen
Organisationsrahmen. Ebenso profitiert sie qualitativ von Synergien, die durch ein erweitertes An-
gebot nun geschaffen wurden.

Gedankt sei auch fur die Kooperationsbereitschaft des AKJD, die Losung zu unterstitzen, und die
fachliche Beteiligten in den Vordergrund zu stellen — und nicht nur am Reissbrett irgendetwas
Gunstiges zu erfinden.

Al Eintreten ist unbestritten.

- Beschlussfassung
:/I:  Die zusétzliche Berichterstattung zum Postulat 2014/097 wird stillschweigend zur Kenntnis

genommen.
Nr. 1901
21. Fragestunde der Landratssitzung vom 8. Februar 2018

2017/687; Protokoll: ps

Andreas Bammatter: No Billag — Haltung der BL-Regierung
Keine Zusatzfragen.

:/I: Alle Fragen sind beantwortet.
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Nr. 1895

22. Registrierung der Bienenstande
2017/374; Protokoll: mko

Jirg Wiedemann (Grine-Unabhéngige) gibt eine kurze Erklarung ab. In Anbetracht der Tatsache,
dass Regierungsrat Thomas Weber nicht anwesend ist, bringt eine Diskussion wenig. Die zwei,
drei Nachfragen wird der Interpellant anschliessend dem Regierungsrat zumailen.

Wenn erst 16 Tage nach Feststellung der Faulbrut in Bienenvdlkern diese abgetdtet werden, sind
die gesetzlichen Bestimmungen nicht gegeben, was gerade bei dieser Krankheit relativ problema-
tisch ist. Die Zahlweise, wie sie in der Vorlage steht, ist heikel und stimmt an sich nicht. In diesem
Zusammenhang hat der Votant heute einen Vorstoss eingereicht zu einem Thema, in dem die ge-
setzlichen Bedingungen ebenfalls nicht erflllt sind. Es ist zu hoffen, dass dartber bei Gelegenheit
im Landrat dartber diskutiert werden kann.

l: Die Interpellation 2017/374 ist erledigt.

Nr. 1896

23. Kantonale Erlasse, die eine «Altersguillotine» enthalten
2017/391; Protokoll: mko

Regula Meschberger (SP) gibt eine kurze Erklarung ab. Sie bedankt sich fur die Antworten. Es ist
eine Auslegeordnung erfolgt, wie sich das die Interpellantin gewlinscht hatte. Es gibt somit einen
guten Uberblick. Man wird sich als weiteren Schritt Giberlegen, ob es nicht richtiger ware, die Al-
tersguillotine grundsatzlich abzuschaffen.

Rolf Richterich (FDP) beantragt die Diskussion.
Al Dem Antrag wird stillschweigend stattgegeben.

Rolf Richterich (FDP) hat eine Frage an die Interpellantin, die argumentiert, dass die élteren Leu-
te sehr erfahren und deshalb schwierig zu ersetzen seien. Der Votant mdchte den Bogen zur Ses-
selkleberinitiative spannen und der damaligen Begriindung, weshalb man nach 16 Jahren aus dem
Landrat ausscheiden muss, ohne als schlechter Verlierer dazustehen. Es nimmt ihn Wunder, wie
die Interpellantin argumentiert, dass in diesem Fall die Erfahrung nicht zahlen soll.

Regula Meschberger (SP) weist darauf hin, dass es in ihrer Interpellation vor allem um die Alters-
beschrankung ging, nicht um die Anzahl Jahre, die man in einem Amt verbringt. Sie findet, dass es
die jungen Leute braucht, die neue Erfahrungen bringen — weshalb sie auch fir das Stimmrechts-
alter 16 ist. Es braucht aber auch die alteren Personen, die, wenn sie vielleicht im Alter von 64
Jahren in ein Amt gewahlt werden, eine ganz andere Lebenserfahrung mitbringen.

:/I: Die Interpellation 2017/391 ist erledigt.
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Nr. 1897

24. SIP Nordwestschweiz
2017/408; Protokoll: mko

Lucia Mikeler (SP) befindet sich im selben Dilemma wie Jirg Wiedemann, da das Thema direkt
Regierungsrat Thomas Weber angeht. Sie wird ihre Fragen somit seiner Vertretung stellen und
beantragt die Diskussion.

A Dem Antrag wird stillschweigend zugestimmt.

Lucia Mikeler (SP) bedankt sich fur die Beantwortung der Interpellation. Die zwei Fragen betreffen
den Zusammenschluss von BaselArea und Innovationspark. In den Medien war vor einigen Wo-
chen ein Bericht dazu zu lesen, in dem steht: «Jetzt kommt der SiP unter die Fittiche der Standort-
foérderung BaselArea, wie die Organisation gestern bekanntgab.» Der Landrat hat dartiber keine
Kenntnisse. Gibt es dazu Naheres zu erfahren, welche — auch finanziellen —Auswirkungen zu er-
warten sind?

Regierungsrat Anton Lauber (CVP) kann die Frage nicht im Detail beantworten. Er hatte ebenfalls
darlber in der Zeitung gelesen. Mehr ist ihm nicht bekannt. Das Thema wurde auch noch nicht in
der Regierung besprochen. Die Fragen sind notiert und es wird darauf zuriickgekommen.

Lucia Mikeler (SP) bemerkt weiter, dass es schon lange fallig wére, dass die zustandige Kommis-
sion eine Berichterstattung dazu erhalt. Sie bittet, diese Bitte ebenfalls dem zustandigen Regie-
rungsrat weiterzuleiten.

:/I: Die Interpellation 2017/408 ist erledigt.

Nr. 1898

25. Motorfahrzeugkontrolle beider Basel: Anzahl Nachkontrollen reduzieren
2017/559 Protokoll; mko

Balz Stuckelberger (FDP) gibt eine kurze Erklarung ab. Er ist sehr zufrieden und bedankt sich fir
die Antworten. Er stellt fest, dass niemand ein Bedirfnis hat, etwas zu a&ndern. Damit ist es fir ihn
erledigt.

:J/I: Die Interpellation 2017/559 ist erledigt.

Nr. 1899

26. Keine Luxusguter fir Sozialhilfebeztger
2017/341; Protokoll: mko

Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) informiert, dass der Regierungsrat die Motion
ablehne. Es liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Reto Tschudin (SVP) méchte nicht nochmals ausfiihren, was die Motion méchte. Sie ist sehr ein-
fach formuliert und inhaltlich klar und verstéandlich. Inm geht es vielmehr darum zu zeigen, wie er
auf eine solche Idee kommt. Dazu sei ein Beispiel genannt. Es ist eine Geschichte, die aber auf
wahren Begebenheiten basiert. Alle Zahlen, die im Folgenden genannt werden, entsprechen in
beiden Fallen der Tatsache.
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Frau X arbeitet als Verkauferin in einer Backerei und verdient im Stundenlohn CH 18.50 brutto,
womit sie einen Monatslohn von CHF 2766 und einen Jahreslohn von rund CHF 33000 generiert.
Mit diesem Lohn erhélt sie keine Pramienverbilligung, bezahlt aber Steuern von rund CHF 2‘300.
Sie hat somit pro Monat, zusatzlich zu U-Abo, Miete, Krankenkassenanteil (Franchise) etc. Ausga-
ben von rund CHF 1'‘820. Zum Leben bleiben ihr somit knapp CHF 950. Damit macht sie natirlich
keine grossen Spriinge, obschon sie hundert Prozent arbeitet. Ihr Nachbar — er ist in Wirklichkeit
nicht ihr Nachbar, aber es hort sich besser an — Herr Y arbeitet nicht, er bezieht Sozialhilfe. Seine
Wohnung und Krankenkassenbeitréage sind bezahlt. Geht er zum Arzt, wird ihm die Franchise
Ubernommen, er bezahlt keinen Selbstbehalt. Und was erhélt Herr Y gemass Sozialhilfeverord-
nung pro Monat? Antwort: CHF 986. Das macht CHF 36 mehr als Frau X. Dafur tut er jedoch
nichts. Er ist zuhause.

Das kann nicht sein. Es darf nicht mit der Verordnung ein Zeichen gesetzt werden zuungunsten
der arbeitenden Bevolkerung. Leute wie Frau X, die eigentlich zu den «Working Poor» mit 100%-
Job und keinem Geld Ende Monat gehoren, fiihlen sich verarscht von jenen, die nichts tun, die
dem Staat auf der Backe hocken — und am Ende sogar noch 36 Franken pro Monat mehr haben.
Der Votant ist Gberzeugt, dass man hier ein Zeichen setzen muss fur jene, die arbeiten, und gegen
jene, die sich nicht darum bemuihen. Das ist auch das Zeichen, das notig ist, um sie zum Arbeiten
zu motivieren, damit sie von der Sozialhilfe wegkommen. Nicht alle, aber genug Sozialhilfebezlger
haben die Einstellung, dass sie mit diesem Einkommen gut leben kdnnen, ohne etwas dafur zu
tun. Mit dem Vorstoss liesse sich ihnen eine Motivationsspritze verpassen und jenen, die arbeiten,
zeigen, dass sie sich nicht umsonst abmihen — und damit ware etwas Gutes getan.

Die Regierung macht es sich in ihrer Stellungnahme etwas zu einfach, indem sie darauf verweist,
dass man bereits Korrekturen vorgenommen habe und sich im Durchschnitt anderer Kantone be-
findet. In seinen Augen bewies sie bei der Umsetzung zu wenig Mut. Es wurde zwar etwas nach
unten korrigiert. Aber der Durchschnitt ist nicht unbedingt immer die beste Lésung. Mit der etwas
zu wenig markanten Anderung bleibt die Situation bestehen, dass jene, die arbeiten, immer noch
schlechter fahren — je nach deren Einkommen natirlich. Es geht nicht darum, jemandem das Rau-
chen zu verbieten. Es geht darum, dass jemand, der arbeitet und wenig verdient, sich ebenfalls
einschranken muss, bei den Ferien oder bei den Luxusgutern. Eben diese Einschrankungen soll-
ten aber jene Personen machen missen, die Sozialhilfe beziehen; sie sollten nicht Uber die Stran-
ge schlagen kénnen. Es ist ihm bewusst, dass jemand mit CHF 986 kaum Uber die Strange
schlagt. Wenn es aber der arbeitende Nachbar neben ihm noch weniger tun kann, ist es dennoch
unfair.

Der Votant méchte das gerne @ndern und ist dazu allenfalls bereit, seinen Vorstoss in ein Postulat
umzuwandeln.

Marie-Theres Beeler (Grune) fihrt aus, dass abgesehen davon, dass eine Motion, wie vom Re-
gierungsrat erlautert, aus juristischen Grinden gar nicht mdglich ist, der Vorstoss unter menschli-
chen Aspekten schlicht unglaublich ist. Die Formulierung des Motionars unterstellt den Sozialhilfe-
empfangern und Empfangern, Luxusgiter konsumieren zu kénnen, weil in der Aufzéahlung des
Grundbedarfs Tabakwaren und ein Kaffee in der Beiz vorkommen. Jeder Kanton ist frei, die Hohe
der Sozialhilfe zu bemessen. Die SKOS-Richtlinien (Schweizerische Konferenz fir Sozialhilfe) sind
ein Kompromiss, um trotz Spardruck von Seiten der Kantone den Menschen, die auf Sozialhilfe
angewiesen sind, eine einigermassen menschenwiirdige Existenz zu ermoglichen. Im Ubrigen
kennt die Votantin keine Person, die Sozialhilfe «geniesst». Samtliche Kantone halten sich an die
SKOS-Richtlinien. Einzige Ausnahme ist der Kanton Bern, der im Dezember den Grundbedarf um
8% gekiirzt hat.

Der Kanton Baselland war bereits einmal Vorreiter und kirzte vor zwei Jahren den Grundbedarf
pro Person um 100 Franken, worauf die SKOS nachzog. Nachdem also vor zwei Jahren die Sozi-
alhilfe im Grundbedarf bereits um 100 Franken gekiirzt wurde, will es der Motionar gleich noch-
mals um diesen Betrag tun.

Unter dem Vorwand, Tabakwaren und auswarts eingenommene Getranke seien nicht lebensnot-
wendig, wird nichts anderes als eine weitere Reduktion gefordert. Andere Menschen haben viel-
leicht eine Katze gegen ihre Einsamkeit oder erméglichen ihrem Kind, einmal ein Lager zu besu-
chen — das wéren denn wohl auch Luxusgiter? Letztlich geht es um eine Forderung, die aus Sicht
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der Grine/EVP-Fraktion unverantwortlich ware. Das Argument mit den «Working Poor» sieht die
Votantin auch. Es handelt sich tatsachlich um eine Ungerechtigkeit, die behoben werden muss.
Dies muss jedoch auf einer anderen Ebene geschehen. Die Votantin kennt selber «Working
Poor», die dafur kAmpfen, um nicht von der Sozialhilfe abhangig zu werden. Sie bemihen sich
nicht deshalb, weil sie vielleicht CHF 20 mehr pro Monat erhalten wiirden, sondern weil sie einer
Institution ausgesetzt waren, die jeden Rappen anschaut, den man ausgibt. Die Herstellung einer
gerechteren Situation fur «Working Poor» misste man anders l6sen.

Die Votantin bittet, die Vorlage nicht zu tiberweisen. Sie ist schlichtweg zynisch, weil sie postuliert,
dass den Sozialhilfeempféanger/innen Luxus zur Verfugung stiinde. Damit wirden sie aber noch
mehr an den Rand der Gesellschaft gedréngt, als das heute schon der Fall ist. Mit dem Geld, das
ein Sozialhilfeempfanger erhalt, kann er sich z.B. keine Ferien leisten. Keinem Menschen ist das
zu winschen. Auch denen nicht, die diese Motion unter Umstanden unterstiitzen wirden. Die
Aussage «Ich lebe soweit ganz gut und muss nichts dagegen unternehmen» hat die Votantin auf
jeden Fall noch von keinem Sozialhilfeempfanger gehdrt. Im Gegenteil.

Andreas Bammatter (SP) macht deutlich, dass auch die SP-Fraktion den Vorstoss sowohl als
Motion als auch als Postulat ablehne. Der Begriindung der Regierung ist nichts mehr hinzuzufi-
gen. Sie sagt alles. Wichtig ist zu sagen, dass Sozialhilfe beziehende Menschen in der Regel nicht
freiwillig in die Sozialhilfe gehen. Sie wiirden sehr gern durch ihre eigene Arbeit gentigend Ein-
kommen fur sich und die Familie erwirtschaften. Der Bezug von Sozialhilfe ist an strenge Bedin-
gungen geknupft. Sie ist die letzte Anlaufstelle, wenn alle anderen Mdglichkeiten der sozialen Si-
cherheit ausgeschopft sind. So etwas wie Luxus kdnnen sich Sozialhilfe beziehende Menschen
ohnehin nicht leisten. Uber die Strange schlagen geht schon gar nicht. Der Vorstoss ist fiir die SP-
Fraktion, so wie er formuliert ist, menschenverachtend, beschdmend. Der Votant bittet, ihn abzu-
lehnen.

Béatrix von Sury d'Aspremont (CVP) sagt, dass auch die CVP/BDP-Fraktion die Motion sehr
nachdenklich und bestirzt gemacht hat. Tabakwaren und Getranke, die auswarts konsumiert wer-
den, sollen nicht mehr vom Grundbedarf gedeckt werden. Man muss sich schon fragen, in was fir
einer Welt wir eigentlich leben? Die Menschen sollen selber entscheiden, fur was sie ihr Geld aus-
geben wollen. lhre Fraktion will keine Bevormundung, denn der Grundbedarf ist eine Gemischtwa-
renrechnung. Man muss sich ernsthaft fragen, was das flr ein Menschenbild ist. Menschen sollen
am Leben teilhaben. Dazu gehdort aber auch, dass sie in einem Café einen Kaffee trinken und in
einem Restaurant etwas konsumieren kénnen. Sollen jene Leute, die Sozialhilfe beziehen, denn
moralisch und sozial noch weiter absinken? Méchte man sie wirklich als Menschen zweiter Klasse
betrachten? Ausserdem muss man sich fragen, wie man das kontrollieren soll. Sollen jetzt auch
noch Sozialhilfedetektive eingestellt werden?

Der Ansatz muss ein ganz anderer sein. Es gibt die Initiative fur Ergdnzungsleistungen fir Fami-
lien oder die Initiative zur Senkung von Krankenkassenpramien. Da muss angesetzt werden — aber
nicht bei diesem Punkt. Die meisten Sozialhilfebezliger und -beziigerinnen haben ihre Situation
nicht selber ausgesucht oder herbeigefiihrt. Die vielen kleinen niederschwelligen Jobs, die es fri-
her gab, gibt es nicht mehr. Anstatt Geld zu kirzen, sollte man daflir Sorge tragen, dass es Arbeit
fur diese Leute gibt, damit sie wieder im Berufsleben Fuss fassen kénnen. Auch die Weiterbildun-
gen bzw. Umschulungen missen gefdrdert werden. Nur so kénnen die Menschen aus der Sozial-
hilfe herausgeldst werden — aber nicht indem man ihnen die Mittel kiirzt. Wenn sich der Staat im-
mer mehr zurlickzieht, missen private und kirchliche Institutionen noch mehr unterstiitzend wir-
ken, was zu einer Verlagerung flihren wiirde. Die CVP/BDP-Fraktion mochte aber keine amerika-
nischen Verhaltnisse, weshalb sie sich dezidiert gegen die Motion ausspricht. Ebenso wird ein
Postulat abgelehnt.

Der Motionar hat nun, so Adil Koller (SP), unfreiwillig grosse Missstande aufgedeckt. CHF 2800
fur eine 100-Prozent-Stelle ist unter aller Wiirde! Nun muss aber auch gefragt werden, welche Par-
tei denn immer gegen Mindestlohne, welche Partei gegen Pramienverbilligung, welche Partei im-
mer gegen Gewerkschaften ist und standig Kampf-Extrablatter gegen diese in jeden einzelnen
Haushalt schickt? Das ist immer und immer wieder die SVP. Es ist einfach nur beschamend, dass
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man den tiefsten Einkommen in diesem Kanton den Kaffee in der Beiz streichen méchte. Komplett
daneben. Nein zu dieser Motion.

Rolf Blatter (FDP) dankt seinem Vorredner fiir den Steilpass. Bei der PrAmienverbilligungs-
Initiative geht es nattirlich nicht um Pramienverbilligung, sondern um eine neue Finanzierung, in-
dem andere fir andere Pramien zahlen — die dadurch keinen Rappen billiger werden. Beim vorlie-
genden Vorstoss geht es aber um etwas anderes. Daruber lasst sich naturlich eine grosse gesell-
schaftspolitische Debatte lancieren, was man sich an dieser Stelle sparen kann. Nach interner
Diskussion kam die Fraktion grosstmehrheitlich zum Schluss, den Antrag von Kamerad Reto zu
unterstutzen — sowohl als Motion als auch als Postulat.

Peter Riebli (SVP) traut sich als Prasident der Sozialhilfebehérde von Buckten ein relativ fundier-
tes Wissen Uber Sozialhilfebeziiger und tber das Sozialhilfewesen zu. Es gibt dort — wie auch ge-
sellschaftlich — ein grundliegendes Problem: Arbeit lohnt sich in der Schweiz immer weniger. Moni-
ka Butler, Professorin an der Universitat St. Gallen und wohl einer der profundesten Kennerinnen
des Schweizer Sozialwesens, stellte vor wenigen Jahren in einer gesamtschweizerischen Unter-
suchung fest, dass ein Ehepéarchen mit zwei Kindern, die beide 100% arbeiten, mit einem steuer-
baren Einkommen von CHF 130°000 Ende Jahr knapp 10‘000 Franken mehr zur Verfigung haben
als ein Ehepaar mit zwei Kindern, das Sozialhilfe bezieht. Wer kann behaupten, dass fur das erste
Paar Arbeit noch lohnt? Man sieht, es gibt ein grundlegendes Problem. Die Experten sind sich
einig, dass im Sozialwesen Sparpotential vorhanden ist. Dies jetzt an Tabakwaren aufhangen zu
wollen, findet der Votant etwas gar zu einfach. Es gibt Handlungsbedarf im Sozialhilfewesen. Die
Sozialhilfe wurde urspriinglich als kleine Uberbriickungshilfe eingefiihrt, um jene, die voriiberge-
hend aus der Arbeitslosenunterstiitzung gefallen sind, wieder eingliedern zu kénnen. Die Sozialhil-
fe der Schweizer verkommt aber je langer je mehr zu einem Renteneinkommen, das den BezU-
gern das Gefuhl vermittelt, es sei ein Lohn. Man kann vielleicht noch zwei oder drei Jahre so wei-
terfahren. Langerfristig kann man sich dieses Sozialhilfesystem auf diesem Level aber nicht mehr
leisten. Wird jetzt nicht Gegensteuer gegeben, wird in ein paar Jahren keine Sozialhilfe mehr aus-
bezahlt werden kénnen — was niemand mdchte. Die Motion ist mdglicherweise ein erster Schritt in
die richtige Richtung.

Regina Werthmiller (parteilos) verdeutlicht, dass die glp/GU-Fraktion Motion und Postulat klar
ablehnen werde. lhren Vorrednern auf der linken Seite kann die Votantin nur beipflichten: Man darf
nicht mehr kiirzen. Es gibt Beispiele von jungen Menschen, die in die Sozialhilfe kommen und ger-
ne wieder herausfinden wiirden. Béatrix von Sury hatte richtig betont, dass die Sozialhilfe den
Grundbedarf erstmal deckt, und es aber zentral ist, dass man den Betroffenen hilft, sich wieder in
die Arbeitswelt zu integrieren. Es soll dabei eine Arbeit sein, die ihren Fahigkeiten und Mdglichkei-
ten entspricht — und nicht eine, in die man sie zwingt und die sie nicht wirklich erflllen kénnen oder
mochten.

Reto Tschudin (SVP) verdeutlicht, dass den Sozialhilfeempféangern nicht vorgeschrieben werden
soll, woflr sie ihr Geld ausgeben. Das war nie die Meinung und steht im Text auch nirgends so
geschrieben. Es wird lediglich gefordert, dass weniger gegeben wird — und sicher nicht mehr als
jemand, der arbeitet. Wofiir das Geld verwendet wird, ist jedem freigestellt. Es braucht deshalb
auch keine Kontrolle, ob damit Rauchwaren gekauft werden. Es gibt ganz einfach 100 Franken
weniger.

Der Votant méchte nicht auf die einzelnen Voten eingehen, was die SVP alles tut und lasst. Es ist
ihm bewusst, dass hier bereits Wahlkampf betrieben wird, wodurch sich gewisse Ausserungen
erklaren lassen. Das Ziel des Vorstosses ist nicht gegen Sozialhilfebezliger gerichtet. Indirekt
kommt es darauf hinaus, das schon. Das Ziel ist aber, dass die Bliezer gleich oder besser gestellt
werden sollen als Sozialhilfebezliger. Wie Peter Riebli betont hatte, darf die Sozialhilfe nicht attrak-
tiv sein — weil sonst die Arbeit unattraktiv wird, wenn man im Vergleich dazu weniger Geld dafur
erhalt.

Der Votant wandelt seinen Vorstoss in ein Postulat um und hofft somit auf zusatzliche Unterstut-
zung.
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Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) begriisst auf der Tribline zwei besondere Gas-
te in Person von Barbara Schiipbach, Staatsschreiberin von Basel-Stadt, und Thomas Dahler,
erster Ratssekretdr des Kantons Basel-Stadt. Ein herzliches Willkommen.

Andi Trussel (SVP) erwidert auf die Rede von Landrat Koller, er moge die Liste der SKOS-
Richtlinien zur Hand nehmen. Daraus lasst sich ersehen, dass ein 6-Personen-Haushalt weit Gber
CHF 2800 erhélt. Es kann doch nicht sein, dass wenn in einem Drei-Personen-Haushalt das Kind,
das mit 18 Jahren mit seinen Eltern nicht mehr klar kommt, sich ein kleines Zimmerchen nimmt
und dann auf die Sozialhilfe geht, um die Differenz zu I6sen. Das sind keine Anreize. So geht es
nicht.

Mirjam Wurth (SP) ist ein bisschen erschittert Uber diesen Vorschlag. Und auch davon, dass man
trotz voller Stelle von so wenig Geld leben muss. Wird nun aber die Sozialhilfe nach unten korri-
giert, wird die Situation fir beide Seiten nicht besser. Man muss vielmehr dartiber nachdenken,
was gemacht werden muss, damit man flr eine Arbeit genug Geld zum Leben erhdlt. Das ist das
Erste.

Zum Zweiten ist ihr wichtig zu betonen, dass ganz viele Menschen mit Sozialhilfe nicht aus freien
Stiicken in dieser Situation sind und sich bemiuhen, wieder im Arbeitsmarkt Fuss zu fassen. Zum
Beispiel steht im Sozialhilfegesetz ganz klar geschrieben, dass sich diese Menschen auch nach-
oder weiterbilden lassen kdnnen, um wieder arbeitsmarktfahig zu werden. Das ist der Weg. Man
muss erst investieren, damit es die Betroffenen von sich aus schaffen, sich selbstandig aus der
Sozialhilfe zu I6sen. Es macht doch wenig Sinn, Menschen, die von der Sozialhilfe abhéngig sind,
gegen Menschen aufzurechnen, die fur einen schlechten Lohn arbeiten miissen. Die Stossrichtung
sollte sein, dass man die Betroffenen ausbildet oder ihnen anderweitig hilft, wieder Tritt zu fassen.
Das Sozialhilfegesetz sieht das vor. Erst- und Zweitausbildungen lassen sich dartiber mitfinanzie-
ren, um eine dauerhafte Ablésung von der Sozialhilfe zu erleichtern.

Hans-Jurgen Ringgenberg (SVP) mochte darauf hinweisen, was Reto Tschudin mit seinem Vor-
stoss eigentlich verlangt. In einigen Statements beschlich einen das Geflhl, als wolle man den
Sozialhilfebeziigern den Boden unter den Flssen wegziehen. Reto Tschudin verlangt aber nur,
dass keine Luxusguter finanziert werden. In einer Zeit, in der es Otto Normalverbraucher praktisch
verboten ist, Uberhaupt noch irgendwo zu rauchen, sollte den Sozialhilfebeziigern doch nicht noch
Tabakwaren finanziert werden. Das ist ein Widerspruch in sich selber. Der Vorstoss verlangt ganz
explizit, dass Ausgaben fur Tabakwaren und fur auswartig eingenommene Getranke gestrichen
werden. Alles andere ist ja gar nicht in Frage gestellt.

Marie-Theres Beeler (Grune) findet den Ansatz, die Situation von «Working Poor» zu andern,
sehr begriissenswert und mochte Reto Tschudin ermuntern, in dieser Richtung weiter zu machen.
Letzte Woche erhielt die Votantin von ihrer Krankenversicherung eine Statistik des Bundesamts flir
Gesundheit zugestellt. Darin steht, dass in der Schweiz 2.3 Millionen Menschen (oder 27.3% der
Bevolkerung) ganz oder teilweise Pramienverbilligung erhalten. Von diesen Menschen ist hier die
Rede. Schlusslicht bei den Pramienverbilligungen ist der Kanton Baselland mit 19.8%. Dies sei
hier noch zu bedenken gegeben.

Kathrin Schweizer (SP) weist darauf hin, dass die gehorten Beispiele allesamt «Working Poors»
betrafen. Ganz viele dieser Leute sind zusatzlich bei der Sozialhilfe angemeldet, obwohl sie den
ganzen Tag krippeln, weil ihnr Einkommen zum Leben nicht ausreicht. Die SVP und FDP méchten
nun bei allen — und auch bei den Genannten — kiirzen, weil sie das Gefiihl haben, es gibt ein paar,
die nur auf der faulen Haut liegen. Tatséchlich aber gehen ganz viele Sozialhilfebezlger in Pro-
gramme, sie werden instruiert und missen sich bewerben etc. Sie liegen nicht nur auf der faulen
Haut. Andere gibt es, die krank sind und die IV bezahlt nicht — oder noch nicht. M6chte man denen
denn auch noch 100 Franken wegnehmen? Das Anliegen ist wirklich geféahrlich. Es seien alle dazu
aufgefordert, nicht einmal dem Postulat zuzustimmen.

Roman Klauser (SVP) nimmt nicht an, dass alle, die sich im Verlauf der Diskussion gedussert
haben, Mitglied einer Sozialhilfebehérde sind und wissen, um was es geht. Der Votant ist es und
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hat so seine Erfahrungen gemacht. Wenn er merkt, dass nach dem fiinften oder sechsten
Deutschkurs, der vierten Abklarung und dem dritten Programm immer noch keine Anzeichen vor-
handen sind, etwas zu tun, um aus dem System rauszukommen — dann darf man sich fragen, was
fur einen Sinn die Finanzierung hat.

Adil Koller sprach die geringen Lohne und den GAV an. Der Votant hat das Vergniigen, Prasident
einer paritdtischen Kommission zu sein, der flr das gesamte Ausbaugewerbe BS die Lohne
macht. Bei den L6hnen ist man in Baselland absolut mit dabei. Nur ist die Entwicklung auf dem
Markt heute eine ganz andere. In gewissen Berufen finden die Leute in ihrem erlernten Beruf keine
Arbeit mehr, weil man sie glinstiger aus dem Ausland bezieht. Deshalb missen viele der hiesigen
Jungen nach Abschluss ihrer Lehre auf Temporarbiros gehen, weil sie keine richtige Stelle mehr
finden. Am Schluss dieser Kette landen diese in der Sozialhilfe. Und dort muss man schauen, was
man macht. Diejenigen, die es notig haben, sollen die Unterstiitzung erhalten, um anstandig leben
zu kénnen. Dabei ist aber eine Kontrolle bzw. der von Reto Tschudin aufgezeigte Weg sehr wich-

tig.

Peter Riebli (SVP) hdrte von der Gegenseite mehrfach den Begriff «Working Poor». Wenn eine
Familie mit einem steuerbaren Einkommen von CHF 130‘000 zu dieser Gruppe zahlen soll, dann
fragt er sich, welche Klientel hier eigentlich vertreten wird.

Regierungsrat Anton Lauber (CVP) kommen die Diskussionen ach so bekannt vor. Er denkt zu-
riick und erinnert sich, dass er vor 12, 16 Jahren auch mal Prasident einer Sozialhilfebehdrde war.
Schon damals wurde dartiber diskutiert. Ein Thema stand damals stets im Vordergrund, was heute
auch von Reto Tschudin aufgegriffen wurde: die berihmt-berichtigten Schwelleneffekte.

Wie ist die Situation im Baselbiet? Es wurde ein Vorstoss von Regula Meschberger relativ deutlich
mit 54:25 Stimmen Gberwiesen. Darin ging es um die Entwicklung einer Armutsstrategie fur den
Kanton, wobei es bei Weitem nicht nur um Sozialhilfe geht. Es gibt zudem eine sehr grosse Anzahl
weiterer Leistungen im Sozialbereich. Das Problem ist die Koordination und das Verhéltnis zu den
«Working Poor». In diesem Bereich bereiten die Schwelleneffekte in der Tat Probleme. Mit ande-
ren Worten lasst sich die von Reto Tschudin aufgebrachte Thematik im Rahmen der Debatte Uber
die Armutsstrategie diskutieren. Diese wird erarbeitet, von der Fachhochschule Nordwestschweiz
professionell begleitet, um eine fundierte Aussage dazu machen zu kénnen. Bezliglich der Schwel-
leneffekte gibt es namlich noch viel Auf- und Abklarungsbedarf.

Bei der Beantwortung des Vorstosses von Reto Tschudin hat sich die Regierung an den effektiven
Wortlaut gehalten. Es ist darin die Rede von Tabakwaren und anderem. Die Regierung mochte
nicht in diesen speziellen Punkt eingreifen. Viel wichtiger ist ihr eine Gesamtschau. Diese wird wie
gesagt im Rahmen der Armutsstrategie aufgezeigt werden kdnnen. Aufgrund der Komplexitéat die-
ses Themas braucht man aber noch etwas Zeit.

Jd Mit 42:41 Stimmen wird das Postulat nicht Uberwiesen.

Nr. 1900

69. Fairnessinitiative
2018/209; Protokoll: ps

Regierungsrat Anton Lauber (CVP) erlautert, dass es die Fairnessinitiative gebe, welche auf einer
Gemeindeinitiative basiere. Die Fragen von Jacqueline Wunderer sollen heute beantwortet wer-
den, damit keine rechtlichen Unsicherheiten fir die bevorstehende Abstimmung bestehen. Es gibt
eine bundesgerichtliche Rechtsprechung, welche es den Gemeinden erlaubt, sich bei besonderer
Betroffenheit zu engagieren. Sie durfen Flugblatter, Broschiiren, Zeitungsinserate und Plakate
einsetzen. Die Gemeinden sind 6ffentlich finanziert und vertreten alle Einwohnerinnen und Ein-
wohner, weshalb ein héherer Grad an Objektivitat und Sachlichkeit gewahrt werden muss. Gleich-
zeitig gibt es die allgemeine Regel, dass kein unverhaltnismassiger finanzieller Einsatz geleistet
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werden darf und sich die Ausgabe auf einen Gemeindeversammlungsbeschluss stutzt. Die Frage
der besonderen Betroffenheit ist im Zusammenhang mit der Fairness-Initiative nicht so einfach zu
beantworten. Die Entscheide betreffen kantonale Abstimmungen, von denen eine einzelne Ge-
meinde speziell betroffen ist und nicht eine Gemeindeinitiative. Es besteht somit keine richtige
Bundesgerichtspraxis, die zur Thematik zitiert werden kann, was Gemeinden dtirfen, wenn sie
selber eine Gemeindeinitiative lanciert haben. Zu den vorliegenden Ausfihrungen ist ein gewisser
somit rechtlicher Vorbehalt anzubringen.

Zu Frage 1: Gemass Rechtsprechung braucht es eine ausserordentliche Betroffenheit. Die speziel-
le Situation besteht hier darin, dass eine Gemeindeinitiative auf einen Einwohner- oder Gemeinde-
ratsbeschluss zurtickzufiihren sein muss. Darin ist eine starke Legitimation durch die Bevilkerung
zu sehen. Eine Gemeinde hat ein Interesse daran, Erfolg zu haben. Grundsatzlich ist die Frage zu
bejahen, auch fir Gemeindeinitiativen, mit der Schranke, dass die Gemeinde einer hoheren Objek-
tivitat verpflichtet ist.

Zu Frage 2: Dies wird als grundsatzlich zulassig erachtet, wenn an einer Gemeindeversammliung
oder durch einen Einwohnerrat beschlossen wurde, dass sich die Gemeinde entsprechend enga-
giert. Am besten sollte gleichzeitig mit dem Beschluss zur Initiative ein Kredit bewilligt werden. Ein
Nachtragskredit ist eine rechtmassige Ausgabengrundlage. Es kommt auf die innerkommunalen
Reglemente an. Die Gemeinden verfigen tber Finanzkompetenzen. Deshalb erscheint es gefahr-
lich, eine generelle Aussage zu machen. Es stellt sich die Frage, wie die Regelungen in den ein-
zelnen Gemeinden aussehen.

Zu Frage 3: Der Kanton ist grundsatzlich nicht dazu gezwungen, aufsichtsrechtlich einzuschreiten.
Er tut dies erst dann, wenn Vorschriften verletzt worden sind. Hier liegt kein offensichtlicher Grund
vor, dass es unrechtmassig ablauft.

Zu Frage 4: Sind die Voraussetzungen fur einen Abstimmungskampf erfillt, durfen sich die Ge-
meinden beteiligen. Erfolgt eine Anzeige gemass Gemeindegesetz an die Regierung, wirde die
zustandige Direktion bei der Gemeinde nach der gesetzlichen Grundlage fragen. Ware die Antwort
nicht befriedigend, misste von der Gemeinde verlangt werden, einen Nachtragskredit einzuholen.

Zu Frage 5: Der Kanton priift das Zustandekommen der Gemeindeinitiative. Finf Gemeinden
missen eine solche Initiative eingereicht haben. Die Frage ist, ob der entsprechende Beschluss
einer Gemeindeversammlung oder des Einwohnerrats vorliegt, die als Initiativgemeinde auftritt. Im
vorliegenden Fall sind nur Gemeinden beteiligt, die die Initiative wirklich mitgetragen haben und
keine, die nicht mitgemacht haben. Entsprechend missen letztere auch nicht mitfinanzieren.

Zu Frage 6: Die besondere Betroffenheit relativiert sich, wenn alle Gemeinden betroffen sind. Eine
abschliessende juristische Antwort kann der Votant nicht geben. Es gibt keine Antwort darauf, was
gilt, wenn eine Gemeindeinitiative gemeinsam vertreten wird. Der Votant geht davon aus, dass das
Recht besteht, sich zu engagieren, und daraus die Betroffenheit abgeleitet werden kann. Es kénn-
ten auch fiinf Gemeinden mit der Initiative durchdringen, und 86 kdnnten davon profitieren.

Zu Frage 7: Grundsatzlich ja.

Jacqueline Wunderer (SVP) bedankt sich fir die Beantwortung der Fragen. Es hat sich einiges
geklart. Sie hat keine zuséatzlichen Fragen.

:J/I: Die Interpellation 2018/209 ist erledigt.

Die néchste Landratssitzung findet statt am 8. Méarz 2018

Protokoll der 46. Sitzung vom 08. Februar 2018 2075



	1. Begrüssung, Mitteilungen
	− Verabschiedung von Marie-Theres Beeler
	− Verabschiedung von Landschreiber Peter Vetter

	2. Zur Traktandenliste
	− Zur Frage der Dringlichkeit: Interpellation von Adil Koller: Weitet sich die Zak-Affäre aus? (2018/208)
	− Zur Frage der Dringlichkeit: Interpellation von Jacqueline Wunderer: Fairnessinitiative (2018/209)

	3. Wahl eines Stellvertreters bzw. einer Stellvertreterin des Ombudsman für die Amtsperiode vom 1. April 2018 bis 31. März 2022
	− Detailberatung Landratsbeschluss
	− Rückkommen

	4. Ersatzwahl eines Ersatzmitglieds der Kantonalen Taxations- und Erlasskommission für die Amtsperiode vom 1. April 2018 bis 31. März 2022
	5. Änderung des Denkmal- und Heimatschutzgesetzes
	− 2. Lesung
	− Schlussabstimmung

	6. Änderung des Bildungsgesetzes vom 6. Juni 2002 (SGS 640) zur Umsetzung der Motion 2016/017 «Verfassungskonforme Entscheidungen – Abschaffung Bildungsrat»
	− 2. Lesung Bildungsgesetz
	− Schlussabstimmung
	− Detailberatung Landratsbeschluss

	7. Nicht formulierte Volksinitiative «Stopp dem Verheizen von Schüler/-innen: Ausstieg aus dem gescheiterten Passepartout-Fremdsprachenprojekt»
	− Fortsetzung der Eintretensdebatte
	− Detailberatung Landratsbeschluss
	− Schlussabstimmung

	8. Projekt Passepartout; Verantwortliche machen Zugeständnisse und geloben Besserung
	− Eintretensdebatte
	− Beschlussfassung

	9. Schullager in der Romandie
	− Eintretensdebatte
	− Beschlussfassung

	10. Beteiligungsbericht 2017
	− Detailberatung Landratsbeschluss
	− Rückkommen
	− Schlussabstimmung

	11. Sammelvorlage betreffend 16 Schlussabrechnungen von Verpflichtungskrediten; Abrechnungsperiode Januar 2017 – Oktober 2017
	− Detailberatung Landratsbeschluss
	− Rückkommen
	− Schlussabstimmung

	12. Abrechnung der grenzüberschreitenden ÖV-Linien für das Jahr 2015
	− Detailberatung Landratsbeschluss
	− Rückkommen
	− Schlussabstimmung

	13. H2 Pratteln, Liestal (HPL), Teil-Schlussabrechnung, Restkredit für die Fertigstellung der Rheinstrasse
	− Eintretensdebatte
	− Detailberatung Landratsbeschluss
	− Rückkommen
	− Schlussabstimmung

	14. Mensch mobil – Fahrten für Behinderte und Betagte in den OEV integrieren
	− Eintretensdebatte
	− Beschlussfassung

	15. Überprüfung von Fahrzeugverkäufen der Garage BUD
	− Detailberatung des Berichts
	Empfehlungen 7.1 – 7.3

	− Detailberatung des Landratsbeschlusses
	− Rückkommen
	− Schlussabstimmung

	16. Sekundarschulkreis Ergolz 1, SEK I Liestal Frenke, Gesamtsanierung, Ausgabenbewilligung (Projektierung)
	− Detailberatung des Landratsbeschlusses
	− Rückkommen
	− Schlussabstimmung

	17. Gymnasium Münchenstein, Chance nicht verpassen
	− Eintretensdebatte
	− Beschlussfassung

	18. Strengere Kostenvorgaben bei Bauvorhaben
	− Eintretensdebatte
	− Beschlussfassung

	19. Einführung in Staatskunde und Politik an den Schulen der Sekundarstufe II
	− Eintretensdebatte
	− Beschlussfassung

	20. Betrieb eines Schulheims für weibliche Jugendliche für eine ausgewiesene Nachfrage auf deutschschweizerischer Ebene
	− Eintretensdebatte
	− Beschlussfassung

	21. Fragestunde der Landratssitzung vom 8. Februar 2018
	Andreas Bammatter: No Billag – Haltung der BL-Regierung
	22. Registrierung der Bienenstände
	23. Kantonale Erlasse, die eine «Altersguillotine» enthalten
	24. SIP Nordwestschweiz
	25. Motorfahrzeugkontrolle beider Basel: Anzahl Nachkontrollen reduzieren
	26. Keine Luxusgüter für Sozialhilfebezüger
	69. Fairnessinitiative

